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Gott und Staat. 


Von 
Hans Kelsen (Wien). 


R: 


Das religiöse und das soziale Problem weisen eine merkwürdige 
Parallelität auf. Zunächst von der psychologischen Seite 
her. Analysiert man nämlich die Art und Weise, in der Gott und 
Gesellschaft, das Religiöse und das Soziale vom Einzelmenschen 
erlebt werden, zeigt sich, daß die Grundlinien des seelischen Tat- 
bestandes in beiden Fällen dieselben sind. 

Das soziale Erlebnis kündigt sich in dem Bewußtsein des 
Individuums an, verbunden zu sein mit anderen Wesen, die, weil 
auch sie als ge- und verbunden vorausgesetzt werden, kraft der 
gleichen Verbindung, in der sie mit dem das Soziale Erlebenden 
stehen, von ihm als gleichartig, als Genossen empfunden werden. 
Doch ist dies nur die erste Stufe. Indem man sich mit anderen ver- 
bunden und so den anderen gegenüber in mannigfacher Richtung 
gebunden weiß, fühlt man sich in dieses Netz von Bindungen ver- 
strickt und gefangen, in dieses Gefüge von Beziehungen verwoben, 
als ein unselbständiger Teil eines Ganzen, innerhalb dessen die 
eigene kleine Gliedfunktion erst ergänzt wird durch die Funktion 
der anderen Glieder; eines Ganzen, dessen Sinn eben jene Zusammen- 
fassung zu harmonischer Er-Gänzung ist, eines Ganzen, das man eben 
darum als über sich, dem bloßen Teil stehend, als ein Höheres emp- 
findet, von dem die eigene Gliedexistenz bedingt und ermöglicht 
wird, dem gegenüber sonach das Gefühl der Abhängigkeit sich ein- 
stellen muß. Und dieser Vorstellung der Unterordnung und Ab- 
hängigkeit des eigenen Ich entspricht notwendig die komplementäre 
Vorstellung einer die soziale Verflechtung, die Verpflichtung oder 
soziale Bindung stiftenden Autorität, als welche sich die Gesellschaft 

Logos, XI. 3. I8 
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— oder konkret und nicht abstrakt gesprochen — die soziale Gruppe 

im Bewußtsein des Einzelnen etabliert!). Das ist die zweite Stufe. 
Das religiöse Erlebnis kristallisiert sich um den Glauben 
an eine über dem Individuum stehende, dessen Existenz bedingende 
und dessen Verhalten bestimmende Autorität, von der man sich 
ebensosehr verpflichtet wie völlig abhängig fühlt. Wenn man die 
durchaus normative Autorität, mit der die Gottheit von der Seele 
des Einzelnen Besitz ergreift, mit jenem Anspruch unbedingten 
Gehorsams vergleicht, mit dem die Gesellschaft in das Bewußtsein 
des Individuums tritt, um sich dort immer mehr auszubreiten, wird 
man keinerlei Wesen-, ja nicht einmal einen Gradunterschied be- 
merken können, Denn es darf nicht übersehen werden, daß Absolut- 
heit der Autorität Gottes nur in der dogmatischen Theologie zuer- 
kannt wird, die empirische Psychologie aber ein seelisches Phäno- 
men von absoluter Kraft, Wirksamkeit oder Intensität nicht kennt. 
Auch im Herzen des Gläubigsten aller Gläubigen wird gelegentlich 
die Vorstellung eines göttlichen Gebotes versagen, ihre motivierende 
Wirkung auf das Verhalten des ansonsten gehorsamen Gottes- 
knechtes verlieren. Demgegenüber können wir aber immer wieder 
mit Staunen die gewaltige Macht beobachten, mit der die soziale 
Autorität die Menschen gegen ihre tiefsten Instinkte bis zur Ver- 
leugnung des Urwillens zum Leben, des Selbsterhaltungstriebes, 
zur freudigsten Selbstaufopferung zwingt. 

Mit dem Bewußtsein einer überindividuellen, autoritären Wesen- 
heit ist das religiöse Erlebnis durchaus nicht erschöpft. Zu seinem 
charakteristischen Gehalt gehört das Gefühl des die Gottheit Er- 
lebenden: eingestellt zu sein in einen universalen Zusammenhang, 
aufzugehen in einer umfassenden, auch andere als den Erlebenden 
selbst umfassenden Totalität, die durch die Gottheit vermittelt 
wird. In der Stiftung dieser das Individuum allseits ergreifenden 
Gemeinschaft, des Kosmos als einer innigen Gemeinschaft des Indi- 
viduums mit allen anderen gott-gewollten, gott-erfüllten Wesen, in 
dieser Gotteskindschaft und der dadurch vermittelten Gottes- 
brüderschaft aller Wesen erreicht der Gedanke der Gottheit 
erst seinen letzten Sinn, vollendet sich das religiöse Erleben. In 
ihm fließt, je mehr es sich vertieft, desto mehr auch die Vorstel- 
lung einer überindividuellen, vom Individuum verschiedenen, das 
Individuum mit den anderen Wesen zu einer kosmischen Gemein- 
schaft verbindenden Gottheit, mit der Vorstellung dieser gött- 
lichen, das Individuum mit allen anderen Wesen in sich be- 


ı) Vgl. Menzel, Zur Psychologie des Staates, IgI5. 
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fassenden Gemeinschaft zu einem einzigen Sein pantheistisch zu- 
sammen. Und darum ist es nur ein durch die Willkür der Darstellung 
erzeugter Schein, wenn man den Eindruck erhält, daß die Stufen- 
folge in der Dynamik des religiösen Erlebens die verkehrte sei wie 
jene des sozialen, weil dieses erst von der Gemeinschaft zur Auto- 
rität, jenes aber nur über die Autorität zur Gemeinschaft vordringe. 
Denn Autorität und Gemeinschaft sind auch für das soziale 
Gefühl nicht zwei verschiedene Objekte, sondern nur verschiedene 
Stadien der psychischen Bewegung, die nicht in eindeutiger Zeitfolge 
stehen. 

Die kosmische Gemeinschaft, die den Inhalt des religiösen Erleb- 
nisses darstellt, scheint sich aber von der sozialen dadurch nicht 
unwesentlich zu unterscheiden, daß diese sich auf Menschen be- 
schränkt, nur eine Verbindung von Menschen ist, während jene 
schlechthin alle — organischen wie anorganischen — Objekte um- 
faßt. Naturund Gesellschaft wollen sich gegenübertreten. 

Diesem Einwand, der die eingangs behauptete Parallele des 
religiösen und des sozialen Problems wieder in Frage zu stellen oder 
doch erheblich einzuschränken droht, kann jedoch begegnet werden. 
Der vollendete Gottesbegrift leistet zwei voneinander sehr verschiedene 
Funktionen. Gott ist der Ausdruck sowohl für den höchsten Zweck, 
den obersten Wert, das absolute Gut, als auch für die letzte Ursache. 
Er dient ebenso der Rechtfertigung alles Sollens, wie der Erklärung 
alles Seins, sein Wille ist die sittliche Norm, und zugleich das Natur- 
gesetz. Allein diesen Gehalt, den die Theologie im vollendeten Gottes- 
begriff entwickelt und durch den sie ihn wegen des darin gelegenen 
unversöhnlichen Dualismus logisch gesprengt hat, ist der ursprüng- 
lichen Gottesvorstellung noch fremd. Der Primitive unterscheidet 
an seiner Gottheit umso weniger eine ethisch-normative von einer 
natur-kausalen Seite, als ihm Rechtfertigungs- und Erklärungs- 
bedürfnis dasselbe sind. Seiner noch ganz und gar anthropomorphen 
Erkenntnis ist das Verhalten eines Dinges erklärt, wenn er es sich 
als die Befolgung eines Befehles denken kann; und die Gottheit — 
in ihrer Einheit oder Vielheit — erläßt ebenso an die Sonne das 
Gebot des Morgens aufzugehen, an die Bäume im Frühjahr zu blühen, 
wie an den Menschen seinen Bruder nicht zu töten. Indem nach der 
Vorstellung des Primitiven alle Dinge, und nicht bloß der Mensch 
unter Normen stehen, Normbefehle als Adressaten empfangen, ver- 
schwindet jede prinzipielle Scheidelinie zwischen dem Mensch und 
der übrigen Natur. Gerade darin liegt ja die anthropomorphe Welt- 


anschauung des Mythos, daß das Verhalten aller Dinge nach Art des 
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menschlichen Verhaltens, als eine Art menschliches Verhalten, alle 
Dinge als menschenähnliche, d. h. beseelte Wesen gedeutet werden. 
Die Natur der mythologischen Weltanschauung ist in der Tat eine 
-—- Gesellschaft, d. h. eine Verbindung, eine Verflechtung oder Ver- 
pflichtung von Menschen und als Menschen aufgefaßten sonstigen 
Wesen, ist ein universales System von Normen, die das Verhalten 
aller Gegenstände zum Inhalt haben und darum alle Gegenstände 
zu »Menschen«, d. h. zu Menschen im ethisch-normativen Sinne von 
Normadressaten oder »Personen« machen. In dem schrittweisen 
Zurückdrängen dieser mythologischen Weltanschauung setzt sich 
die moderne naturwissenschaftliche durch, die in bezug auf das Ver- 
halten der Dinge nicht mehr die Frage stellt, warum sie sich so ver- 
halten sollen, so zu verhalten verpflichtet sind, sondern dieses Ver- 
halten als Wirkung einer Ursache auffaßt ; ——- und Mühe genug hat, den 
landläufigen Begriff der Ursache von der Vorstellung eines an die 
Wirkung gerichteten, auf die Wirkung zielenden Befehles zu reinigen. 
Indem sie aber diese Art der Betrachtung konsequenterweise auch 
auf den Menschen ausdehnt, wird die Gesellschaft, soferne sie 
als ein Inbegriff tatsächlicher, kausal bestimmter Verhaltungen 
der Menschen angesehen wird, zur -—— Natur, zu einem, von anderen 
Teilen des universalen Kausalzusammenhanges nicht wesentlich 
abzuscheidenden Stück der Natur. Und nur soferne sich die auf das 
Soziale gerichtete Betrachtung als eine ethisch (oder juristisch) 
normative bewährt, kann die Gesellschaft als ein von der Natur 
verschiedener Gegenstand konstituiert werden. 

Sieht man von der späteren durch die vordringende wissenschaft- 
liche Betrachtungsweise veranlaßten Belastung des Gottesbegriffes 
mit der -—- diesen Begriff auflösenden — Funktion einer letzten 
Kausalerklärung ab und hält man an seiner ursprünglichen und zu 
allen Zeiten ureigentlichen ethisch-normativen Bedeutung fest, 
dann ist die ungetrübte Einsicht in die innige Beziehung zwischen 
dem religiösen und sozialen Tatbestand gesichert. Denn die durch 
die Vorstellung Gottes vermittelte Gemeinschaft ist die Gesellschaft, 
und in der dem Individuum als überindividuelle verbindende und 
normativ verpflichtende Autorität gegenübertretenden Gesellschaft 
erkennt man leicht den gebietenden und verbietenden Gott. Das 
Wesen des religiösen Erlebens bildet ein soziales, das Wesen des 
sozialen Erlebnisses ein religiöser Moment. So ist es begreiflich, 
daß jede Religion ihre soziale Erscheinungsform hat, daß sie historisch 
überhaupt nur als eine spezifische gesellschaftliche Ordnung auftritt, 
daß die primitive soziale Gruppe zugleich religiöse Gemeinschaft 
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ist. Es ist nicht so, wie man sich dies gewöhnlich vorstellt, daß der 
Primitive zwei verschiedene Ordnungen unterscheidet: die soziale 
und die religiöse, wobei er sich diese nach dem Muster jener gestaltet, 
Gott die Natur so beherrschen läßt, wie er den König oder Häupt- 
ling sich selbst und seine Genossen beherrschen sieht. Vielmehr fallen 
beide Ordnungen zusammen, da für den Primitiven der König mit 
Gott identisch ist oder doch als Repräsentant, als Sohn, Diener, 
Werkzeug Gottes, und sein Befehl als Wille Gottes gilt. 

Wenn Durkheim!) auf Grund seiner Untersuchungen über 
den Totemismus zu dem Ergebnis kommt, Gott sei bloß der Ausdruck 
für die Gesellschaft, so ist dem nur noch hinzuzufügen, daß auch 
die Gesellschaft der Ausdruck Gottes, d. h. des religiös-autoritären 
Erlebens der die Gesellschaft bildenden Menschen ist. Worauf es 
bei dieser Herabsetzung des Religiösen zum Sozialen, oder dieser 
Erhebung des Sozialen zum Religiösen ankommt, ist: daß sich vom 
Standpunkt psychologischer Tatsachenforschung —- und nicht theo- 
logischer, metaphysischer Spekulation - - das religiöse Erleben rest- 
los als das soziale beschreiben läßt, daß in dem für das religiöse 
wie soziale Erlebnis gleicherweise wesenhaften Autoritäts- und Ge- 
meinschaftsmoment in beiden Fällen kein verschiedener Inhalt zu 
finden ist. 

Schon Feuerbach hat erkannt, daß es kein besonderes 
religiöses Gefühl, keinen besonderen religiösen Sinn und folglich 
auch keinen besonderen Gegenstand gäbe, auf den ausschließlich 
und allein das religiöse Erlebnis bezogen, die religiöse Verehrung 
gerichtet ist 2). Zwischen Gottes- und Götzendienst besteht - - wenig- 
stens vom psychologischen Standpunkt, der theologische bleibt 
hier noch außer Frage, -— kein wesentlicher Unterschied. Insbesondere 
ist die Helden- und Fürstenverehrung (ihrem seelischen Befund wie 
ihrer äußeren Erscheinungsformen nach) von durchaus der gleichen 
Art wie die Anbetung der Gottheit. Nicht das ist entscheidend, 
daß Helden- und Fürstenverehrung, sobald sie einen gewissen Grad 
erreicht hat, religiöse Formen annimmt, ihren Gegenstand auch im 
sprachlichen und zeremoniellen Ausdruck vergottet, sondern dies, 
daß es die gleiche seelische Wurzel ist, der diereligiöse wie die soziale 
Einstellung des Menschen entstammt. 

Die psychologische Gleichartigkeit der religiösen wie der sozialen 


r) Durkheim, Les formes &l&mentaires de la vie religieuse. Paris 1912, S. 322. 


Vgl. auch S. 295 u. 597. 
2) Feuerbach, Wesen der Religion. Sämtliche Werke, Stuttgart, Bd. 8, 
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Einstellung ist nach Freud!) nicht zuletzt daraus zu erklären, 
daß beide Bindungen auf ein und dasselbe seelische Grunderlebnis 
zurückgehen, das in der Beziehung zur religiösen wie in jener zur 
sozialen Autorität gleicherweise sich auswirkt. Es ist das Verhältnis 
des Kindes zum Vater, der als Riese, als übermächtige Gewalt in 
die Seele des Kindes eindringt und für das Kind die Autorität schlecht- 
hin wird. Als Vater wird dann auch späterhin jede Autorität erlebt, 
als Väterersatz tritt der angebetete Gott, der bewunderte Held, der 
mit ehrfürchtiger Scheu geliebte Fürst auf, nur als Repräsentanten 
des Vaters können diese Autoritäten alle jene seelischen Affekte für 
sich auslösen, die die Menschen zu Kindern ohne eigenen Willen, 
ohne eigene Meinung machen. Schon Goethe läßt in seiner tief- 
sinnigen »Pandora« des Epimetheustochter, Epimeleia, die Worte 
sprechen: O Vater du! Ist doch ein Vater stets ein Gott! — Sicher- 
lich erklärt sich von dieser Anschauung her die keineswegs selbst- 
verständliche Tatsache, daß die Gottheit aller Religionen und nicht 
nur der primitivsten, unter dem Namen eines Vaters verehrt wird, 
und daß den gleichen Namen und die gleiche Stellung zu allen Zeiten 
auch die Fürsten ihren Untertanen gegenüber in Anspruch genommen 
und damit, wohl von sicherstem Instinkte geleitet, ihre Herrschaft 
auf das tiefste und stärkste Fundament in der menschlichen Seele 
gestützt haben ?). 

Gerade an dem Verhältnis zum geliebten Vater kann man ver- 
stehen lernen, wie die nur mit Beeinträchtigung des Selbstbewußt- 
seins vollziehbare Unterwerfung lustvoll sein, wie es geradezu einen 
Trieb zu solcher Unterwerfung unter eine — bewußt oder unbewußt 
— als Vater erlebte Autorität geben kann. Indes wäre es ein gewiß 
sehr dürftiges und unvollständiges Ergebnis, wollte man sich damit 
begnügen, die gemeinsame Wurzel für die religiöse und soziale Hal- 
tung des Menschen in dessen ursprünglichem Unterwerfungstrieb 
zu erkennen; zöge man nicht — dank der psychoanalytischen For- 
schungen Freuds — die Ambivalenz, das ist die Zweideutigkeit, die 
janusköpfige Doppelrichtung so aller wie dieses Triebes in Rechnung. 
Wie Liebe zugleich Haß, so ist jede irgendwie lusterzielende Sucht, 
sich zu unterwerfen, zugleich der Wunsch, sich andere zu unter- 
werfen; die Demut zwar nicht logisch aber doch psychologisch irgend- 
wie ident mit dem Willen zur Macht. Nimmt man die Religion in 
ihrer historischen Erscheinungsform, dann war noch nie ein Gläubiger 


ı) Freud, Totem und Tabu, 2. Aufl. 1920. 
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zufrieden, mit seinem Gotte allein zu sein; stets hat man sich einem 
Gotte unterworfen, um andere diesem Gott unterwerfen zu können. 
Und je tiefer die eigene Unterordnung, je fanatischer die religiöse 
Selbstentäußerung, desto gewaltiger die Erhöhung der Gottheit, 
desto leidenschaftlicher der Kampf für diese Gottheit, desto schranken- 
loser der Trieb, im Namen der Gottheit die anderen zu beherrschen, 
desto triumphaler der Sieg dieser Guttheit, weil es nur ein Sieg des 
sich mit seiner Gottheit identifizierenden Glaubenskämpfers ist. 
Das aber ist keineswegs die spezielle Psychologie des Religiösen, 
es ist vielmehr schlechthin die Psychologie des Sozialen: Selbst- 
unterwerfung unter die Autorität der Gruppe, damit auch die anderen 
ihr gleichermaßen unterworfen werden; eben jene anderen, die 
ich nicht über mir, die ich höchstens neben mir dulden, mir gleich 
haben will und die ich, weil ich sie nicht unmittelbar beherrschen 
kann, dadurch mittelbar beherrsche, daß ich sie gerade meiner Au- 
torität untertan — und »meine« Autorität ist nicht nur, ja nicht 
so sehr die Autorität, die ich, weil ich sie anerkenne, habe, sondern 
auch und vielmehr, die Autorität, die ich dadurch bin — vor meiner 
Fahne sich beugen sehe. Und diese Fahne ist zwar nach außen nur 
das Symbol der Gruppe, nach innen aber um so restloser der Aus- 
druck des zurückgedrängten Ich, je bedingungsloser sich dies Ich mit 
der maßlos erhöhten Gruppe identifiziert, die Selbstunterwerfung 
so durch Selbsterhöhung ausgleichend. So wie der Primitive zu 
gewissen Zeiten, wenn er die Maske des Totemtieres, das ist seines 
Stammgötzen, vornimmt, alle Ausschreitungen begehen darf, die 
sonst durch strenge Normen untersagt sind, so darf der Kultur- 
mensch hinter der Maske seines Gottes, seiner Nation oder seines 
Staates alle jene Instinkte ausleben, die er als einfaches Gruppen- 
glied, innerhalb der Gruppe ängstlich zurückdrängen muß. Während 
jeder, der sich selbst lobt, als Prahler verachtet wird, darf jeder 
doch ungescheut seinen Gott, seine Nation, seinen Staat loben, 
obgleich er damit doch nur seiner eigenen Eitelkeit iröhnt, und 
während man den Einzelnen als solchen in keiner Weise für legitimiert 
erachtet, andere zu zwingen, zu beherrschen oder gar zu töten, so 
ist es doch sein höchstes Recht, dies alles im Namen Gottes, der 
Nation oder des Staates zu tun, die er eben darum als »seinen« Gott, 
»seine« Nation, »seinen« Staat liebt, mit denen er sich liebend identi- 
fiziert. 

Zieht man den auf der politischen Schaubühne das religiöse 
oder soziale Spiel Tragierenden ihre Masken vom Gesicht, dann ist 
es nicht mehr Gott, der belohnt und straft, der Staat, der verurteilt 
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und Krieg führt, dann sind es Menschen, die anderen Menschen 
Zwang antun, ist es Herr X, der über Herrn Y triumphiert, oder 
eine Bestie, die ihren wieder lebendig gewordenen Blutdurst stillt. 
Fallen die Masken, verliert das Spiel seinen eigentlichen Sinn; sieht 
man von den Masken ab, verzichtet man eben auf jene spezifische 
Deutung, in der allein so etwas wie Religion oder Gesellschaft besteht! 
In diesem Bilde steckt eine letzte methodologische Einsicht: Dieses 
Von-den-Masken-Absehen, dieses durch die Masken hindurch die 
nackten, naturnotwendig, kausal bestimmten Bewegungen der Seelen 
und Körper sehen, das ist der Standpunkt der naturwissenschaftlich 
orientierten Psychologie und Biologie. Von ihm aus sieht man weder 
Religion, noch Nation, noch Staat. “Denn das sind gerade die »Mas- 
ken«, sind die spezifischen Ideologien, die sich auf dem Unterbau 
der realen Tatsachen erheben; ideelle Systeme von Wertbeziehungen 
oder Normen, die der menschliche Geist sich bildet, in deren imma- 
nente Eigengesetzlichkeit man sich einfühlen, einstellen muß, damit 
einem überhaupt jene Gegenstände gegeben seien, die man als Reli- 
gion, Nation, Staat usw. bezeichnet. Wer nur die körperlichen und 
seelischen Akte sieht, nach ihren Ursachen und Wirkungen fragt, 
wird nur Natur und nichts als Natur sehen. Daß die Willensäußerung 
deseinen Lebewesens zur Ursache für das Verhalten eines anderen wird, 
ist an sich ebensowenig eine soziale Tatsache, wie daß der Vogel 
vor der Schlange flieht, oder die Wärme die Körper ausdehnt. Nur 
vom Standpunkt der eigengesetzlichen, dem naturwissenschaftlichen 
Standpunkt gegenüber gänzlich andersgesetzlichen Ideologie ist jene 
Deutung möglich, die den spezifischen sozialen Sinn ergibt. 

Ist Gesellschaft nur als Ideologie zu begreifen, so ist Religion 
nur eine besondere soziale Ideoiogie. Sie ist ursprünglich identisch 
mit jener sozialen Ideologie, die man in einem weitesten Sinne als 
Staat bezeichnen kann; auf dieser Stufe der Entwicklung fallen die 
Vorstellungen von Gott und Staat geradezu zusammen ; der National- 
gott ist einfach die in der Personifikation vergöttlichte Nation. Es 
ist der schon in einem anderen Zusammenhange erwähnte Zustand, 
in dem die religiöse und die rechtliche Organisation, in der Kirche 
und Staat identisch sind. Allmählich, und zwar speziell in der Ent- 
wicklung der christlichen Religion, vollzieht sich eine Loslösung des 
Gottesbegriffes von der nationalen Gemeinschaft. Diese Ausbildung 
eines übernationalen Gottes geht Hand in Hand, ja ist im Grunde 
genommen identisch mit der Bildung eines Menschheitsbewußtseins, 
der Idee einer überstaatlichen Gesellschaft, einer die einzelstaat- 
lichen Schranken sprengenden Gemeinschaft aller Menschen. Der 
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kosmopolitische Gott des Christentums, der schon als Gott der 
»Liebe« ein eminent sozialer Gott ist, kann gewiß nur als die Per- 
sonifikation dieser Menschheitsidee ganz verstanden werden. Daß es 
trotz dieses überstaatlichen Menschheitsgottes der christlichen Reli- 
gion, neben diesem ‚einig -einzigen Gott noch zahlreiche andere 
Götter gibt, nämlich ebensoviele als es Nationalstaaten gibt, kann 
bloß dem verborgen bleiben, der als Gott nur ausspricht, was sich 
selbst so nennt. Solange es viele Völker gibt, sagt schon Feuer- 
bach, solange gibt es auch viele Götter, denn der Gott eines Volkes, 
wenigstens sein wirklicher Gott, welcher wohl zu unterscheiden ist 
von dem Gott seiner Dogmatiker und Religionsphilosophen, ist 
nichts anderes als sein Nationalgefühl !), noch richtiger: ist das 
Volk selbst. 

Angesichts dieser Sachlage ist es nicht zu verwundern, daß die 
Lehre vom Staate, diesem vollendetsten aller sozialen Gebilde, dieser 
entwickeltsten aller Ideologien, ganz auffallende Uebereinstimmungen 
mit der Lehre von Gott, der Theologie, aufweist. Das gilt nicht etwa 
bloß von jener Staatstheorie, die nach dem Vorbild Hegels bewußt 
auch in ethischem Sinne auf eine Verabsolutierung und somit Ver- 
göttlichung des Staates abzielt, dem sie alle jene \Wesensmerkmale 
zuspricht, die die Theologie von Gott auszusagen weiß. Das gilt 
in unerwartet weitem Ausmaße von der ganzen älteren wie neueren 
Staatstheorie überhaupt. \WVenn deren Problemstellungen und 
Problemlösungen in einer ganz verblüffenden Parallele zu jenen 
der Theologie stehen, so hat das, ganz abgesehen von dem wesent- 
lich psychologischen Gesichtspunkt, unter dem bisher das Verhält- 
nis des Religiösen zum Sozialen betrachtet wurde, seinen Grund 
in einer erkenntnistheoretischen Situation, die im folgenden auf- 
geklärt werden soll. 


11. 


Von einem erkenntniskritischen Standpunkte ?) aus stellt sich 
der Begriff Gottes als Personifikation der Weltordnung dar. Indem 
man die Welt begreifen will, setzt man sie als ein sinnvolles Ganze, 
d. h. aber als eine einheitliche Ordnung alles Geschehens voraus. 
In diesem Zusammenhange ist ıs gleichgültig, ob diese Ordnung 
als System von Normen oder Kausalgesetzen, oder als beides gedacht 


DEAMAHORS. 49: 
2) Vgl. dazu: Kelsen, Der soziologische und der juristische Staatsbegriff, 


Tübingen 1922. 


270 Hans Kelsen: 


wird. Worauf es allein ankommt ist die Tatsache, daß die abstrakte 
Idee der Einheit dieser Ordnung sich einen anschaulichen Ausdruck 
in dem anthropomorphen Denkbehelf der Personifikation sucht. 
In einer für das primitive Denken typischen Verwechslung eines 
Erkenntnismittels mit einem Erkenntnisgegenstand wird die Personi- 
fikation hypostasiert, d. h. es wird für einen realen Gegenstand 
genommen, was nur ein Werkzeug war, sich des Gegenstandes zu 
bemächtigen, der Erkenntnisgegenstand auf solche Weise aber ver- 
doppelt und so das Scheinproblem des Verhältnisses zweier \Wesen- 
heiten erzeugt, wo im Grunde nur die Einheit eines und desselben 
Objektes zum Ausdruck kommen sollte. Das Verhältnis von Gott 
und Welt ist der eigentliche Gegenstand der Theologie. 

Auch der Staat wird wesentlich als Person gedacht und ist als 
solche nur die Personifikation einer Ordnung: der Rechtsordnung. 
Die Vielheit der rechtlichen Beziehungen der Individuen als Einheit 
zu begreifen, dem dient der Begriff der Rechtsordnung. Die abstrakte 
Einheit der Rechtsordnung aber wird veranschaulicht in der Vorstel- 
lung einer Person, deren Willen ebenso den Inhalt dieser Rechtsord- 
nung bedeutet, wie der Wille Gottes in der Weltordnung — sei es 
als moral- oder kausalgesetzliche Ordnung — zum Ausdruck kommt. 
Wenn das Recht der Wille des Staates ist, dann ist der Staat die 
Person des Rechts, d. h. aber die Personifikation des Rechtes. Diese 
Einsicht verliert sehr von ihrem zunächst paradoxen Anschein, wenn 
man sich besinnt, daß der Staat als Ordnung begriffen werden 
muß, als eine spezifische Ordnung menschlichen Verhaltens, als 
tafıs oder ovvrafıs, wie ihn schon Plato und Aristoteles!) charak- 
terisieren. Welch andere Ordnung als gerade die Rechtsordnung 
aber könnte der Staat wohl sein, wenn von vornherein zugegeben 
werden muß, daß der Staat in irgendeinem Wesensbezug zum Recht 
steht, und wenn man ernstlich nicht annehmen kann, daß zwei Ord- 
nungen: eine Staats- und eine von ihr verschiedene Rechtsordnung 
in Konkurrenz nebeneinander stehen? Der in anderem Zusammen- 
hange erbrachte ausführliche Beweis dafür, daß der Staat in jeder 
Hinsicht nur die Rechtsordnung sein könne, erübrigt hier, da es 
genügt zu erkennen, daß der Staat, sofern er Gegenstand der Rechts- 
wissenschaft ist, — und die Staatslehre auch der herrschenden Dok- 
trin ist vornehmlich Staatsr ech t slehre — nur das Recht sein kann. 
Denn Gegenstand der Rechtserkenntnis ist nur das Recht und nichts 
als das Recht, und den Staat rechtlich begreifen — was der Sinn der 
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Staatsrechtslehre ist —, kann nichts anderes bedeuten, als den Staat 
als Recht begreifen. Gewiß, das Wort Staat hat viele Bedeutungen, 
und nicht jeder der zahlreichen Sprachgebräuche, nach denen der 
Staat bald herrscht, bald beherrscht wird, bald ein Volk, bald ein 
Gebiet, bald eine Verfassung bezeichnet, bald mit einem größeren, 
bald mit einem kleineren, niemals aber scharf abgrenzbaren Kreise 
von irgendwie qualifizierten Personen identifiziert wird, kann sich 
. mit dem hier bestimmten Begriff des Staates decken. Aber jener Staat, 
der als Erzeuger oder doch zumindest als »Träger« der Rechtsordnung 
auftritt, der Staat, auf den sich — wie die herrschende Doktrin an- 
nimmt — jeder Rechtssatz seinem Inhalt nach wenigstens insofern 
beziehen muß, als jeder Rechtssatz — gleichviel wie man sich seine 
Entstehung denkt — letztlich in der Statuierung eines Zwangsaktes 
mündet, dessen Charakter als Staatsakt noch niemand bezweifelt hat, 
der Staat, dessen allseitige Beziehung zum Recht derart vorausgesetzt 
wird, daß die Rechtsstaatstheorie kein Stück des Staates als außer- 
halb des Rechtes stehend, die positive Rechtstheorie kein Stück des 
Rechtes als außerhalb des Staates stehend zugeben kann, dieser 
Staat der allgemeinen Staatslehre ist als Ordnung identisch mit dem 
Recht, ist als Person nur die Personifikation, der anthropomorphe 
Ausdruck der Einheit des Rechts. Wenn die von der Rechtserkennt- 
nis zur Veranschaulichung der Einheit des Rechtssystems gebildete 
Person, genannt »Staat«, in der üblichen Weise hypostasiert und als 
ein besonderes Wesen dem Recht — dessen Einheitsausdruck diese 
Staatsperson nur ist — gegenübergestellt wird, so ist durchaus die 
gleiche Problem- oder Scheinproblemlage gegeben, wiein der Theologie. 
Diese kann nur insoweit als eine von der Moral- oder Naturwissen- 
schaft verschiedene Disziplin bestehen, als an der Transzendenz 
Gottes gegenüber der Welt — diesem Grunddogma aller Theologie 
— an der Existenz eines supranaturalen, d. h. überweltlichen Gottes 
festgehalten wird; sowie ja auch eine von der Rechtslehre verschiedene 
Staatslehre nur möglich ist, solange man an die Transzendenz des 
Staates gegenüber dem Recht, an die Existenz oder besser gesagt 
an die Scheinexistenz eines metarechtlichen, überrechtlichen Staates 
glaubt. 

Indem der Staat als ein dem Recht transzendentes Wesen, aber 
doch grundsätzlich immer nur mit Bezug auf das Recht charak- 
terisiert wird, führt der Versuch die Eigenschaften des Staates 
zu bestimmen, zur Feststellung bloß negativer Qualitäten. Die 
üblicherweise als das wesentlichste Merkmal des Staates angesehene 
Souveränität bedeutet im Grunde nichts anderes, als daß der 
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Staat höchste Macht sei, was nicht anders als negativ, nämlich in 
der Weise bestimmt werden kann, daß er keine höhere Macht über 
sich hat, eine von keiner höheren Macht abgeleitete, durch keine 
höhere Macht beschränkte Macht ist. So führt auch die Betonung 
der Transzendenz Gottes in der Theologie dazu, das Wesen Gottes 
in negativen Prädikaten zu schildern. Der staatsrechtliche Begriff 
der Souveränität müßte sich trefflich für die Zwecke der Gottes- 
lehre- verwenden lassen, denn in ihm drückt sich ja nur die Verab- 
solutierung des Gegenstandes aus. Ohne sich auch im geringsten 
des Zusammenhanges mit der Theologie bewußt zu sein, hat die 
Jurisprudenz erkannt, daß der Staat, sofern er als souverän erklärt, 
d. h. verabsolutiert, als absolut höchstes Rechtswesen vorausgesetzt 
wird, das einzige Rechtswesen sein muß, weil die Souveränität 
des einen Staates —- denkt man den Begriff der Souveränität 
konsequent zu Ende - - die Souveränität jedes anderen Staates und 
damit jeden anderen Staat als souveränes Gemeinwesen ausschließt. 
Daß diese Einsicht als Argument gegen die Zuerkennung der Souve- 
ränität an den einzelnen Staat verwendet werde, ist hier bedeutungs- 
los, wo es nur darauf ankommt zu zeigen, daß auch die mit so ge- 
waltigem Pathos gelehrte Einzigkeit des theologischen Gottes die 
volle Uebereinstimmung der logischen Struktur dieses Begriffes mit 
jener des juristischen Begriffes eines souveränen Staates bestätigt. 
Wenn die Souveränität des Staates als Macht gedeutet wird, so ist 
es ja gerade die Macht, die jede Theologie als das Wesen ihres Gottes 
behauptet, und die, zur absoluten Allmacht gesteigert, auch vom 
Staate ausgesagt wird; zunächst wohl nur in einem normativen 
Sinne, indem man mit der Omnipotenz des Staates nur ausdrücken 
will, daß der Staat in seiner spezifischen Rechtssphäre alles kann, 
was er will, daß die Rechtsordnung jeden beliebigen Inhalt auf- 
nehmen kann. Indes spricht man nicht selten von einer Allmacht 
des Staates auch in einem natürlichen Sinne. Die staatstheoretische 
Betrachtung neigt nur zu sehr dazu, aus der Sphäre der Rechts- 
wirklichkeit in die der Naturwirklichkeit auszugleiten, die Macht 
des Staates, die als eine Rechtsmacht, eine Geltungs potenz 
ist, mit einer natürlichen Wirkungsquelle, einer physisch- 
psychischen Kraft zu verwechseln. Nicht als ob eseine solche physisch- 
psychische Kraft überhaupt nicht gäbe! Der realpsychische Akt 
des Vorstellens der die staatliche Ordnung bildenden Normen ist 
ein in der Welt der Naturwirklichkeit stehendes Faktum und hat 
— als Ursache - - seine Wirkungen. Die bald größere, bald geringere 
motivierende Kraft dieser Vorstellungen ist sicherlich eine »Macht« 
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im natürlichen Sinn, nur daß dieses Faktum nicht mit der ideell 
normativen Ordnung vermengt werden darf, die allein als Staats- 
oder Rechtsordnung in Betracht kommt. Allerdings besteht die 
deutliche Tendenz, den Staat mit diesem Faktum einer realen, als 
Ursache von Wirkungen auftretenden Macht zu identifizieren und 
gerade in diesem Sinne dem Recht als einem bloß ideellen System 
von Normen gegenüberzustellen. Allein ebensogut kann man die 
ideelle Ordnung als Staatsordnung ansprechen und deren Rea- 
lisation das Recht nennen, das Recht als reale, die mensch- 
lichen Seelen beherrschende, die menschlichen Handlungen ursäch- 
lich bestimmende Macht, als Rechtsmacht begreifend. So wie man 
in der Theologie mitunter annimmt, daß Gott nur die Welt in Ge- 
danken, die Welt nur Gott in Wirklichkeit, der wirkliche Gott ist }). 
Recht und Staat kann man nicht in den Gegensatz von Ge- 
danken und Wirklichkeit einstellen, wenn man beide, Recht und 
Staat, unter beiden Gesichtspunkten zu erfassen zu können glaubt. 
In Wahrheit müssen aber die (sich einer aufs Ideelle gerichteten 
Betrachtung allein darbietende) mit der Rechtsordnung identische 
Staatsordnung und die (nur einer auf die Naturwirklichkeit gerichte- 
ten Betrachtung gegebene) Seinstatsache des Vorstellens und Wollens 
solcher Ordnung, als zwei verschiedene Gegenstände deutlich aus- 
einander gehalten werden. Indes, so wie die staatstheoretische Be- 
trachtung die ideelle Staatsordnung in ihrer spezifischen Sollgeltung 
mit dem Staat als einer in Seinswirksamkeit stehenden Macht identi- 
fiziert, so wird mitunter die juristische Allmacht des Staates zu einer 
natürlichen, absolut unwiderstehlichen Kraft mißdeutet. Nicht 


ohne den - - bewußten oder unbewußten — Hintergedanken, eine 
zweifellos vorhandene natürliche Kraft — die motivierende Kraft 
der Normvorstellungen - - dadurch wesentlich zu verstärken, daß 


man den Glauben an ihre Unwiderstehlichkeit erzeugt. Bewährt 
sich nicht gerade in dieser Richtung die Analogie zwischen Staat 
und Gott, der, nach einem geistvollen Worte nur dann und nur 
soweit existent ist, als man an ihn glaubt? 

Durch die —- vor allem gegen den Pantheismus — mit Nach- 
druck betonte Transzendenz Gottes gegenüber der Welt gerät die 
Theologie in die gleiche Schwierigkeit wie die Staatsrechtslehre 
angesichts der von ihr behaupteten metarechtlichen Natur des 
Staates. Erkenntnistheoretisch besteht die Schwierigkeit, ja die 
Unmöglichkeit der Situation in beiden Fällen darin, daß zwei von- 
einander verschiedene und unabhängige Systeme, Gott und Welt, 
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274 Hans Kelsen: 


Staat und Recht, innerhalb einer und derselben Erkenntnissphäre 
auftreten, während die prinzipielle Tendenz aller Erkenntnis auf 
systematische Einheit gerichtet ist. Diese Schwierigkeit drückt 
sich aber sowohl in der Theologie als auch in der Staats- und Rechts- 
lehre nicht rein erkenntnistheoretisch aus. In der Theologie heißt 
es etwa so: Mit den Eigenschaften Gottes ist eine von diesem un- 
abhängige Welt unvereinbar. Die Welt muß, um überhaupt zu sein, 
irgendwie von Gott sein. Gott ist die Weltursache, er hat die Welt 
erzeugt und, erzeugt sie immer wieder. Und umgekehrt könnten die 
Menschen als Teil der Welt, sich von Gott keine Vorstellung machen, 
den Gedanken Gottes gar nicht fassen, wenn nicht Gott auch irgend- 
wie von der Natur der Welt, des Menschen, wäre. Es müssen also 
die beiden einander ausschließenden Prinzipe der Erhabenheit Gottes 
über die Welt und seine positive Beziehung zur Welt irgendwie doch 
miteinander vereinbart werden, denn Gott ist zwar seinem Wesen 
nach mit der Welt unverworren, aber dennoch kann man sich Gott 
nicht ohne Welt, die Welt nicht ohne Gott vorstellen. Die gleiche 
Vergewaltigung der Logik zeigt die Staatsrechtslehre. Diese behauptet 


durchaus das Analoge: Der Staat ist eine vom Recht verschiedene 


und unabhängige Wesenheit, er ist letzten Endes metarechtlicher 
Natur, aber dennoch kann man sich den Staat nicht ohne Recht, 
das Recht nicht ohne Staat denken. Der Staat ist Erzeuger oder 
Träger des Rechts, der Staat steht alsö über dem Recht, anderer- 
seits aber ist der Staat doch wieder von der Natur des Rechts, ‚dem 
Recht unterworfen, Rechtswesen, Rechtsperson. 

Und so wie das Problem in Theologie und Staatslehre das gleiche 
ıst, nämlich das gleiche Scheinproblem eines Verhältnisses zwischen 
einem System und seiner Hypostasierung (ein Verhältnis ist nur 
innerhalb des Systems denkbar), so findet es auch in beiden 
Disziplinen die gleiche Lösung, wenn anders man einem logisch un- 
lösbaren Problem gegenüber als Lösung etwas anderes gelten lassen 
will als die radıkale Auflösung des Problems, d. h. seine Entlarvung 
als Scheinproblem. Der überweltliche Gott verwandelt sich in die 
Welt, bzw. in deren Repräsentanten, den Menschen, indem sich die 
Wesenheit Gottes in zwei Personen spaltet, in Gott-Vater und Gott- 
Sohn, den Gott-Menschen oder die Gott-Welt. In der Person des 
Gott-Menschen unterwirft sich Gott der von ihm selbst gesetzten 
Welt-Ordnung, der sittlichen sowohl als der naturgesetzlichen, 
schränkt sich die von vornherein schrankenlose Macht des göttlichen 
Willens selbst ein. Als Gott-Mensch verzichtet Gott auf seine All- 
macht, das Weltgeschehen richtet sich nicht nach seinem Willen, 
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sondern umgekehrt; als Gott-Sohn fügt er sich in Gehorsamspflicht 
gegen Gott-Vater. Unter dem Gesichtspunkt der Selbstbeschränkung, 
der Selbstverpflichtung Gottes wird diese Lehre von der Welt- 
Werdung Gottes in der Theologie vorgetragen. Ihr entspricht haar- 
genau die bekannte, den Kern der Staatsrechtstheorie bildende Lehre 
von der Selbstverpflichtung des Staates. Der vom Recht 
wesensverschiedene, als Macht zu begreifende, allmächtige und darum 
seinem Wesen nach unbeschränkte, »souveräne«, durch keine Norm 
gebundene Staat, muß schließlich doch zum Recht werden, sich 
in ein Rechtswesen, in eine juristische Person verwandeln, die, weil 
sie die Rechtsordnung über sich hat, aus der Rechtsordnung ihre 
»Macht« ableitet, nicht mehr »souverän« sein kann, wenn anders 
der Begriff der Souveränität noch einen Sinn haben soll. Denn 
irgendwie muß ja doch der Systemeinheit Rechnung getragen werden ; 
und dabei muß sich begreiflicherweise der Standpunkt der Recht s- 
erkenntnis durchsetzen. Wie vollzieht sich nun diese, von den 
Kritikern des Selbstverpflichtungsdogmas stets als Mysterium be- 
zeichnete Metamorphose des Staats als Macht zum Staat als Recht? 
Sehr einfach, sagt die Staatslehre: Der Staat stellt eine Rechtsord- 
nung auf, es ist sogar für ihn wesentlich eine solche Rechtsordnung 
aufzustellen, und nachdem er sie aufgestellt hat, unterstellt er sich 
selbst freiwillig dieser »seiner« Rechtsordnung. Alle Zweifel, die 
immer wieder gegen diese Selbstverpflichtungstheorie von, jurl- 
stischer Seite vorgebracht wurden, — und diese Zweifel konnten 
niemals zur Ruhe kommen, die Selbstverpflichtungstheorie und 
damit das Fundament der Staatsrechtslehre blieb stets problema- 
tisch — alle diese Zweifel sind, beinahe wortwörtlich, in der Theologie 
gegen die Theologie in bezug auf das Dogma von der Menschwerdung 
Gottes geäußert worden. Wie kann Gott allmächtig, seinem Wesen 
nach unbeschränkt und ungebunden, und doch zugleich als Mensch 
dem Naturgesetz unterworfen, geboren sein, leben, leiden, sterben, 
an das Sittengesetz gebunden sein? so sprachen zu allen Zeiten die 
religiösen Zweifler. Und die kritischen Juristen fragten: Wie kann 
der Staat, als dessen Wesen uns zum Unterschied vom Recht die 
Macht gelehrt wird, irgendwie und sei esauch durch sein veigenes« 
Recht selbst rechtlich gebunden werden ? Wenn der Staat — wie 
aus seinem Wesen vorausgesetzt wird — von Natur aus alles kann, 
wozu er die Macht hat, wie kann dann von irgendeinem Standpunkte 
aus behauptet werden, er könne nur das, wozu er durch die Rechts- 
ordnung berechtigt, bzw. verpflichtet sei? Als einen »Minotaurus« 
bezeichneten gewisse Ketzer den Gott der Theologen, der halb Mensch, 
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halb Uebermensch sei, als ein »Fabelwesen« verwarf die Kritik den 
Staat, der nach herrschender Staatsrechtslehre halb Rechtsperson, 
halb naturhaftes Machtwesen sein sollte. 

Das aus dem tiefsten Wesen der Erkenntnis dringende Streben 
nach Einheit des Systems setzt sich -—- den Erkennenden unbewußt 
- - oft auf seltsamen Umwegen durch. Nachdem die Theorie Staat 
und Recht als zwei verschiedene \Wesen auseinandergerissen hat, 
sucht sie beide wieder zu vereinigen. Dabei deutet sie die Einheit 
von Staat und Recht, was ein logisches Postulat, weil die bloße Auf- 
hebung eines Scheindualismus ist, zu einem politischen Postulate 
um und lehrt: Staat und Recht fallen nicht notwendig, sondern nur 
möglicherweise zusammen. Ständen sich früher, insbesondere in 
der absoluten Monarchie, Staat und Recht feindlich gegenüber, 
zielt die historische Entwicklung auf eine Vereinigung beider. Erst 
im modernen Rechtsstaat werde die Staatsordnung zur Rechts- 
ordnung, erfülle sich die Forderung nach Einheit von Staat und Recht 
als historisches Faktum. Vom Standpunkt einer positivistischen 
und nicht naturrechtlichen Rechtslehre, der ja auch der Standpunkt 
der modernen Staatsrechtstheorie ist, muß die Einheit von Staat 
und Recht als eine begrifflich wesenhafte, von jeder historischen 
Entwicklung unabhängige erkannt werden, kann die Vereinigung 
von Staat und Recht kein historisches Faktum sein, muß jeder Staat, 
auch der absolute Polizeistaat eine Rechtsordnung sein. Es geht nicht 
an, nur die demokratisch erzeugte Rechtsordnung als »Recht« im 
eigentlichen Sinne gelten zu lassen, weil nur jene Rechtsordnung 
und jede Rechtsordnung als positives Recht zu gelten hat, 
die den Staat »hinter sich hat« die man sich bildlich-verdoppelnd 
auszudrücken pflegt, d. h. aber: jene Rechtsordnung, die die Staats- 
ordnung ist. In dieser Identität der Rechtsordnung mit der Staats- 
ordnung liegt ja geradezu das Wesen der Positivität des Rechts. 
Im Gegensatz zur orthodoxen Theologie, die in der Menschwerdung 
Gottes, in der Vereinigung des transzendenten Gottes mit der außer- 
göttlichen Welt ein einmaliges historisches Faktum erblickt, das 
sich zu einer bestimmten Zeit, an einem bestimmten Ort zugetragen 
hat, wollen gewisse mystisch-pantheistische Sektenlehren in Christus 
nur ein ewiges Symbol schen, und die Menschwerdung Gottes nicht 
als ein einmaliges historisches Ereignis, sondern als ein im Wesen 
des Menschen begründetes Erlebnis begreifen: In jedem Menschen 
vollzieht sich die Menschwerdung Gottes, ist Gott Mensch, Mensch 
Gott, denn Gott ist seinem Wesen nach mit der Welt ident. 
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Der Dualismus von Staat und Recht bedeutet nicht nur einen 
logisch-systematischen Widerspruch, er ist insbesondere auch die 
Quelle eines rechtlich-politischen Mißbrauchs. Er ermöglicht, im Ge- 
wande rechts- und staatstheoretischer Argumentation rein po- 
litischen Postulaten ‚gegen das positive Recht zum Durchbruch zu 
verhelfen. Der Dualismus von Staat und Recht wird zu einem Dualis- 
mus zweier verschiedener, miteinander in Widerspruch stehender 
Normsysteme, von denen man das eine unter dem Namen »Staat«, 
Staatsraison, Staatsinteresse (auch öffentliches Wohl, öffentliches 
»Recht«) immer dann zur Geltung bringt, wenn das andere, das 
»positive« Recht, zu einer für die Herrschenden, die in Wahrheit 
mit diesem »Staat« identisch sind, unerwünschten Konsequenz 
führt. Um diesen von der Schuldoktrinrecht verdunkelten Zusammen- 
hang einzusehen, muß man sich nur bewußt werden, daß die Frage 
nach dem Wesen des Staates sich zu der Frage präsiziert: unter 
welchen Bedingungen ist eine menschliche Handlung (und der Deutung 
sind zunächst nur einzelmenschliche Handlungen gegeben) nicht 
dem Handelnden selbst, sondern einem »hinter« ihm gedachten 
Wesen, dem Staate, zuzurechnen, sind menschliche Akte als Staats- 
akte zu deuten. Das Problem des Staates erscheint als ein Zurech- 
nungsproblem, der Staat als ein Zurechnungs-, ein spezifischer 
Beziehungspunkt, und die entscheidende Frage zielt auf das Zu- 
rechnungskriterium. Daß auch Gott als ein solcher — im Unend- 
lichen liegender — Zurechnungspunkt zu begreifen ist, kommt hier 
weiter nicht in Betracht. Festgestellt sei nur, daß das Kriterium 
der Zurechnung zum Staate nur ein rechtliches sein kann. Eine 
menschliche Handlung kann als Staatsakt nur dann und nur insoweit 
gelten, als sie in bestimmter Weise durch eine Rechtsnorm quali- 
fiziert, im System der Rechtsordnung statuiert ist. In der Zurech- 
nung eines Tatbestandes zum Staate kommt, im Grunde genommen, 
nichts anderes zum Ausdruck, als die Beziehung dieses Inhalts auf 
die Einheit des Systems, in dem dieser Inhalt mit anderen zu einer 
spezifischen Ordnung verbunden ist. Der Staat — als Zurechnungs- 
endpunkt — ist nur der Ausdruck für die Einheit dieser Ordnung, 
der Rechtsordnung. Einen Akt, insbesondere den Staatsakt recht- 
lich begreifen, heißt ihn als bestimmt qualifizierten Inhalt der Rechts- 
ordnung begreifen. Diese Rechtsordnung ist aber den sie vollziehen- 
den Organen, speziell den obersten Organen mitunter eine ihren 
Interessen entgegenstehende Schranke. Auch in der absoluten 
Monarchie ist die Rechtsordnung nicht ausschließlich im Interesse 
des Monarchen und seines Anhanges gestaltet, müssen irgendwie 
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auch entgegenstehende Interessen berücksichtigt werden. Die Rechts- 
‘ordnung hat stets mehr oder minder den Charakter eines Kompro- 
misses. Auch ist zu beachten, daß selbst in der Autokratie, wo die 
Fortbildung des Rechts grundsätzlich durch den Willen des Monar- 
chen erfolgt, ja gerade in ihr ein großer Teil des Rechtes auf dem 
Wege der Gewohnheit, also demokratisch erzeugt wird; gerade in 
der Autokratie gewinnt das Gewohnheitsrecht ebensosehr an Be- 
deutung, wie es dies in der Demokratie aus naheliegenden Gründen 
verliert. Wenn nun gar in der konstitutionellen Monarchie der 
Monarch oder die ihn repräsentierenden Vollzugsorgane Akte setzen, 
die in der Rechtsordnung keine Deckung haben, dann anerkennt 
die — auf dem Boden der konstitutionellen Monarchie erwachsene 
Doktrin — diese Akte dennoch als Staatsakte, indem sie sie als aus 
der Natur des Staates, des Staatsinteresses usw. rechtfertigt. Sie 
rechnet sie, die vom Standpunkte der positiven Rechtsordnung 
schlechterdings unbegreiflich, nicht als Rechtsakte zu deuten sin], 
auf Grund einer von der positiven Rechtsordnung verschiedenen 
Ordnung dem Staate zu; und da man diese Ordnung ja doch irgend- 
wie als Rechtsordnung, diese Staatsakte als Rechtsakte 
begreifen muß, nennt man diese — zum großen Teil aus der Natur 
eines imaginären Staates deduzierte, naturrechtliche — Ordnung »öf- 
fentliches Recht «, um auf diese Weise das Zauberstück zu vollbringen, 
aus Nichtrecht, Recht, aus einem nackten Machtakt einen Rechtsakt 
zu deuten. Hier liegt die Wurzel jenes logisch unmöglichen Dualis- 
mus, in den man das öffentliche Recht gegen das sogenannte Privat- 
recht gestellt hat). Allein dieses öffentliche Recht, sofern es aus der 
Natur dieses imaginären Staates deduziert wird, dieser ganze gegen 
das positive Recht gestellte Staat ist nur der Ausdruck bestimmter, 
in der Rechtsordnung nicht anerkannter politischer, also natur- 
rechtlicher Postulate, soll nur die Erfüllung von politischen Wünschen, 
von Interessen ermöglichen, die die positive Rechtsordnung nicht 
gelten läßt, die im Widerspruch zur Rechtsordnung stehen. In dieser 
Bedeutung einer gegen das prinzipiell gewohnheitsmäßig, also demo- 
kratisch gewordene Recht gerichteten, auf die Interessen des Fürsten 
und seines Anhanges abgestellten, autokratischen Ordnung, hat das 
Wort »Staat« — die ragione di stato in Machiavellis »Principe« — 
in die Rechtssprache Eingang gefunden. Und obgleich in dem Gegen- 
satz zwischen der neuen autokratischen und der alten demokratischen 
Ordnung nur der Gegensatz zwischen dem alten und dem neuen 


ı) Vgl. dazu: Weyr, Zum Problem eines einheitlichen Rechtssystems. Archiv 
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Staatsrecht zum Ausdruck kam, da ja die neue Ordnung zur 
‚Rechtsordnung wurde, die die alte verdrängte, hat doch der Begriff 
des Staates seine rechtsfeindliche Bedeutung beibehalten, ist er 
vielfach der Deckmantel für die gegen das positive Recht gerichteten 
politischen Postulate geblieben, hat sich in dem Gegensatz von Staat 
und Recht der Dualismus zweier Systeme erhalten, mit denen die 
Theorie gleichzeitig operiert, ja nach politischem Bedürfnis bald 
das eine, bald das andere verwendend. 
In durchaus der analogen Situation befindet sich die Theologie. 
Auf der einen Seite muß sie die Welt als Natur, d.h. als 
systematische Einheit der Naturgesetze um so mehr zulassen, als 
Gott selbst mit der Natur die Naturgesetze gegründet hat, die 
Naturgesetze nur als Willensäußerungen Gottes gelten können; 
auf der anderen Seite ist es ihr aber unmöglich, sich Gott an 
die Naturgesetze gebunden zu denken. Die Freiheit Gottes gegen- 
über den Naturgesetzen drückt sich im Begriff des Wunders 
aus. Es ist ein Ereignis, das naturgesetzlich nicht begriffen 
werden kann, zu dessen Bestimmung man auf das übernatürliche 
‚System des göttlichen Willens greifen muß. Mit dem Begriff des 
Wunders aber steht und fällt der Begriff Gottes, als eines von der 
Welt verschiedenen Wesens. Beide werden ermöglicht lediglich 
durch das beziehungslose Nebeneinander zweier voneinander un- 
abhängiger Systeme. Gerade darin, in diesem Hinausgehen über 
die Natur, in dieser Annahme einer von der Ordnung der Natur 
verschiedenen und von ihr unabhängigen übernatürlichen Ordnung 
des göttlichen Willens liegt das charakteristische Moment der Theo- 
logie, darin besteht geradezu die theologische Methode. Esist 
die Methode der Staatslehre, die mit ihrem vom System des Rechts 
verschiedenen überrechtlichen System eines meta-, oder suprarecht- 
lichen Staates ganz ebenso das rechtlich-Unbegreifliche dennoch 
— rechtlich — begreiflich machen, das Rechtswunder glauben 
machen will, wie die Theologie das Naturwunder. Und so wie der 
vom Recht verschiedene Staat, dessen Willen das positive Recht 
ist, und der doch über diesem Rechte und außerhalb dieser Rechts- 
ordnung wirken, also rechtlich Wunder wirken kann, nur als der 
Ausdruck gewisser über die positive Rechtsordnung hinausgehender 
politischer Postulate erkannt wurde, so hat Feuerbach Gott, 
den von der Welt verschiedenen, übernatürlichen Gott, der an die 
Schranken des Naturgesetzes nicht gebunden ist, obgleich diese nur 
sein Wille sind, als einen Ausdruck der über die Grenzen des Wirk- 
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als ein Produkt wunscherfüllender Phantasie erkannt). Und so 
wie er den Begriff eines Gottes, der an die Gesetze der Natur gebunden, 
nur nach den Naturgesetzen regierte, als gänzlich überflüssig erklärt 
hat, so erweist sich auch ein Begriff des Staates, dessen Akte nur 
als Rechtsakte möglich sind, als überflüssig; es wäre denn, daß man 
ihn als Ausdruck für die Einheit der Rechtsordnung bestehen lassen 
will. 

So wie die Staatsrechtslehre gewisse Akte dem Staate als 
Rechtsakte zurechnet, obgleich sie hierfür keine Rechtfertigung 
in der positiven Rechtsordnung findet, so glaubt sie dem Staat auf 
Grund der Rechtsordnung gewisse Tatbestände als Unrecht 
zurechnen zu können, obgleich sie die Rechtsordnung als den Willen 
des Staates gelten läßt. Die einheitliche Staatsperson soll somit 
zugleich das Recht und dessen Negation wollen, ein unmöglicher 
Widerspruch! Mit der Annahme eines Staatsunrechts gerät 
die Theorie in die gleichen Schwierigkeiten, die der Theologie im 
Problem der Theodizee begegnen: Wie kann Gott, dessen Wille das 
Gute ist, die Sünde, das Böse wollen? Und doch muß ihm auch das 
Böse zugerechnet werden, da ohne seinen Willen nichts möglich ist. 
Es ist hier nicht weiter von Belang, daß Theologie und Jurisprudenz 
ganz unabhängig voneinander die gleichen Wege eingeschlagen, 
um sich aus diesem Konflikte zu befreien. Dagegen ist es vielleicht 
nicht überflüssig auf die Parallelität einer theologischen und einer 
juristischen Institution hinzuweisen, die beide mit dem Problem 
des Unrechts im System des Rechts, des Bösen im System des Guten, 
des Irrtums im System der Wahrheit zusammenhängen. Wenn nach 
dem Inhalt eines Rechtssatzes ein Zwangsakt unter bestimmten 
Bedingungen, und nur unter diesen Bedingungen zu setzen ist, 
dann kann zweifelhaft sein, ob in einem konkreten Fall, in dem der 
Zwangsakt, die Strafe z.B., gesetzt wurde, die im Rechtssatz vor- 
gesehene Bedingung, das Verbrechen z. B., tatsächlich gegeben ist, 
ob nicht ein Unschuldiger zu Unrecht vom Staate verurteilt wurde. 
Die Rechtsordnung sieht eine Reihe von Ueberprüfungen des Urteils 
vor, doch setzt sie — begreiflicherweise — dieser Reihe eine Grenze. 
Das letzte Urteil erwächst in Rechtskraft, kann nicht mehr 
abgeändert werden. Und so darf man den Rechtssatz nicht eigent- 
lich lauten lassen: Wenn jemand stiehlt, mordet usw., soll er be- 
straft werden — denn wie sollte die absolute Wahrheit darüber, 
ob jemand eine Tat begangen, ergründet werden ? — sondern: Wenn 
von jemandem in einem bestimmten Verfahren in letzter Instanz 
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angenommen wird, daß er gestohlen, gemordet usw. hat, dann soll 
er bestraft werden. Und diesem Rechtssatz gegenüber gibt es keinen 
Justizirrtum, kein Staatsunrecht. Kürzlich hat Merkl!) darauf 
aufmerksam gemacht, daß das theologische Dogma von derInfalli- 
bilität des päpstlichen Lehramtes eigentlich nichts anderes ist, 
als eine Anwendung des Institutes der Rechtskraft auf die Gottes- 
lehre. So wie dort mögliches Unrecht zu Recht, wird hier möglicher 
Irrtum zur Wahrheit. 

In vollster Analogie steht endlich die theologische und die juri- 
stische Spekulation gegenüber dem Verhältnis von Gott und 
Mensch, bzw. Staat und Individuum. So wie der Mensch nach 
dem Ebenbilde Gottes, eines geistigen Wesens geschaffen, im System 
der Theologie nicht eigentlich als physisches, d.i. tierisches Lebe- 
wesen, sondern als Seele auftritt, so muß die Rechtswissenschaft mit 
Nachdruck betonen, daß der Mensch für sie nicht als biologisch- 
_ psychologische Einheit, sondern als »Person«, die als Rechtssubjekt, 
als spezifisches Rechtswesen in Betracht kommt, und so schafft die 
Rechtswissenschaft ihren Menschen ebenso nach dem Ebenbilde 
des Staates, der Person des Rechts zart e£oyıw. Die Wesensgleich- 
heit des Staates mit den ihn bildenden Individuen ist der — mehr 
oder weniger bewußte — Leitgedanke, der zur sogenannten organi- 
schen Staatstheorie führt, die, wenn sie den Staat als einen Makro- 
Anthropos zu begreifen sucht, nur darum fehl geht, weil sie den Staat 
in der Existenzsphäre des natürlichen Menschen, in der Welt der 
Natur statt in jener des Geistes sucht. Darum ist es ein Irrtum, 
wenn man diesen Organtheoretikern auch Platon zurechnet, der in 
seiner Politeia, um die Gerechtigkeit des Individuums, somit 
nur um das Wesen der ethisch-juristischen Einzelperson zu erfassen, 
vorerst das Wesen des gerechten Staates, als der ethisch-juristischen 
Gesamtperson untersucht. 

Die theologische Seelenlehre und die juristische Theorie der 
Person, der Rechtsseele, stehen in mannigfachen Beziehungen. Hier 
sei nur noch darauf aufmerksam gemacht, daß das Kernproblem 
der Politik, das Verhältnis zwischen Individuum und Staat und alle 
hier möglichen und versuchten Lösungen zum Teile wörtliche Wieder- 
holungen jener Spekulationen sind, die die Theologie und die religiöse 
Mystik über das Verhältnis von Gott und Einzelseele angestellt 
haben. Die Einheit zwischen den beiden entgegengesetzten Polen 


ı) Merkl, Die Lehre von der Rechtskraft, entwickelt aus dem Rechts- 
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herzustellen, die Zweiheit als eigentliche Einheit aufzuzeigen, ist 


das Ziel des religiösen ebenso wie des politischen Denkens. Und 


auch die Wege, die zu diesem Ziele führen, sind die gleichen: Ent- 
weder man geht vom Einzelindividuum aus, um das Universum 
in ihm aufgehen zu lassen, oder man geht vom Universum aus, um 
das Individuum in ihm aufzulösen. Individualismus und Univer- 
salismus sind die beiden Urschemata für die religiöse wie für die 
politische Theorie. 

Unter diesem Gesichtspunkt ist auch die Parallele zu beurteilen, 
die offenbar zwischen Atheismus und Anarchismus 
besteht. Allerdings darf dabei nicht übersehen werden, daß die auf 
Gott, bzw. Staat bezogene Frage, die Atheist und Anarchist gleicher- 
weise verneinen, doch nicht in ganz gleicher Weise gestellt ist. Der 
Atheist fragt, ob es einen Gott — als ein von der Welt verschiedenes 
Wesen — gibt; der Anarchist: ob es einen Staat geben soll, dessen 
»Existenz« er gerade dadurch voraussetzt, daß er diese Frage ver- 


neint. Freilich, die Existenz Gottes — nicht in dem Sinne, in dem 


sie der Atheist leugnet, sondern auch der Atheist zugeben muß, — 


ist die gleiche wie jene »Existenz« des Staates, die der Anarchist 


bekämpft: sie liegt in der motivierenden Kraft gewisser Norm- 
vorstellungen. In diesem Sinne sind Gott und Staat nur existent, 
wenn und sofern man an sie glaubt und werden samt ihrer ungeheuren, 
die Weltgeschichte erfüllenden Macht zunichte, wenn die mensch- 
liche Seele sich von diesem Glauben befreit. Allein wie der Atheismus 
neben seiner erkenntniskritischen auch eine ethisch-politische Be- 
deutung annimmt, zu einem gegen diese Existenz Gottes gerichte- 
ten Anarchismus wird, der die Frage verneint, ob ein Gott, eine 
Existenz Gottes in diesem Sinne eines Glaubens an Gott, sein soll, 
so kann der ethisch-politische Anarchismus auch eine erkenntnis- 
kritische Bedeutung annehmen, sich vorerst die Frage stellen: Was 
der Staat ist, und diese Frage in dem Sinne verneinen, daß er den 
Staat als eine von der Rechtsordnung verschiedene Wesenheit leugnet. 
Das hat z.B. Stirner getan, wenn er immer wieder versichert, daß 
der Staat nur ein Spuk, nur ein Phantasiegebilde, nur eine Fiktion 
sei. Allein zwischen diesem erkenntniskritischen und einem poli- 
tischen Anarchismus, der die Gültigkeit verbindlicher Zwangs- 
normen überhaupt negiert, besteht ebensowenig ein notwendiger 
Zusammenhang wie zwischen dem ethisch-politischen und dem 
erkenntniskritischen Atheismus, der, wenn er auch die Existenz 


Gottes leugnet, dennoch eine sittliche Weltordnung voraussetzen 
kann. | 
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Und doch ist auch der rein erkenntniskritische Anarchismus — 
wenn anders man die Reduktion des Staatsbegriffes auf den Rechts- 
begriff so bezeichnen darf — nicht ohne eine wenigstens negative 
ethisch-politische Wirkung. Denn er beseitigt die Vorstellung, daß 
der Staat eine absolute Realität sei, die dem einzelnen als ein schlecht- 
hin Gegebenes, von ihm Unabhängiges, schicksalhaft entgegentritt. 
Indem er den Staat als die bloße Rechtsordnung begreifen lehrt, 
bringt er dem Einzelnen zum Bewußtsein, daß dieser Staat Menschen- 
werk ist, von Menschen für Menschen gemacht, und daß darum aus 
dem Wesen des Staates nichts gegen den Menschen gefolgert 
werden kann. Sind es stets die nach der jeweiligen Staatsordnung 
Herrschenden gewesen, die jedem Versuch einer Aenderung dieser 
Ordnung mit Argumenten aus dem Wesen des Staates entgegen- 
traten, den zufällig historisch gegebenen Inhalt der Staatsordnung 
für absolut erklärten, weil er ihren Interessen entsprach, so beseitigt 
die Lehre, die den Staat als die jeweilige ihrem Inhalte nach ver- 
änderliche und stets veränderbare Rechtsordnung erklärt und so 
dem Staat kein anderes Kriterium beläßt, als das formale einer 
höchsten Zwangsordnung, eines der politisch wirksamsten Hinder- 
nisse, die einer Staatsreform im Interesse der Beherrschten zu 
allen Zeiten in den Weg gelegt wurde. Gerade dadurch bewährt 
sich aber diese Lehre als eine reine Rechtstheorie, denn sie zer- 
stört nur den politischen Mißbrauch einer Aftertheorie vom Staate. 

Diese reine Rechtstheorie vom Staat, die den Begriff eines 
vom Recht verschiedenen Staates auflöst, ist eine Staatslehre — 
ohne Staat. Und so paradox das klingen mag — erst dadurch 
rückt die Rechts- und Staatstheorie aus dem Niveau der Theologie 
in die Linie der modernen Wissenschaft vor. Der Begriff des Staates, 
wie ihn die alte Staats- und Rechtslehre entwickelte, steht — wie 
der Begriff Gottes — erkenntnistheoretisch auf einer Stufe mit dem 
Begriff der Seele in der alten Psychologie, dem Begriff der Kraft 
in der alten Physik. Man kann die Staatsperson ebensowohl als die 
Rechtsseele wie als die Rechtskraft bezeichnen. Sie ist — wie Gott, 
Seele und Kraft — ein Substanzbegriff!). Da die moderne 
Wissenschaft alle Substanz in Funktion aufzulösen strebt, den Begriff 
der Seele ebenso wie den der Kraft längst über Bord geworfen hat, 
ist die moderne Psychologie eine Seelenlehre — ohne Seele, die 


1) Sander, Das Faktum der Revolution und die Kontinuität der Rechtsordnung. 
Zeitschrift für öffentliches Recht, herausgegeben von Kelsen, Bd. I, S. 132 ff. 
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Physik eine Kraftlehre — ohne Kraft geworden. Und wenn die 
Absorption des supranaturalen Gottesbegriffes, durch den Begriff 
der Natur die erst durch den Pantheismus geschaffene Voraussetzung 
für eine echte, von aller Metaphysik freie Naturwissenschaft war, 
so ist die Reduktion des überrechtlichen Staatsbegriffes auf den 
Begriff des Rechtes die unerläßliche Vorbedingung für die Entwick- 
lung einer echten Rechtswissenschaft, als einer von allem Natur- 
recht gereinigten Wissenschaft vom positiven Recht. Auf 
sie zielt die reine Rechtslehre, die zugleich die reine Staatslehre ist, 
weil alle Staatslehre nur als Staatsrechtslehre möglich, alles Recht 
aber Staatsrecht, weil jeder Staat Rechtsstaat ist. 
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Der Begriff der Rechtserfahrung. 
Von 


Fritz Sander (Prag). 


»Sie erfanden daher ein bequeme- 
res Mittel, ohne alle Einsicht 
trotzig zu tun, nämlich die Be- 
zufung auf den gemeinen Men- 
Shen vienst ande .« 

»Ohne Zweifel enthält der Begriff 
von Recht, dessen sich der ge- 
sunde Verstand bedient, eben das- 
selbe, was die subtileste Spekulation aus 
ihm entwickeln kann... .e 

»Denn in Betracht der Natur gibt 
uns Erfahrung die Regel an die Hand 
und ist der Quell der Wahrheit; in An- 
sehung der sittlichen Gesetze aber ist Er- 
fahrung (leider!) die Mutter des Scheins 
und es ist höchst verwerflich, die Ge- 
setze über das, was ich tun soll, von 
demjenigen herzunehmen oder dadurch 
einschränken zu wollen, was getan 
wird.« Kant. 


Der Begriff der »Rechtserfahrung« wird zunächst alle bewußt 
oder unbewußt an der Rechtsphilosophie des kritischen Idealismus 
orientierten Rechtsphilosophen mit dem Gefühle skeptischer Ab- 
neigung erfüllen. Ja, es wird dieser Begriff sofort Einwendungen 
hervorrufen, welche sich auf Kants größte kritische Tat, die Unter- 
scheidung des Seins vom Sollen, welche sich auf Kants 
Warnung vor Vermischung der Methoden verschiedener Wissen- 
schaften berufen. An unkritischen Empirismus wird gedacht werden, 
an die Verwechslung des psychologischen Bestandes von Vor- 
stellungen über das Recht mit dem Rechte selbst, der »Faktizität« 


286 Fritz Sander: 


mit der »Idealität«, der Soziologie mit der Rechtswissenschaft. Aber 
jener Begriff der Rechtserfahrung, welcher im folgenden formuliert 
und begründet werden soll, steht völlig jenseits aller jener Einwen- 
dungen. Die Untersuchung dieses Begriffes tastet nicht Kants 
Unterscheidung von Sein und Sollen an, sondern stellt zur 
Frage: ob »Recht«, das sog. »positive« Recht, dem Gebiete des 
Seins oder dem Gebiete des Sollens angehört, ob nicht Kan t selbst 
mit seiner Einstellung des »Rechtes« in das Gebiet des Sollens einer 
Verwechslung von Sein und Sollen unterlegen ist, ob er den Begritf 
der »Erfahrung« nicht unter dem Banne des Naturrechtes, der 
Metaphysik des Rechtes, willkürlich auf das Sein der Natur 
eingeschränkt hat? }). RR 

Es soll hier freilich darauf verzichtet werden, durch eine imma- 
nente Kritik der Gedanken Kants die dialektischen Irrtümer 
seiner Rechtsphilosophie aufzudecken: vielmehr soll der Begriff der 
Rechtserfahrung durch Herantreten an das positive Recht, durch 
reflexive Analyse seines Wesens als Begriff eines über Kant hinaus- 
gewachsenen kritischen Idealismus dargelegt werden. Fast die ge- 
samte herrschende Rechtsphilosophie und Rechtswissenschaft fußt 
auf dem uralten Dogma von der Normativität des 
Rechtes: Recht ist ihr ein Inbegriff von Normen, Imperativen, 
Vorschriften, Willensäußerungen, Wunsch- und Befehlsätzen, ein 
Komplex von Bedeutungen, der in nahem Zusammenhange mit der 
Ethik steht, also ein Sollen, das über jedes Sein hinausgreift. 
Die Sätze des Rechtes, die Rechtssätze, werden als Akte charakteri- 
siert, die sich— um Husserls Terminologie zu gebrauchen — 
als »immanent gerichtete Akte« ‚besonderer Art darstellen, deren 
reiner Sinn sich also ausschließlich in der Subjektivität der Imma- 
nenz erschöpft. Allerdings wird nicht durchwegs geleugnet, daß 
diese »Akte« auf Gegenstände gerichtet sind; aber diese 
»Gegenstände«, »Sachverhalte« werden, soweit von ihnen überhaupt 
die Rede ist, lediglich als »gewollte«, »gewünschte«, »gesollte«, 
nicht als »seiende« charakterisiert und in letzter Zeit war es gerade die 
Rechtsphilosophie Kelsens und seiner Anhänger, welche es unter 
Berufung auf Kants Methodenscheidung ablehnte, die »Wirklich- 
keit«, die »Existenz« jener Gegenstände in das Feld der Rechtswissen- 


t) Vgl. meine Abhandlung »Die transzendentale Methode der Rechtsphilo- 
sophie und der Begriff des Rechtsverfahrens«, Zeitschrift für öffentliches Recht 
Wien 1919, ferner meine Bücher »Rechtsdogmatik oder Theorie der Rechts- 
erfahrung? Kritische Studie zur Rechtslehre Hans Kelsens.« Wien 1921 und 
»Staat und Recht, Prolegomena zu einer Theorie der Rechtserfahrung«, Wien 1922. 
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schaft einzustellen. Freilich, Kant selbst war es, welcher durch 
einen klaren Satz die transzendente, auf Daseinssetzung gerichtete 
Intention der Rechtsakte geleugnet hat: »... denn das Recht kann 
gar nicht erscheinen, sondern sein Begriff liegt im Verstande und 
stellt eine Beschaffenheit (die moralische) der Handlungen vor, 
die ihnen an sich selbst zukommt«!). Man vergleiche diesen Satz mit 
einem anderen: »Unser Begriff von einem Gegenstande mag also 
enthalten, was und wieviel er wolle, so müssen wir doch aus ihm 
herausgehen, um diesem die Existenz zu erteilen. Bei Gegenständen 
der Sinne geschieht dieses durch den Zusammenhang mit irgendeiner 
meiner Wahrnehmungen nach empirischen Gesetzen; aber für Ob- 
jekte des reinen Denkens ist ganz und gar kein Mittel, ihr Dasein 
zu erkennen, weil es gänzlich a priori erkannt werden müßte, unser 
Bewußtsein aller Existenz aber (es sei durchWahrnehmung unmittelbar, 
oder durch Schlüsse, die etwas mit der Wahrnehmung verknüpfen), 
gehört ganz und gar zur Einheit der Erfahrung, und eine Existenz 
außer diesem Felde kann zwar nicht schlechterdings für unmöglich 
erklärt werden, sie ist aber eine Voraussetzung, die wir durch nichts 
rechtfertigen können«?). Die Vergleichung dieser beiden Behaup- 
tungen, deren erste die Akte des Rechtes, deren zweite die Akte der 
Naturwissenschaft betrifft, ergibt mit Evidenz, daß Kant die Be- 
griffe der »Existenz« und »Erfahrung« vom Gebiete der Rechts- 
philosophie und Rechtswissenschaft ausgeschlossen wissen wollte, jede 
transzendente Intention der Rechtsakte geleugnet hat. 

AbernichtnurK.ant undalle jene, welche unter seinem Einflusse 
Rechtsphilosophie getrieben haben, sondern auch ganz anders ge- 
richtete Denker haben den Rechtsakten die transzendente Intention 
auf Existenz, den Charakter der Daseinssetzung abgesprochen. So 
Brentane: In seiner Schrift »Vom Ursprung sittlicher Erkennt- 
nis« (1889) rechnet er das Rechtsgesetz zu den »vethischen Gesetzen«, 
zu den »Willensgeboten«, zum Gebiete des Begriffs des »Guten«. 
Und vom Ursprung des Begriffs des Guten sagt er, daß er »wie der 
Ursprung aller unserer Begriffe, in konkret anschaulichen Vorstel- 
lungen liegt«: »Wir haben anschauliche Vorstellungen physi- 
schen Inhalts, sie zeigen uns sinnliche Qualitäten, in eigentüm- 
licher Weise räumlich bestimmt. Aus diesem Gebiet stammen die 
Begriffe der Farbe, des Schalles, des Raumes und viele andere. Der 
Begriff des Guten aber hat nicht hier seine Quelle. Es ist leicht zu er- 
kennen, daß er, wie der des Wahren, der ihm als verwandt mit Recht 


r) »Kritik der reinen Vernunft«, Ausgabe Cassirer, S. 72. 
2) »Kritik der reinen Vernunft« S. 415. 
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zur Seite gestellt wird, den anschaulichen Vorstellungen psychi- 
sch en Inhaltes entnommen ist... . Die Begriffe »Wollen«, »Schließen« 
werden nicht aus sinnlichen Anschauungen gewonnen, man müßte 
denn den Begriff »sinnlich« so allgemein fassen, daß aller Unterschied 
von »sinnlich« und »übersinnlich« sich verwischte. Sie stammen aus 
Anschauungen psychischen Inhaltes.« Und zwar rechnet Bren- 
tano das Recht zur dritten Grundklasse der psychischen Phänomene, 
den »Gemütsbewegungen« Nun sei nur in Parenthese bemerkt, 
daß aus dem Umstande, daß der Begriff des »Guten« aus der ps y- 
chischen Anschauung stammt, noch nicht geschlossen werden 
kann, daß die einzelnen, konkreten »Gemütsbewegungen«nicht ph y- 
sisch - anschauliche Vorstellungen umschließen. Denn sonst müßte 
auch aus dem Umstande, daß der Begriff der »Wahrheit« der psy- 
chischen Anschauung entstammt, geschlossen werden, daß z. B. die 
Urteile der Naturwissenschaft nicht physisch - anschauliche 
Vorstellungen beinhalten. Der Begriff der »Wahrheit« entstammt 
allerdings der psychischen Anschauung, weil er nämlich in Re- 
flexion auf Urteilsakte gewonnen ist, die aber selbst 
»Physisches« meinen. Und so wäre es denn auch möglich, daß der 
Begriff des »Guten« deshalb aus psychischer Anschauung 
stammt, weil er in Reflexion’ auf Gemütsakte gewonnen ist, die aber 
selbst »Ph ysisch es« intendieren. Aber lassen wir diesen Gedanken- 
gang ganz beiseite. Es ist uns hier nur wichtig, festzustellen, daß 
Brentano von dem gleichen naturrechtlichen Vorurteil 
wie Kant ausgeht. Kants Scheidung in »theoretische« und 
»praktische Vernunft«, in »Sein« und »Sollen« korrespondiert Bren- 
tanos Scheidung in »Urteile« und »Gemütsbewegungen«. Und diese 
Scheidungen wollen wir grundsätzlich unangetastet lassen. Nur 
erheben’ wir die’ Frage, obmichtı Karten 
hat, wenn er das »Recht« dem Gebiete des »Sol- 
lensg,sob nicht: Brentano geilrrtkatf iv nee 
das »Recht« dem Gebiete der „Gemütsintentio- 
nen« zurechnet!). Bevor wir an die Beantwortung dieser 


ı) Daß gerade nach Brentanos Aufstellungen das Recht nicht in die 
Klasse der Gemütsbewegungen, sondern in die Klasse der Urteile 
gehört, ergibt sich aus seinen folgenden Gedanken: »Es gibt auf dem Gebiete des 
Urteils ein Wahr und Falsch. Dazwischen aber gibt es kein Mittleres, so wenig als 
zwischen Sein und Nichtsein, nach dem bekannten Gesetz des ausgeschlossenen 
dritten. Dagegen gibt es für das Gebiet der Liebe nicht bloß ein »gut« und »schlecht«, 
sondern auch ein »besser« und »weniger gut«, »schlechter« und »weniger schlecht«. 
Es hängt dies mit der Eigentümlichkeit des Bevorzugens zusammen, einer bescn- 
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Frage herantreten, wollen wir uns aber noch versichern, daß auch die 
neuere und neueste Rechtsphilosophie diesem Irrtum — wenn es 
einer ist — verfallen ist. Zu diesem Zwecke wollen wir nur den be- 
züglichen Gedanken Bierlings und Kelsens eine kurze Be- 
trachtung widmen. 

In seiner Polemik gegen Zitelmann führt Bierling aus: 
»Zum dritten kann ich auch der Ansicht Zitelmanns über die Analogie 
zwischen Rechtsgesetz und Naturgesetz nur entschieden wider- 
sprechen. Ich möchte zunächst daran erinnern, daß die exakten 
Wissenschaften den Begriff »Gesetz« in einer Bedeutung brauchen, 
die der Auffassung des Juristen vom »Gesetz« gerade entgegengesetzt 
ist... . pflegt der Jurist das Gesetz in der Tat als eine Formel auf- 
zufassen, die eine Art magischer — wenn auch nicht schlechthin 
zwingender — Macht über den Menschen übt und ihnen zumutet, 
etwas zu tun, was nicht aus ihrer Natur von selbst folgt. Ihm 
erscheint das Gesetz nicht als ein Ausdruck für eine konstante Art 
und Weise, wie reale Dinge, will sagen Menschen, sich wirklich 
verhalten, sondern vielmehr als ein Grund oder Motiv wirk- 
lichen Geschehens, nämlich für das Handeln der Menschen... Was 
wir soeben »geistiges Verhalten« nannten, ist ein Verhalten von ganz 
anderem Charakter als das »Verhalten realer Dinge« ist, von dem 
vorher die Rede war. Ersteres ist ein schlechthin innerliches Ver- 
halten, dem jede direkte Wirkung nach außen, d. h. auf andere 
Subjekte abgeht. Die einzige direkte Wirkung, die ihm — günstigen- 
falls — zukommt, ist eine Wirkung auf den Willen desselben 
Subjektes. Jenes »konstante Verhalten realer Dinge« dagegen, welches 
durch irgendein Naturgesetz ausgedrückt wird, ist gerade seinem 
Wesen nach ein Verhalten, d. i. Wirken, von Ding zu Ding, niemals 
Verhalten eines Dinges in bezug auf sich selber. ... Und im Grunde 
ganz ähnliches würde ich demjenigen erwidern müssen, der mich 
etwa darauf hinweisen wollte, daß ja auch die Welt der Natur so, 
wie sie uns erscheint, nur in unserer Vorstellung, also in uns existiere. 
Zwar enthält der Begriff des Dinges und die daran sich schließende 
Vorstellung eines Verhaltens von Dingen zueinander ebenfalls nur 


deren Klasse von Gemütsbeziehungen, der, wie ich in meinem Ursprung sittlicher 
Erkenntnis zeige, auf dem Gebiet des Urteils nichts entspricht.« (»Klassifikation« 
S. 142). Die Urteile des Rechtes aber kennen keine »Bevorzugung«, kein »Mitt- 
leres«, sondern nur »Anerkennung«e oder »Verwerfung«, Bejahung oder Ver- 


:neinung, z. B. Schuldspruch oder Freispruch. AuchBrentano ist dem natur- 


rechtlichen Zauber des Dogmas von der Normativität des Rechtes unterlegen, weil 
er sich nicht auf eine reine Deskription der Urteile des Rechtes beschränkt hat. 


290, Fritz Sander: 
ein Postulat. Aber dieses Postulat ist — ein von der Naturwissen- 
schaft allgemein angenommenes, allen naturwissenschaftlichen An- 
schauungen und so auch den »Naturgesetzen«, wie solche von der 
Wissenschaft tatsächlich aufgestellt worden sind, inhärierendes; 
ohne dasselbe wären Naturgesetze nur als eine Art psychologischer 
Gesetze denkbar. Jede Betrachtung der Naturgesetze zu den uns 
hier allein interessierenden Zwecken muß also das Postulat der realen 
Dinge mit in Rechnung stellen. Nun läßt sich freilich mit dem Ver- 
halten der realen Dinge allenfalls vergleichen das Verhältnis der Sub- 
jekte von Rechten und Pflichten zueinander... Allein während die 
Naturgesetze nicht ein ideales, sondern das wirkliche Verhalten, die 
des Wirkens der realen Dinge ausdrücken (wenn auch immer. nur, 
sofern und wie solche uns erscheinen), ist das Recht niemals 
Ausdruck des wirklichen Verhaltens der Subjekte 
gegeneinander. Vielmehr ist das Verhältnis von Recht und 
Pflichtan sich, wie es in den Rechtsnormen nicht sowohl ausge- 
drückt als enthalten ist, resp. aus ihnen mit logischer Notwendigkeit 
hervorgeht, ein rein ideales, genauer gesagt nichts anderes, 
als ein Verhältnis’der logischentKornetatTongde 
oben besprochenen allgemeinen Geistesrichtung der betreffenden 
Subjekte, mit welchem das wirkliche Verhalten, d.h. das tatsächliche 
Wollen und Handeln derselben häufig genug in Widerspruch tritt«!). 
In diesen Ausführungen Bierlingstrittdas Dogma von der 
Normativität des Rechtes mit allen seinen Folgen 
in geradezu klassischer Klarheit hervor. DaBierling den Rechts- 
satz a priori alseinen Imperativ definiert hat, ist es nur selbst- 
verständlich, daß er ihn den Sätzen der Naturwissenschaft entgegen- 
stellen muß. So wird als »intentionales Korrelat« des Naturgesetzes 
das swwirkliche Verhalten« von Dingen, hingegen als »in- 
tentionales Korrelat« des Rechtssatzes das »rein ideale Verhalten 
von Menschen« bestimmt, weil eben das ethische Dogma 
von der Normativität des Rechtes dem »Menschen« einen 
»Zweckvorzug« verleiht. So wird ferner den Rechtssätzen, 
den Urteilen des Rechtes, jede transzendente Intention 
auf Existenz abgesprochen, das »Recht«als rein innerliches Verhalten«, 
als ein rein intrasubjektives Phänomen bestimmt. Und so ergibt 
sich schließlich aus Bierlings Ausführungen, daß er die Rechts- 
sätze, das Recht, snur als eine Art psychologischer 
Gesetze« betrachtet. Es sei hier nur in Parenthese bemerkt, 


ı) »Zur Kritik der juristischen Grundbegriffe« II. 1883. 
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daß allerdings Bierlings Rechtsbegriff mit seinen weiteren 
Ausführungen, die von »Subjekten« — als wirklichen Menschen 
— und »Objekten« — als physischen Dingen — sprechen, 
in schroffen Widerspruch tritt. 

In naher Verwandtschaft mit Bierlings Gedanken stehen die 
Gedanken Kelsens: »Da das Gebiet des Naturgesetzes die Welt 
des Seins, des wirklichen Geschehens ist, stellt sich jedes Naturgesetz 
als spezielle Anwendung des allgemeinen Kausalgesetzes dar, es zeigt 
eine besondere Art des Geschehens als notwendige Folge eines andern, 
daß etwas und warum es so und nicht anders geschehen kann, also 
geschehen muß: es rückt das tatsächliche Geschehen dem mensch- 
lichen Verhalten näher, eserklärt. In einem völlig anderen Sinne 
wird das Wort Gesetz gebraucht, wenn man — nicht vom explika- 
tiven, sondern normativen Standpunkte aus — darunter jene Sätze 
versteht, die ein bestimmtes Geschehen vorschreiben, indem sie die 
Forderung eines gewissen Verhaltens aufstellen, ein Sein oder Nicht- 


sein befehlen: ein Sollen statuieren.... Die Norm ist keine Anwen- 


dung des Kausalgesetzes, denn sie erfaßt das Geschehen nicht als 
notwendige Folge einer Ursache: als gemußt, sondern lediglich als 
gesollt. Während die Naturgesetze das Geschehen, das sie aussagen, 
als ein wirkliches, tatsächlich sich vollziehendes, also in seiner Reali- 
tät betrachten, kommen die Tatsachen, die den Inhalt der Normen 
bilden, für diese nur in jener ganz besonderen Relation der Ideali- 


tät in Betracht, nämlich als gesollte«t).... »Tieferer Besinnung 
kann jedoch nicht verschlossen bleiben, daß die ideellen Systeme 
der Logik, Ethik wie des Rechts jener — im Sinne solchen 


Sollens gelegenen — Vollendung, jener als »Verwirklichung« charak- 
terisierten Ueberführung aus ihrer ureigensten Sphäre in die des 
Seins weder bedürftig noch — ohne Wesenswiderspruch — fähig 
sind. So wie der Gegenstand der Logik oder der Ethik ist auch das 
Recht als ein System von Normen, von Urteilen, die einen spezifisch 
gesetzlichen Zusammenhang aussagen, durchaus in sich vollendet. 
Wenn von einer »Verwirklichung« oder »Realisierung« gesprochen 
und darunter irgendwelche in der Sphäre der Naturwirklichkeit 
ablaufenden, kausal gesetzlich bestimmten Ereignisse — Denkakte 
oder Handlungen — gemeint sind, so muß man sich sehr wohl davor 
hüten, diese Seinsfakten, die nur als Inhalt von Seins urteilen 
(im engeren Sinne des Naturseins) auftreten, im System des vom 
Natursein verschiedenen Rechts mitzubegreifen. Das müßte ja den 
Dualismus von Sollen und Sein, Wert und Wirklichkeit völlig auf- 
ı) »Hauptprobleme der Staatsrechtslehre« ıgıı, S. 5 ff. 
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heben«!). Auch Kelsen übernimmt also ungeprüft das 
Dogma von der Normativität des Rechtes und übersieht, daß die 
entscheidende Frage nicht lautet, ob grundsätzlich 
der Dualismus von Sollen und Sein, Wert und Wirklichkeit aufzu- 
heben ist, sondern lediglich, ob das Recht dem Gebiete des »Sol- 
lens«, des »Wertes« zuzuweisen ist. Ferner übersieht Kelsen, 
daß das Kriterium der Urteile der Naturwissenschaft und jener des 
Rechtes nicht darin gelegen sein kann, ob hier oder dort reale »Denk- 
akte«ablaufen. Denn alle Urteilsaktesindreale Denkakte und es 
frägt sich niemals, ob die »Noesis« der Urteile real ist, sondern ledig- 
lich, ob das »Noema« der Urteile in derIntention jener Urteile als 
»seiend«, als »real« gesetzt wird. Auch die Urteile”’der Natur- 
wissenschaft bilden »ein ideelles System«, weil jede Urteilsintention 
alsIntentioneine ideale Beziehung darstellt und auch die Urteile 
der Naturwissenschaft bilden ein yin sich geschlossenes« System, 
weil die transzendente Intention auf Existenz im Wesen jener 
Urteile beschlossen liegt. Auch den »Inhalt« der Seins 
urteile der Naturwissenschaft bilden nicht jene Urteile selbst als 
»wirkliche« Denkakte: die Urteile der Naturwissenschaft beziehen sich 
nicht reflektiv auf sich selbst, sondern »meinen«, »sintendieren« 
bewußtseinstranszendente »Tatsachen«. Kelsen verwechselt offen- 
bar »Noesis« und »Noema«, Urteil und Gegenstand des Urteils; daß 
aber auch die Urteile des Rechtes Sein surteile sind, bewußtseins- 
transzendente Tatsachen »meinen«, »intendieren«, als »real« setzen, 
soll nunmehr durch Analyse der Urteile des Rechtes dargetan werden ?). 

Beginnen wir mit der Analyse eines »Strafurteilse. Da wir uns 
hier nur eines Exempels versichern wollen, um ar ihm in »ideierender 
Abstraktion« das Wesen der Rechtssätze zu verschauen«, bleibt es 
gleichgültig, welches Exempel wir wählen. Wir nehmen Bezug auf 
eine Entscheidung des (ehemaligen) »k. k. Obersten Gerichts- und 


1) »Der soziologische und der juristische Staatsbegriff« 1922, S. 70. 

2) Im Zusammenhange mit Bierling und Kelsen sei noch Felix 
Kaufmann genannt, der in einer kürzlich erschienenen Schrift »Logik und 
Rechtswissenschaft« (1922) die Urteile des Rechtes als »Wunsch- und Befehlsätze« 
charakterisiert. Die »Wunsch- und Befehlsätze« entbehren aber der »Wahrheitg, ihr 
»intendierter Sachverhalt findet in keiner adäquaten Anschauung seine Erfüllung«, 
ihrem »Gedachtsein« entspricht kein sadäquates Sein«, es wird in ihnen nichts 
intendiert, »was sich in originär gebender Anschauung erfüllen könnte«, diese 
Sätze lassen sich nicht »verifizierene Kaufmanns Aufstellungen bezüglich 
der »Wunsch- und Befehlsätze« mögen unangeföchten bleiben, aber die Frage 


lautet: ob die Rechtssätze »Wunsch- und Befehlssätze« 
sımde 
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Kassationshofes«zu Wien, welche in der von der (ehemaligen) »k.k. Ge- 
neralprokuratur«herausgegebenen Sammlung (Neue Folge, XIX. Band 
Nr. 4400) enthalten ist. Hier wird ein Urteil des Landesgerichtes 
Wien vom 29. Januar 1917 erwähnt, »womit Franz G. und Günther H. 
des Verbrechens des räuberischen Totschlages nach $ 141 StG.... 
schuldig erklärt wurden.« Die herrschende »normative« und »impera- 
tive« Jurisprudenz würde dieses Urteil in ethischem Sinne 
derart umdeuten, daß kraft des Strafgesetzes der Tatbestand des 
räuberischen Totschlages den schuldigen Personen »zugerechnet « 
und damit ein »Wert«- bzw. Unwerturteil gefällt wird. »Was aber 
für die Schuldform der Fahrlässigkeit gilt, nämlich daß sie nicht 
psychologischer, sondern juristischer Natur ist, daß der Begriff 
dieser Schuld nicht im Wege explikativer Seins-, sondern normativer 
Sollens-Betrachtung ermittelt wird, das muß sich auch für die übrigen 
Schuldformen erweisen lassen, wenn anders der Schuldbegriff 
seiner methodischen Struktur nach ‘ein einheitlicher ist, wenn man 


- sich nicht damit zufrieden geben will, daß unter »Schuld« das eine Mal 


ein psychologischer Tatbestand, ein realpsychischer Vorgang, das 
andere Mal eine ethisch-juristische Konstruktion verstanden wird. Da- 
mit ist aber nur zu derim Grunde selbstverständlichen Erkenntnis vor- 
gedrungen, daß der Schuldbegriff überhaupt normativer und nicht 
explikativer Natur ist. Wenn man zugeben muß, daß ein Urteil, 
welches eine »Schuld« behauptet, niemals vom Standpunkte einer 
auf Erklärung des tatsächlichen Geschehens gerichteten, nur 
dem Kausalgesetz unterworfenen Betrachtung möglich ist, wenn 
man nicht bezweifeln darf, daß der Zoologe oder der Psychologe bei 
seinen Untersuchungen mit seinen spezifischen Erkenntnismethoden 
auf keine Weise zu einem Schuld begriff gelangt; wenn feststeht, 
daß von Schuld nur in Beziehung auf Normen die Rede sein kann, 
zum Wesen der Schuld die Normverletzung, wie zum Verdienst die 
Normerfüllung gehört, dann wird die Behauptung nicht mehr paradox 
erscheinen, daß es mit dem rein normativen Charakter des Schuld- 
begriffes methodologisch unvereinbar ist, sein Wesen in psycho- 
logischen, also methodisch explikativen Untersuchungen zu 
erfassen. Das Urteil, das einer Person an irgendeinem äußeren 
Ereignisse die Schuld zuschreibt, sagt als solches über einen psychi- 
schen Tatbestand innerhalb des Menschen gar nichts aus, sondern 
lediglich, daß eine Norm das äußere Ereignis der Person verbietet, 
daß zwischen beiden das Verhältnis von Normobjekt und Norm- 
subjekt besteht. Es ist methodologisch von der größten Bedeutung, 
sich klar zu machen, daß jemand nicht deshalb an etwas »schuld« ist, 
Logos, XI. 3. 20 
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weil er das Etwas gewollt oder gewußt (vorausgesehen) hat, sondern 
deshalb, und nur deshalb, weil er dieses Etwas nicht hätte tun oder 
verhindern sollen«!). »Hiernach ist die Schuld abschließend zu 
bestimmen als das Unwerturteil (der »Vorwurf«) einer Gemeinschaft 
(der Rechtsordnung), daß ein Individuum sich zu einem sozial schäd- 
lichen Verhalten frei entschloß, obwohl es dieses als sozial schädlich 
bewertete oder bewerten sollte. Oder kürzer: Schuld ist der verwerf- 
bare freie Willensentschluß zu einer rechtswidrigen Handlung (äußerem 
Verhalten) trotz Kenntnis oder Kennensollen ihrer Rechtswidrig- 
keit«2). Die Rechtswissenschaft aber darfnicht kraftnaturrecht- 
licher Dogmen den Bestand des Rechtes umdeuten, sondern darf 
nur reine reflektierende Deskription jenes Bestandes vollziehen; 
der »Sinn« eines Strafurteils konstituiert sich nicht in den Ur- 
teilen der Rechtswissenschaft, sondern in den Urteilen des Rechtes, 
in den »Gründen« des »Urteilsspruches«. Diese »Gründe« aber lauten 
in unserem früheren Beispiele: »Das angefochtene Urteil stellt 
fest, daß Amalie W. durch einen Fußtritt getötet wurdc, der mit 
beträchtlicher Gewalt ausgeführt worden war und eine Zertrüm- 
merung der Leber verursachte. Der Gerichtshof nahm weiter 
alserwiesenan, daß der Angeklagte G., möglicherweise auch der 
Angeklagte H. nach vorausgegangenen anderweitigen Mißhandlungen 
der Amalie W..diese Fußtritte versetzt haben. Welcher der 
beiden Angeklagten den totbringenden Fußtritt versetzte, konnte 
nicht festgestellt werden.« »Normative« Urteile, Werturteile? Nein, 
schlichte Daseinssetzungen, Seins-Existentialurteile. 
Und was bedeutet nun die Aussage: »ist« (oder »sind«) schuldig«? 
Die ethisch orientierte normative Jurisprudenz spricht davon, daß 
der »äußere Tatbestand« dem Schuldsubjekte zur Schuld zugerechnet 
wird, nach ihrer Ansicht ist Aussagesubjekt des Strafurteils die 
»Person«, Aussageprädikat der väußere Tatbestand«, Aussagerelation 
die Zurechnung des »äußeren Tatbestandes« in Richtung der »Per- 
son«. Diese ethische (naturrechtliche) Deutung geht auf Kant 
zurück: Tat heißt eine Handlung, sofern sie unter Gesetzen der 
Verbindlichkeit steht, folglich auch sofern das Subjekt in derselben 
nach der Freiheit seiner Willkür betrachtet wird. Der Handelnde 
wird durch einen solchen Akt als Urheberder Wirkung betrachtet, 
und diese zusamt der Handlung selbst können hmzugerechnet 
werden, wenn man vorher das Gesetz kennt, kraft welches auf ihnen 
eine Verbindlichkeit ruht. Person ist dasjenige Subjekt, dessen 


ı) H. Kelsen, »Hauptprobleme der Staatsrechtslehre« ıgıı, S. ı137{£f. 
2) W. Sauer, »Grundlagen des Strafrechts«, 1921, S. 548. 
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Handlungen einer Zurechnung fähig sind.... Sache ist ein 
Ding, was keiner Zurechnung fähig ist. Ein jedes Objekt der freien 
Willkür, welches selbst der Freiheit ermangelt, heißt daher Sache 
(res corporalis)«!). Nur kraft des ethischen Postulates der 
Freiheit also wird die Einheit des Tatbestandskomplexes in »Person« 
und »Handlung« (äußerer Tatbestand«) gespalten. Läßt man aber 
diese naturrechtlichen Vorurteile beiseite, vollzieht man reine Deskrip- 
tion des Rechtes, dann ergibt sich, daß die vermittelst des Postulates 
des »Zweckvorzuges des Menschen« von der Einheit des Tatbestandes 
unterschiedene »Person« (das »Zurechnungssubjekt«) lediglich eine 
naturrechtliche Verdoppelung des Tatbestandes, die Setzung einer 
»Substanz« hinter den »Erscheinungen« des Tatbestandes be- 
deutet. Der Rechtssinn des grammatischen Strafurteilssatzes 
ist hingegen der, daß die daseiend gesetzten, in der originären 
Anschauung des Beweisverfahrens gegebenen recht serheb- 
lichen Tatsachen kraft eines rechtlichen Funktionalgesetzes (des 


‚Strafgesetzes) einander zugeordnet (zugerechnet«) werden und 


diese Zuordnung als positionale Anerkennung einer 
»Schuld« auftritt: das wahre Subjekt des Strafurteils ist die »Materie« 
des Tatbestandes, das wahre Prädikat ist die »Form« (»Kategorie«) 
der Schuld, in analoger Weise, wie das wahre Subjekt einer Kausal- 
aussage die »Materie« der kausal verknüpften Elemente, das wahre 
Prädikat die »Form« (Kategorie) der Kausalität ist. »Schuld« be- 
deutet somit eine konstitutive Seinskategorie (eine Konkretisierung 
der allgemeinen Rechtskategorie der Zurechnung), eine Aussage 
berieimander rechtsfunktional’zugeordnete, 
ie daseiend. gesetzte .tvechtserhebliche "Tat- 
sachen, diein dieser Zuordnung einen Schuld- 
tatbestand ergeben. »Das Material ist darum für das Er- 
kennen das zugrunde liegende, das ihm »Gegebene«, die Unterlage 
des Erkennens, das, woran es seine Leistung zu verrichten hat. Die 
Kategorie dagegen stellt den bloßen logischen Zusatz, das zum 
materialen Substrat Hinzutretende dar. Das wahre »Subjekt« ist 
mithin das Material, das wahre »Prädikat« — die »Kategorie«! Er- 
kennen ist logisches Bestimmen, logisches Registrieren und Charak- 
terisieren, ist Ausstatten des logisch Nackten mit kategorialen Prädi- 
katen. Indem das Erkennen das Material in die kategorialen Bestim- 
mungen hineinstellt, in denen es an sich steht, ihm die theoretische 
Weihe zuerteilt, die ihm gebührt, es mit dem ihm zustehenden kate- 
gorialen Epitheton legitimiert, legt es dem Subjekt das ihm »zu- 


ı) »Die Metaphysik der Sitten«, Ausgabe Cassirer S..248 
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kommende« Prädikat bei. Kategorie und Kategorienmaterial und 
nichts anderes sind in letzter Linie die Elemente, die in den Urteils- 
gefügen einander »zukommen« und nicht zukommen. Das Material 
ist das, warum oder worüber gewußt wird, die Kategorie das, 
was das Erkennen darüber weiß und »auszusagen« hat. Das in An- 
griff zu nehmende Material bildet die zu bearbeitende »Materie«, den 
»Stoff«, an dem die Erkenntnisaufgabe bewährt werden soll, gibt 
das »Sujet« ab, der darauf angewandte kategoriale Apparat enthält 
die eigentliche Durchführung und Leistung dieser Aufgabe«!). Diese 
Gedanken Lasks gelten auch für die Urteile des Rechtes: nur daß 
eben innerhalb der »Zu-Recht-Erkenntnis« es sich nicht 
um logische Kategorie und um logisches Material, son- 
dern um rechtliche Kategorie und rechtliches Material 
brechtserhebliche« Tatsachen) handelt. 

Wir können nun feststellen, daß wir zunächst wenigstens in 
einer Provinz des Rechtes reine Seinsurteile, reine Existen- 
tialsätze gefunden und damit das Dogma von der Normativität 
des Rechtes durchbrochen haben. Bevor wir aber unsere 
Betrachtung anderen Provinzen des Rechtes zuwenden, muß 
das gewonnene Ergebnis noch in mehrfacher Hinsicht geklärt und 
gefestigt werden. Zunächst wollen wir uns des Wesens der Exi- 
stentialsätze versichern. »Ein S ist P ist äquivalent einem 
Existentialsatz, welcher das Ganze, zu dem ich, wenn ich S mit P 
identifiziert vorstelle, gelange, mit dem Modus praesens anerkennt. 
Und drückte der Satz, wie die Logik fingiert, ein einfaches Urteil 
aus, so wäre er mit dem in diesem Existentialsatz ausgedrückten 
Urteil geradezu identisch. Genau besehen bezeichnet er aber ein 
Doppelurteil, dessen einer Teil das Subjekt anerkennt und dessen 
anderer, nachdem das Prädikat vorstellend mit dem Subjekt identi- 
fiziert worden ist, das zunächst für sich anerkannte Subjekt nun auch 
noch mit dieser Zugabe anerkennt, d. h. ihm das Prädikat P zu- 
spricht«®). An jedem rechtlichen Schuldurteile lassen sich ohne 
weiteres die von Brentano gefundenen Qualifikationen der 
Existentialsätze feststellen. Das Rechtsurteil: S (Tatbestand) ist P 
(Schuld) umschließt ein Doppelurteil, in dem zunächst der 
Tatbestand — wie die Analyse der »Gründe« uns gezeigt hat — 
modo praeterito als »seiend« und hierauf durch Identifizierung 
des Tatbestandes mit der »Schuld« ein »Ganzes« mit dem Modus 


ı) E. Lask, »Die Lehre vom Urteile, ıg9ı2 S. 58. 
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praesens als seiend anerkannt wird. Die allgemeine gramm a- 
tische Schuldurteilsformel: X ist schuldig, begangen zu haben... .« 
enthält also zwei rechtliche Urteile, ist ein rechtliches Doppel- 
urteil. 

Gegen unsere Theorie der rechtlichen Schuldurteile als 
Existentialurteile könnte eine Einwendung aus dem Gesichtspunkte 
jener Schuldurteile erhoben werden, welche Aussagen über Fahr- 
lässigkeitsdelikte sind, einen Mangel an Aufmerksamkeit, 
also einnegatives Moment konstatieren. Aber auch dieser Ein- 
wand wird durch eine Analyse rechtlicher Schuldurteile und 
ihrer »Gründe« widerlegt, denn auch diese Urteile stellen fest, setzen 
als seiend, Komplexe rechtserheblicher Tatsachen, Tatbestände: 
nur daß eben hierdieZurechnung der Tatbestandselemente vom 
Rechte in der grammatischen Form eines »M angels an Aufmerk- 
samkeit«, einer »Fahrlässigkeit« konstatiert wird, welchem gram- 
matischen Satze aber ein bejahender (positionaler) recht- 
licher Schuldsatz über einen lediglich aus »positiven« Momenten 
bestehenden Tatbestand entspricht. »Fahrlässigkeit« ist — wenn 
wir jede psychologische und ethische Umdeutung ausschließen — 
nur eine besondere Art der bejahenden (Tatbestände als 
existent .setzenden) rechtskategorialen Schuldaussage. 

Schließlich gilt unsere Theorie der rechtlichen Schuldurteile auch 
von jenen Rechtsurteilen, welche eine »Schuld« negieren, »frei- 
sprechen«. Auch in diesem Falle liegen zwei Urteile vor, von denen 
das erste einen Tatbestand als seiend anerkennt (bejaht) und das 
zweite durch N ich t identifizierung dieses Tatbestandes mit »Schuld« 
ein durch diese Nichtidentifizierung, also eine besondere 
Beziehung zur Kategorie »Schuld« rechtlich qualifiziertes 
Ganzes als seiend anerkennt (bejaht), wie ja auch die »negativen« 
logischen Urteile ein Seiendes durch die Negationsbeziehung zu einer 
Kategorie positiv charakterisieren: die sog. Negation ist eine 
besondere »positive« Leistung des kategorialen Apparates an 
einem seienden Material, nicht ein Mangelam Material, ein Nicht- 
Sein. 

Wir wollen nun in unserer Untersuchung um einen Schritt 
weiter gehen, welcher uns jedoch noch nicht aus der Sphäre der 
Strafurteile hinausführt. Wir haben bisher einen wesentlichen Be- 
standteil jedes Strafurteils vernachlässigt: den Ausspruch über die 
»Strafe«, welcher in der grammatischen Form »... und wird zu einer 
Kerkerstrafe in der Dauer von x Jahren verurteilt« auftritt. Auch 
dieser Bestandteil der Strafurteile wird von der herrschenden Lehre 
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als »Norm«, eine »Sollaussage« charakterisiert. Bei dieser Charak- 
terisierung spielt bewußt oder unbewußt eine naive Argumentation 
eine Rolle, welche ungefähr dahin geht, daß jenes »wird« keine 
Voraussage, sondern eine Vorschrift bedeute, weil eben 
häufig trotz eines verurteilenden Erkenntnisses die Strafe nicht ein- 
trete, während zum Wesen der — z. B. naturwissenschaftlichen — 
Voraussage die »exakte« Notwendigkeit des Eintrittes des Voraus- 
gesagten gehöre. Aber bei dieser Argumentation handelt es sich 
um die Annahme einer yabsoluten Notwendigkeit«, welche die Urteile 
der Naturwissenschaft nicht kennen. Um ein primitives Beispiel zu 
wählen: die Aussage, daß ein Stein zur Erdoberfläche gelangt, 
wenn ich ihn aus einer gewissen Höhe fallen lasse, bedeutet nicht 
die absolute Notwendigkeit des Eintrittes des Vorausgesagten, 
wenn jene einzige, in jener Aussage formulierte Bedingung erfüllt 
ist, sondern eine hypothetische Notwendigkeit des von 
zahlreichen anderen Bedingungen abhängigen Eintrittes 
des Vorausgesagten. Nur dann, wenn ich den Stein fallen lasse, 
wenn er nicht während des Falles aufgehalten wird, wenn er 
nicht während des Falles zertrümmert wird usw. gelangt der fallenge- 
lassene Stein zur Erdoberfläche. Der grammatische Aussagesatz 
vereinfacht den logischen Bestand, indem er die kom- 
plexe hypothetische Zuordnung zweier Ereignisse durch eine einfache 
absolute Zuordnung ersetzt. So stellt aber auch jener Rechtssatz, 
der eine konkrete Strafe ausspricht (»Strafurteil«) in seinem gram- 
matischen Bestande eine Vereinfachung des recht- 
lichen Bestandes dar. Denn die »Strafe« — will sagen bestimmte 
Tatbestände eines Strafvollstreckungsverfahrens — tritt nicht bloß 
unter Bedingung des Strafurteils, sondern nur unter zahlreichen 
anderen Bedingungen — z. B. Mangel an Begnadigung, Antrag auf 
Strafvollstreckung usw. — ein. Sind aber alle jene Bedingungen 
in vollständiger Kette gesetzt, dann tritt der Tatbestand der Strafe 
mit »exakter« Notwendigkeit ein. Der zweite in Untersuchung ge- 
nommene Bestandteil des Strafurteils stellt also ebenfalls einen 
Existentialsatz, ein Doppelurteil dar, dergestalt, daß im ersten Urteil 
zunächst Strafvollstreckungsorgane als seiend anerkannt und in 
einem zweiten Urteil diesem Subjekte der Aussage das Prädikat des 
Strafens modo futuro zuerkannt wird. Das gesamte 
Strafurteil stellt also zwei — auch grammatisch durch »und« ge- 
schiedene — Existentialurteile dar, deren jedes wieder zwei Urteile 
(mit verschiedenen temporalen Modis) umfaßt. 

Wir haben früher als Beispiel einer Voraussage, einer Existential- 
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setzung modo futuro, einen Satz herangezogen, welcher besagt, daß, 
‚ wenn man einen Stein fallen läßt, er die Erdoberfläche berührt. 
Dieses Urteil ist aber offenbar äquivalent einem Urteile, welches be- 
sagt, daß, wenn man einen Stein fallen läßt, geurteilt werden wird, 
' daß dieser Stein die Erdoberfläche berührt oder noch richtiger einem 
Urteile, welches besagt, daß, wenn man urteilt, es falle (jetzt) 
‚ ein Stein, geurteilt werden wird, es berühre (in einem 
gewissen Zeitpunkte) der Stein die Erdoberfläche. Diese weitere 
Bedingung des »Eintrittes« des Vorausgesagten, nämlich die urteils- 
mäßige Feststellung dieses Eintrittes wird aber unterdrückt, weil 
diese Bedingung als »konstant« gesetzt und eingeklammert wird. 
Allerdings aber haben die Ergebnisse der Relativitätstheorie gezeigt, 
daß diese Konstantsetzung und Einklammerung eine Fehlerquelle 
bedeutet, weil auch der variable Wert des Urteilsstandpunktes 
— des Beobachtungs-Bezugs-Koordinatensystems — in das Ergebnis 
der Voraussage eingeht, die von eine m Urteilsstandpunkte als gerad- 
linig vorausgesagte Fallbewegung nicht eintritt, weil sie sich von 
einem anderen Urteilsstandpunkte aus als krummlinige Bewegung 
darstellt. Für die gewöhnliche Approximationseinstellung allerdings 
kann jene variable Bedingung des Urteilsstandpunktes konstant 
gesetzt und eingeklammert werden. Hingegen aber führt eine analoge 
Approximationseinstellung in der Betrachtung des Rechtes zu 
durchaus naturrechtlichen Ergebnissen. Die Voraussage: 
»... und wird bestraft« bedeutet immer nur: Es wird in Beziehung 
auf bestimmte (rechtssatzmäßig »ausgezeichnete«) Bezugs- 
systeme (Strafvollstreckungsorgan, Strafvollstreckungsverfahren) ge- 
urteilt werden, daß gewisse Tatbestände (»Strafantritt«) eingetreten 
sind. Denn alle Tatsachen sind recht serhebliche Tatsachen nicht 
in bezug auf beliebige Urteilsstandpunkte, auf konstante 
logische Koordinaten, sondern lediglich in bezug auf bestimmte 
Urteilsstandpunkte (der »berufenen Organe‘, auf variable 
rechtliche Koordinaten, in bezug auf Rechtsverfahren. Die 
»Tatbestände« sind ausschließlich das intentionale Korre- 
lat vonbestimmten Akten, dn Rechtsakten, welche nur 
in Rechts verfahren (von »Organen«, nicht von jedem beliebigen 
»Menschen«) vollzogen werden können: nur inRechtsverfah- 
ren tritt originär gebende Anschauung rechtserheblicher Tat- 
sachen auf. Mit dieser Erwägung, welche die herrschende Konstant- 
setzung des »formellen« Rechts und die Logisierung des »materiellen« 
Rechtes beseitigt, vielmehr alles Recht als Verfahrensrecht, alle 
rechtserheblichen Tatsachen als unaufhebbare Korrelation zu der 
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Einheit der Rechtsbedingungen, dem Rechtsverfahren, 
erkennt, ist bereits ein wichtiger Einblick in das Wesen der Rechts- 
erfahrung gewonnen: alle rechtlichen Tatbestände sind recht- 
liche Tatbestände lediglich in Korrelation zubestimmten 
rechtlichen Bezugssystemen, zu bestimmten Rechtsver- 
fahren: die »Schuld« X ist Schuld lediglich in Korrelation zu 
dem bestimmten Rechtsverfahren X (dem zuständigen Gerichte 
usw.), der »Kauf«K ist »Kauf« lediglich in Korrelation zu einem 
bestimmten Rechtsverfahren K usw. Da aber jedes konkrete 
Rechtsverfahren wieder den Bezug auf das All, die Einheit 
der Rechtsverfahren in sich birgt, so können wir den Satz ausspre- 
chen: Die Materie des Rechts ist Rechtsmaterie 
lediglich In Korrelation zum ssStaategrd dr 
zur. Erhaltung odes. ReichtiswerfahrensseiameE 
cher Erhaltung des’Rechtsvmerfahrens’sich@ze 
ErhaltungrderiRechtsmaterie alssE spenden 
rechtlichen’Gegenständlichkeit konstatuiese 
Wenn wir nunmehr zur Analyse des Wesens der Rechtssätze 
zurückkehren, so ist zunächst zu bemerken, daß unser bezüglich der 
Strafurteile gewonnenes Ergebnis sich ohne weiteres auf die zivil- 
prozessualen »Urteile« übertragen läßt. Z. B. wird in einem Urteile 
ein anerkannter Tatbestand als »Kauf« als »Sicherungsüber- 
eignung«, als »Ehe« usw. angesprochen, wobei »Kauf«, »Sicherungs- 
übereignung«, »Ehe«, wie überhaupt alle Rechtsbegriffe, nichts 
anderes bedeuten als bestimmte Gesetze funktionaler Zuord- 
nung (»Zurechnung‘) von rechtserheblichen Tatsachen, Abwand- 
lungen der rechtlichen Kategorie der »Zurechnung«. Und in analoger 
Weise bestimmt sich das Wesen der Vollstreckungsbeschlüsse usw. 
Wir dehnen nunmehr unsere Betrachtung auf die Rechtssätze 
der »Gesetze« aus und beginnen unsere Analyse mit dem Satze: 
»Wer um seines Vorteiles willen eine fremde bewegliche Sache aus 
eines anderen Besitze ohne dessen Einwilligung entzieht, begeht das 
Verbrechen des Diebstahls.« Die herrschende Rechtslehre deutet 
einen derartigen Satz in ein Sollen, eine Norm um, welche die Setzung 
des Tatbestandes »Diebstahl« verbietet. Die reine Deskription jedoch 
kommt zu ganz anderen Ergebnissen; sie geht von der nunmehr 
gewonnenen Einsicht in die Einheit formellen und materiellen Rechtes 
aus, die sich auch durch die Analyse strafprozessualer Verfahren 
bestätigt. »Strafprozeßordnung« und »Strafgesetz« bilden eine Ein- 
heit von Verfahrensgesetzen. DerRechtssinn jenes grammatischen 
Satzes ist also: »Wer« wird schuldig sein, eine fremde bewegliche 
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Sache... entzogen zu haben und die Strafgerichte werden ihn zu 
einer Strafe verurteilen. Das Strafgesetz zeigt also eine analoge 
Struktur wie das Strafprozeßurteil; es umfaßt nämlich zwei Doppel- 
urteile derart, daß das erste Urteil des ersten Doppelurteils Diebstahls- 
tatbestände und das zweite Urteil des ersten Doppelurteils jene Tat- 
bestände samt dem Prädikate »Schuld« (»Verbrechen«) modo futuro 
seiend setzt, hingegen das erste Urteil des zweiten Doppelurteils 
Strafgerichte und das zweite Urteil des zweiten Doppelurteils die 
Strafgerichte samt dem Prädikate des »Verurteilens« modo futuro 
als seiend setzt. 

Ziehen wir als weiteres Beispiel einen Verfassungsrechtssatz 
heran: »Ueber die Gültigkeit der Wahlen in das Abgeordnetenhaus und 
den Senat entscheidet der Wahlgerichtshof.« Dieser Rechtssatz ist, 
wie die meisten Verfassungsrechtssätze, dadurch charakterisiert, daß 
in ihm die Einheit »formellen« und »materiellen« Rechtes auch 
grammatisch ebenso zu unmittelbarem Ausdrucke gelangt, wie 
dies in den Stufen der Prozeß- und Vollstreckungsurteile bzw. 
-beschlüsse der Fall ist. Nur in der Rechtsstufe der Gesetze wurzelt 
das Dogma von der Spaltung in »formelles« und »materielles« Recht, 
weil in dieser Stufe grammatisch die »formellen«, d. h. die 
Prozeßelemente, in besonderen Gesetzbüchern (den Prozeßordnungen) 
zusammengefaßt und den »materiellen« Elementen entgegengesetzt 
wurden. Der Rechtssinn des erwähnten Verfassungsrechtsatzes 
lautet: Es werden Tatbestände, welche Wahlen sind, sein und der 
Wahlgerichtshof wird über ihre Gültigkeit entscheiden. Das erste 
Doppelurteil besteht aus einem Urteil, welches Tatbestände und 
aus einem Urteil, welches diese Tatbestände mit dem Prädikate 
»Wahlen« modo futuro seiend setzt, das zweite Doppelurteil aus 
einem Urteil, welches den Wahlgerichtshof und einem zweiten Urteil, 
welches den Wahlgerichtshof mit dem Prädikate »über Gültigkeit 
urteilend« modo futuro seiend setzt. Und so bestehen alle Rechts- 
sätze aus zwei Doppelurteilen. Das erste Urteilpaar (die »Rechts- 
voraussetzung«) enthält ein Urteil eines »Organs« über einen Tat- 
bestand, das zweite Urteilpaar (die »Rechtsfolge«) enthält ein Urteil 
über ein Tatbestandsurteil eines anderen Organs. Alle diese Urteile 
werden in verschiedenen temporalen Modis !) gefällt und eine Analyse 
der in den verschiedenen Rechtsstufen auftretenden temporalen 
Urteilsmodis gewährt einen tiefen Einblick in das spezifische Wesen 
jeder Rechtsstufe. So ist es z. B. charakteristisch, daß in der Stufe 
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der Gesetze die Thesis des Tatbestandes im ersten Doppelurteil 
stets modo futuro, hingegen in der Stufe der Prozeßurteile die Thesis 
des Tatbestandes im ersten Doppelurteil stets modo praeterito (oder 
praesente) erfolgt usw. 

Wir dürfen also das Dogma von der Normativität des Rechtes 
als völlig entwurzelt betrachten: alle Urteile des Rechtes 
sind Seinsurteile, sindvEx item als Irre 
Urteile des Rechtes sind Thesen (das erste Urteil jedes Doppel- 
urteils) und Synthesen (das zweite Urteil jedes Doppelurteils): 
aufimplizitenthetischen Urteilen bauen sich deexpliziten 
synthetischen Urteile des Rechtes auf. Die synthetischen Urteile 
des Rechtes gehen von der Thesis des Subjekts durch Anschau- 
ung zur Synthesis mit dem Prädikate über: die Anschauungrechts- 
erheblicher Tatsachen im Rechtsverfahren — z. B. im Beweisver- 
fahren — fundiert die Daseinssetzungen der Urteile des Rechtes. 
»Es gibt überhaupt keinen inhaltlichen« (oder was dasselbe ist: 
keinen seinsgültigen oder »vollständigen« Denkakt, der nicht syn- 
thetisch wäre. Ist das seinsgültige Denken stets auf ein Transsubjek- 
tives gerichtet, so ist damit ganz allgemein für alles seinsgültige 
Denken der synthetische Wesenszug gegeben. Alles 
inhaltliche Denken besteht ja geradezu darin, daß durch das Hinzu- 
denken eines Unerfahrbaren zu einem Erfahrungsgegebenen ein 
Neues gewonnen wird. ... Der Nerv des Denkens ist seine sy n- 
thetische Stoßkraft. Das vom Denken ausgeübte Knüpfen 
ist ein Weitertreiben von Inhalt zu Inhalt; genauer: vom Erfahrbaren 
zum Unerfahrbaren oder Transsubjektiven«!). Es gibt überhaupt 
keinen inhaltlichen (oder was dasselbe ist! seinsgültigen, posi- 
tiven oder vollständigen) Rechtsakt, der nicht synthetisch wäre. 
Ist das seinsgültige (das »positive«) Recht stets auf etwas Trans- 
subjektives gerichtet, so ist damit ganz allgemein für alles positive 
Recht der synthetische Wesenszug gegeben. Alles 
inhaltliche Recht besteht ja geradezu darin, daß durch das Hinzu- 
setzen eines Unerfahrbaren zu einem Erfahrungsgegebenen ein 
Neues gewonnen wird. — Der Nerv des Rechtes ist seine syn- 
thetische Stoßkraft. Das vom Rechte ausgeübte Knüpfen 
ist ein Weitertreiben von Inhalt zu Inhalt; genauer: vom Erfahrbaren 
zum Unerfahrbaren oder Transsubjektiven. 

Wenn wir uns insbesondere der entscheidenden Rolle bewußt 
werden, welche die Anschauung in den Synthesen des Rechtes 
spielt, so wird auch klar, daß das ganze Recht einen Stufenbau der 

ı) J. Volkelt, »Gewißheit und Wahrheit« 1918, S. 206 ff. 
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Abstraktion und Konkretion im Sinne Nator ps (Allgemeine 
Psychologie I) oder — wie man im Sinne Husserls sagen kann — 
von »Steigerungsreihen der Erfüllung« darstellt. Wir können auch die 
Rechtsakteinsignitiveundinintuitive Akte scheiden, 
allerdings mit der Einschränkung, daß dieser Unterschied innerhalb 
derempirischen Urteile des Rechtes lediglich einrelativer 
ist: der Verfassungsrechtssatz betrefiend »Privatrecht« ist ein signi- 
tiver Akt in Relation zu der Fülle der Anschauung, welche die Be- 
griffe des bürgerlichen Gesetzbuches fundiert, der gesetzliche Rechts- 
satz über Kauf aber ist wieder ein signitiver Akt in Relation zum 
intuitiven Akte eines Prozeßurteils, welches sich auf die Anschauung 
eines konkreten Kauftatbestandes stützt, das Prozeßurteil aber ist 
wieder ein signitiver Akt in Relation zum Vollstreckungsprotokollie- 
rungsakte, welcher sich auf die letzterfüllende Anschauung des Voll- 
streckungstatbestandes stützt. 

Fassen wir nunmehr unsere Ausführungen zusammen, so läßt 
sich der Begriff der Rechtserfahrung als ein Begriff des theoretischen 
Idealismus, ohne Gefahr psychologistisch-soziologischer Mißver- 
ständnisse, formulieren. »Wenn die Anschauung sich nach der Be- 
schaffenheit der Gegenstände richten müßte, so sehe ich nicht ein, 
wie man a priori von ihr etwas wissen könne, richtet sich aber der 
Gegenstand (als Objekt der Sinne) nach der Beschaffenheit unseres 
Anschauungsvermögens, so kann ich mir diese Möglichkeit ganz wohl 
vorstellen. Weil ich aber bei diesen Anschauungen, wenn sie Er- 
kenntnisse werden sollen, nicht stehen bleiben kann, sondern die 
Vorstellungen auf irgend etwas als Gegenstand beziehen und diesen 
durch jene bestimmen muß, so kann ich entweder annehmen, die 
Begriffe, wodurch ich diese Bestimmung zustande bringe, 
richten sich auch nach dem Gegenstande, und dann bin ich wiederum 
in derselben Verlegenheit wegen der Art, wie ich a priori hievon etwas 
wissen könne; oder ich nehme an, die Gegenstände oder, welches 
einerlei ist, die Erfahrung, in welcher sie allein (als gegebene 
Gegenstände) erkannt werden, richte sich nach diesen Begriffen, 
so sehe ich sofort eine leichtere Auskunft, weil Erfahrung selbst eine 
Erkenntnisart ist, die Verstand erfordert, dessen Regel ich immer, noch 
ehe mir Gegenstände gegeben werden, mithin a priori voraussetzen 
muß, welche in Begriffen a priori ausgedrückt wird, nach denen sich 
also alle Gegenstände der Erfahrung notwendig richten müssen und 
mit ihnen übereinstimmen müssen«!). 

Wenn die Anschauung der rechtserheblichen Tatsachen 


De Derra r. v.S. 17, 


304 Fritz Sander: 


sich nach der Beschaffenheit der Tatbestände richten müßte, so 
sehe ich nicht ein, wie die Rechtssätze (die Urteile des Rechtes) 
a priori von ihr etwas wissen können; richtet sich aber der Tatbestand 
(als Objekt der Sinne) nach den Bedingungen der Rechtsanschauung, 
so kann ich mir diese Möglichkeit ganz wohl vorstellen. Weil das 
Rechtsverfahren aber bei diesen Anschauungen, wenn sie Rechts- 
erkenntnisse werden sollen, nicht stehen bleiben kann, sondern sie 
als Vorstellungen auf irgend etwas als Gegenstand beziehen und 
diesen durch jene bestimmen muß, so kann ich entweder annehmen, 
die Rechtsbegriffe, wodurch das Rechtsverfahren diese Bestimmung 
zustande bringt, richten sich auch nach dem Tatbestande, und 
dann bin ich wiederum in derselben Verlegenheit wegen der Art, 
wie das Recht a priori hievon etwas wissen könne, oder ich nehme 
an, die Tatbestände oder, welches einerlei ist, de Rechtserfah- 
rung, in welcher sie allein (als gegebene Tatbestände) erkannt 
werden, richte sich nach diesen Rechtsbegriffen, so sehe ich sofort 
eine leichtere Auskunft, weil Rechtserfahrung selbst 
eine Erkenntnisart—das»Zu-Recht-Erkennen« 


— ist, die Begriffe erfordert, deren Regelich in den Rechts-. 


sätzen, noch ehe dem Rechtsverfahren Tatbestände gegeben 
werden, mithin a priori voraussetzen muß, welche in Rechtsbegriffen 
a priori ausgedrückt wird, nach denen sich also alle Tatbestände 
der Rechtserfahrung notwendig richten und mit ihnen übereinstimmen 
müssen. »Erfahrung ist ein empirisches Erkenntnis, d. i. ein Er- 
kenntnis, das durch Wahrnehmungen ein Objekt bestimmt. Sie ist 
also eine Synthesis der Wahrnehmungen, die selbst nicht in der Wahr- 
nehmung enthalten ist, sondern die synthetische Einheit des Mannig- 
faltigen derselben in einem Bewußtsein enthält, welches das Wesent- 
liche einer Erkenntnis der Objekte der Sinne, die der Erfahrung, 
(nicht bloß der Anschauung oder Empfindung der Sinne) ausmacht «!) 
Rechtserfahrung ist ein empirisches Erkenntnis, d. h. ein Erkenntnis, 
das durch Wahrnehmungen einen Tatbestand bestimmt. Sie ist also 
eine (verfahrensmäßige) Synthesis der Wahrnehmungen (rechtserheb- 
licher Tatsachen), die selbst nicht in der Wahrnehmung enthalten 
ist, sondern die synthetische Einheit des Mannigfaltigen derselben 
im Rechtsbewußtsein (in der Einheit der Rechtsverfahren) enthält, 
welche das Wesentliche einer Erkenntnis der Tatbestände der 
Sinne, d. i. der Rechtserfahrung ausmacht. »Unter Natur (im empi- 
rischen Verstande) verstehen wir den Zusammenhang der Erschei- 
nungen ihrem Dasein nach nach notwendigen Regeln, d. i. nach Ge- 
mM KRdr VS. 166, 
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setzen. Es sind also gewisse Gesetze und zwar a priori, welche aller- 
erst eine Natur möglich machen; die empirischen können nur ver- 
mittelst der Erfahrung und zwar zufolge jener ursprünglichen Ge- 
setze, nach welchen selbst Erfahrung allererst möglich wird, statt- 
finden und gefunden werden. Unsere Analogien stellen also eigent- 
lich die Natureinheit im Zusammenhange aller Erscheinungen unter 
gewissen Exponenten dar, welche nichts anderes ausdrücken als das 
Verhältnis der Zeit (sofern sie alles Dasein in sich begreift), zur Ein- 
heit der Apperzeption, die nur in der Synthesis nach Regeln statt- 
finden kann. Zusammen sagen sie also: alle Erscheinungen liegen 
in einer Natur und müssen darin liegen, weil ohne diese Einheit 
a priori keine Einheit der Erfahrung, mithin auch keine Bestimmung 
der Gegenstände in derselben möglich wäre«!). Unter Recht (im 
empirischen, positiven Verstande) verstehen wir den Zusammen- 
hang der rechtserheblichen Tatsachen ihrem Dasein (ihrer Positivi- 
tät) nach nach notwendigen Rechtsregeln, d. i. nach Rechtsgesetzen. 
Es sind also gewisse Rechtsgesetze und zwar a priori, welche allererst 
ein Recht möglich machen, die empirischen Rechtsgesetze können nur 
vermittelst der Rechtserfahrung (die in empirischen Rechtsverfahren) 
und zwar zufolge jener ursprünglichen Rechtsgesetze (d. i. der Rechts- 
kategorien, der Rechtsaxiome, der in allen Rechtsverfahren be- 
harrenden Grundrelationen), nach welchen selbst Rechtserfahrung 
allererst möglich wird, stattfinden und gefunden werden. Die Ana- 


logien der Rechtserfahrung — die synthetischen Grundsätze der 
Erhaltung des Rechtsverfahrens (»Staat«), der Zurechnung und der 
wechselseitigen Zurechnung — stellen also eigentlich die Rechts- 


einheit im Zusammenhange aller rechtserheblichen Tatsachen unter 
gewissen Exponenten dar, welche nichts anderes ausdrücken als 
das Verhältnis der Zeit (sofern sie alle »Positivität« in sich begreift), 
zur Einheit der Rechtsapperzeption, die nur in der Synthesis nach 
Rechtsregeln stattfinden kann. Zusammen sagen sie also: alle rechts- 
erheblichen Tatsachen liegen in einem Rechte und müssen darin 
liegen, weil ohne diese Einheit a priori keine Einheit der Rechts- 
erfahrung, mithin auch keine verfahrensmäßige Bestimmung der 
Tatbestände in derselben möglich wäre. »Erfahrungswissenschaften 
sind Tatsachenwissenschaften. Die fundierenden Er- 
kenntnisakte des Erfahrens setzen Reales individuell, sie 
setzen es als räumlich-zeitlich Daseiendes, als etwas, das an dieser 
Zeitstelle ist, diese seine Dauer hat und einen Realitätsgehalt, der 
seinem Wesen nach ebensogut an jeder anderen Zeitstelle hätte 
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sein können; wiederum als etwas, das an diesem Orte in dieser phy- 
sischen Gestalt ist (bzw. mit Leiblichem dieser Gestalt als eins ge- 
geben ist), wo doch dasselbe Reale, seinem eigenen Wesen nach be- 
trachtet, an jedem beliebigen Ort, mit jeder beliebigen Gestalt eben- 
sogut sein könnte, desgleichen sich ändern könnte, während es fak- 
tisch ungeändert ist, oder sich in anderer Weise ändern könnte, als 
wie es sich faktisch veränderte. Individuelles Sein jeder Art ist, 
ganz -allgemein gesprochen, zufällig«!). Die Rechtserfahrung 
nimmt den transzendentalen Ort einer »Tatsachenwissen- 
schaft«ein. Die fundierenden Erkenntnisakte des Rechtsverfah- 
rens setzen Reales — rechtserhebliche Tatsachen — indivi- 
duell, sie setzen es als räumlich-zeitlich Daseiendes... Das 
individuelle Sein der rechtserheblichen Tatsachen ist »zufällig« 

»Rechtserfahrung« bedeutet also ein Doppeltes: einmal — im 
»noetischen« Sinne — die erfahrenden Rechtsakte (die Ur- 
teiledes Rechtes) und ferner — im »noematischen« Sinne — 
die erfahrenen Rechtsgegenständ (die Tatbestände 
des Rechtes). »Die Arbeit des Denkens an dem Leitfaden des 
Zusammenhanges bedarf nun aber noch in hohem Maße weiterer 
Klärung. Indem sich der Denkende auf die Bedeutung besinnt, die 
für sein Denken der Gedanke des Zusammenhanges hat, sagt er sich, 
daß sein Denken in zwei Richtungen unter der Herrschaft des 
Zusammenhangs-Gedankens steht. Einmal wird der Gegenstand des 
Denkens (und er ist immer transsubjektiver Art) als ein in Zusammen- 
hängen befindliches Sein erkannt. Ich will dies degegenständ- 
liche Bedeutung des Zusammenhanges nennen. Das Seiende rollt 
sich dem Denken nicht anders als in Zusammenhängen stehend auf. 
Zugleich aber ist der Zusammenhang die Richtschnur für das Denken; 
er wirkt in ihm gleichsam als Triebkraft. An dem Zusammenhang 
hat das Denken sein leitendes und ihm eben damit die Gewähr des 
Geltens gebendes Prinzip. Frägt man, woher das Denken die Ge- 
wißheit nimmt, daß seine Verknüpfungen gelten, so findet man sich 
auf die Notwendigkeit hingewiesen, mit der sich der Zusammenhang 
der Verknüpfungsschritte aufdrängt. Die Denknotwendigkeit ist 
eben nichts anderes als eine Zusammenhangsnotwendigkeit. Ein 
Glied fordert logisch oder (wasgenau dasselbe ist) sachlich das andere: 
hierin allein liegt Ursprung und Gewähr der Gewißheit von der 
Gültigkeit der Denkinhalte. Ich will dies de bestimmende 
oder funktionelle Bedeutung des Zusammenhanges nennen. 
Die Richtschnur des Zusammenhanges bestimmt das Denken 
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in seinen Verknüpfungen und verbürgt hiemit die Geltung seiner 
Verknüpfungen. Der gegenständliche Zusammenhang ist das dem 
Gegenstand immanente Denkergebnis; der funktionelle Zusammen- 
hang ist das die Tätigkeit des Denkens leitende Prinzip«!'). 

Die Arbeit des Rechtsverfahrens an dem Leitfaden des Zu- 
sammenhanges bedarf nun aber noch in hohem Maße weiterer Klä- 
rung. Indem sich der Rechtsakte Setzende auf die Bedeutung be- 
sinnt, die für seine Akte der Gedanke des Zusammenhanges hat, 
sagt er sich, daß das Rechtsverfahren in zwei Richtungen unter 
der Herrschaft des Zusammenhangs-Gedankens stehe. Einmal wird 
der Tatbestand des Rechtsverfahrens (und er ist immer transsubjek- 
tiver Art) als ein in Zusammenhängen befindliches Sein — als »posi- 
tiv« — erkannt. Dies kann man diegegenständliche (tat- 
bestandsmäßige) Bedeutung des Rechtszusammenhangs nen- 
nen. Das Positive rollt sich dem Rechtsverfahren nicht anders als 
in Zusammenhängen auf. Zugleich aber ist der Zusammenhang die 
Richtschnur für das Rechtsverfahren; er wirkt in ihm gleichsam, als 
Triebkraft. An dem Zusammenhang hat das Rechtsverfahren sein 
leitendes und ihm eben damit die Gewähr des Geltens gebendes 
Prinzip. Fragt man, woher das Rechtsverfahren die Gewißheit 
nimmt, daß seine Verknüpfungen gelten, so findet man sich auf die 
Notwendigkeit hingewiesen, mit der sich der Zusammenhang der 
Verknüpfungsschritte aufdrängt. Die Rechtsnotwendigkeit ist eben 
nichts anderes als Zusammenhangsnotwendigkeit. Ein Verfahrens- 
glied fordert rechtlich oder (was genau dasselbe ist) tatbestands- 
mäßig das andere: hierin allein liegt Ursprung und Gewähr der Ge- 
wißheit von der Gültigkeit der Rechtsinhalte. Man kann dies die 
bestimmende oder funktionelle Bedeutung des Rechts- 
zusammenhanges nennen. Die Richtschnur des Zusammenhanges 
bestimmt das Rechtsverfahren in seinen Verknüpfungen und 
verbürgt hiemit die Geltung seiner Verknüpfungen. Der tatbestands-. 
mäßige Zusammenhang ist das dem Tatbestand immanente Ver- 
fahrensergebnis, der funktionelle Zusammenhang ist das die Tätigkeit 
des Rechtsverfahrens leitende Prinzip. 

Fragen wir schließlich noch nach Aufgabe und Methode der 
Rechtswissenschaft, so ist die Antwort schon durch 
unsere Ausführungen bestimmt. Da alle recht serheblichen Tat- 
sachen als rechtserhebliche Tatsachen nur in Korrelation zu den 
rechtlichen Koordinaten des Rechtsverfahrens, niemals in 
Korrelation zu den logischen Koordinaten der Rechtswissen- 

1) J. Volkelt, »Gewißheit und Wahrheit« S. 383. 
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schaft bestehen, ist es klar, daß die Rechtswissenschaft 
niemals Recht konstituieren, sondern immer nur über 
Recht reflektieren kann. Mit der Bestimmung des Rech- 
t es als souveränen Erfahrungszusammenhanges, also mit der Ueber- 
windung des Dogmas von der Normativität des 
Rechtes, wird auch ds Dogma von derRechtswis- 
senschaft als Rechtsquelle, wird überhaupt die 
Rechtsdogmatik aufgehoben. Rechtswissenschaft 
als: Wissenschaft'vom: positiven, -alsorseins 
gültigem Rechte ist eine philosophische Diszi- 
plin, die :in »transzendientalere soderophbane 
menologischer« Reflexion die Urteile des Rech- 
tes analysiert. Jeder Schritt aus der Sphäre dieser Reflexion 
bedeutet einen Schritt in die Metajurisprudenz des Naturrechtes. 
Die Rechtswissenschaft »vdenkKt« über die Zu-Recht»„Erkennt- 
nis«der Urteile des Rechtes, aber sie erkennt nicht selbst »zu Recht.«. 
Mit dieser Einsicht wird freilich der herrschenden Rechtslehre ihr 
Boden — der Boden ethisch-politischer Postulate — völlig entzogen. 
Aber der neuen, künftigen Wissenschaft vom Rechte er- 
schließt sich ein neues, unbekanntes Reich des Seins, die Rechts- 
erfahrung mit einer Fülle von Problemen. Ein neues System der 
»Abschattung« der »Welt da draußen« neben dem System der Natur- 
wissenschaft und der Künste ist entdeckt. Die Rechtsdogmatik ist 
tot, die Theorie der Rechtserfahrung beginnt: 


Doch scheint die Göttin endlich wegzusinken; 
Allein der neue Trieb erwacht, 

Ich eile fort, ihr ew’ges Licht zu trinken, 

Vor mir den Tag und hinter mir ‘die Nacht, 

Den Himmel über mir und unter mir die Wellen. 


Die Wiener rechtsphilosophische Schule. 
Von 
Fritz Schreier (Wien). 


Wie in den meisten Einzelwissenschaften beginnt sich auch in 
der Jurisprudenz nach dem Abflauen der Hochflut des Positivismus 
Besinnung über die eigenen Grundlagen geltend zu machen. Zu- 
nächst hat Rudolf Stammler versucht, eine »Theorie der Rechts- 
wissenschaft« mit Hilfe Kantscher Methode zu schaffen. Mit voller 
Klarheit strebt aber vor allem die Wiener Rechtsschule, begründet 
und geführt von Hans Kelsen, das Ziel einer reinen Rechtslehre an. 
Da die von ihr geleistete philosophische Arbeit noch nicht weit 
genug über die geographischen und fachwissenschaftlichen Grenzen 
hinausgedrungen ist, soll hier eine kurze zusammenfassende Dar- 
stellung ihrer Lehren gegeben werden. 

Das einheitliche Band, das die Schule umspannt, ist das Prinzip 
der Methodenreinheit. Ihr Leitsatz ist zu formulieren: Wenn Recht 
ein selbständiger Gegenstand und korrelativ die Rechtswissenschaft 
eine selbständige Wissenschaft ist, so muß sie freigehalten werden 
von allen Vermengungen mit anderen Wissenschaften. Alle Lehren 
der Schule sind nur Konsequenzen aus diesem Prinzip. 

Die methodische Reinigungsarbeit hat sich in zwei Richtungen 
zu vollziehen: einerseits gegen die ethisch-politische, andrerseits gegen 
die naturwissenschaftlich empiristische Einstellung, die die heutige 
Rechtswissenschaft beherrschen und sie dadurch zu einer Lehre vom 
Naturrecht machen. 

Die erste Aufgabe, die Kelsen daher auf sich nehmen mußte, 
war die scharfe Trennung des Rechts von der Natur. Sie wurde in 
seinem ersten Werke »Hauptprobleme der Staatsrechtslehre ent- 
wickelt aus der Lehre vom Rechtssatze«!) vollzogen durch die Kon- 
trastierung des Gesetzes der Natur und des Rechtes (der Rechts- 
norm), welcher Gegensatz auf den Gegensatz des Seins und Sollens 
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in der diesen Begriffen durch Windelband erteilten Bedeutung 
zurückgeführt wird. Zwischen Sein und Sollen gibt es keine Brücke. 

Ist das Recht ein Sollen, so ist damit die Aufgabe gestellt, 
negativ alle Elemente des Seins aus seinem Bereich zu entfernen, 
positiv die Rechtsbegriffe als in der Sphäre des Sollens wurzelnd 
darzustellen; die Rechtswissenschaft muß sich als streng normative 
Wissenschaft erzeigen. 

Die herrschende Jurisprudenz dagegen huldigt dem Empirismus; 
obwohl sie das Recht als einen Inbegriff von Normen bezeichnet, 
will sie die normativen Probleme mit explikativen Mitteln lösen 
und so begeht sie ständig den Fehler des Methodensynkretismus. 
Immer wieder versucht sie es, das Sollen als Sein zu begreifen oder 
es aus einem Sein herzuleiten. So setzt sie an Stelle der Norm, der 
Sollregel ihre Befolgung, an Stelle des logischen Inhalts den psycho- 
logischen Vorgang. Sie ersetzt also die Geltung der Norm durch 
ihre Wirksamkeit. 

Die Geltung der Norm liegt gerade in ihrem Soll, der Bereich 
des Sollens ist der Bereich ihrer Geltung; die Wirksamkeit ist die 
tatsächliche »Durchsetzung« der Norm, ihre Uebereinstimmung mit 
den Tatsachen, deren Fehlen die Geltung der Norm in keiner Weise 
zu beeinträchtigen vermag. 

Behält man diese Unterscheidung im Auge, so fallen alle Lehren 
des charakterisierten Typus: die Identifizierung von Recht und 
Macht, die »Anerkennungstheorie« deren Gedankengang einfach 
lautet: Was befolgt wird, soll auch befolgt werden; die »normative 
Kraft des Faktischen« usw. Die Frage nach der Geltung einer Norm 
kann eben immer nur mit dem Hinweis auf die Geltung einer andern 
Norm beantwortet werden, niemals durch den Hinweis auf eine 
Tatsache; vom Sollen zum Sein führt kein Weg. 

Die bedeutsamste Folge, die sich hieraus ergibt, ist die Ent- 
fernung des Willens aus dem Bereich der Rechtswissenschaft. Die 
gesamte herrschende Jurisprudenz steht auf dem Standpunkt, 
das Recht sei Wille, wenn auch die Auslegungen dieses Dogma stark 
variieren. 

Wie immer sie aber lauten mögen: Ist das Recht ein Bereich 
eigener Gesetzlichkeit, so ist es von vornherein klar, daß die dem 
Bereich der Natur angehörige und daher dem Rechte fremde Ge- 
setzlichkeit des Willens im Rechte keinen Platz finden kann. Mit 
diesem Beweise gibt sich aber Kelsen nicht zufrieden; er zeigt auch, 
daß der aus der Psychologie rezipierte Willensbegriff nicht imstande 
ist, das zu erklären, was man unter Willen im juristischen Sinne 
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versteht und daß demzufolge die Juristen ständig daran arbeiten, 
sich einen eigenen Willensbegriff zu schaffen, um die von der. Juris- 
prudenz diesem Begriff gestellten Aufgaben zu lösen, daß dieser 
Begriff von dem psychologischen abweicht und unhaltbar wird, 
da man versucht, juristische, also normative und psychologische 
Elemente in einen Begriff zu vereinen. 

Wirklich ist der Begriff des Staatswillens, sofern darunter ein 
psychischer Vorgang verstanden wird, eine Fiktion. Es ist aber auch 
durchaus nicht einzusehen, warum das, was der Jurist als Staat und 
Staatswille bezeichnet, eine individual- oder sozialpsychologische 
Tatsache sein soll. 

Und ebensowenig gelingt es, den zivilistischen und krimina- 
listischen Willensbegriff mit dem psychologischen zur Deckung zu 
bringen. Es ist ein ebenso vergebliches Unterfangen, fahrlässige 
Delikte und Delikte durch Unterlassungen als gewollte Uebeltaten, 
wie die rechtlichen Wirkungen eines Rechtsgeschäftes als von den 
Parteien gewollt hinzustellen. 

An Stelle des Willensbegriffes hat somit in der reinen Rechts- 
lehre der Begriff der Zurechnung als einer von allen außerrechtlichen 
‚Elementen freien Gesetzlichkeit zu treten. Zurechnung bedeutet die 
auf Grund eines Rechtssatzes vollzogene Verbindung zwischen Soll- 
subjekt und Sollobjekt. Das Sollsubjekt, die juristische Person ist 
bloß der Endpunkt der Zurechnung. 

So konzentriert sich die gesamte juristische Problematik um 
den Rechtssatz und die Frage nach seiner logischen Struktur. Da 
ergibt sich zunächst die Notwendigkeit, die herrschende Lehre ab- 
zulehnen, die den Rechtssatz als Imperativ faßt. 

Nach dieser Lehre verpflichtet sich der Staat durch seine Im- 
perative die Individuen und will auf soiche Weise seinen Zweck 
erreichen, nämlich das befohlene Verhalten der verpflichteten In- 
dividuen; der Imperativ motiviert also. Dagegen muß eingewendet 
werden, daß ein nackter Imperativ dazu nicht imstande ist, daß er 
vielmehr nur dann motivieren kann, wenn er von der Seele des 
»Adressaten« aufgenommen wird. Und wirklich geht das Bestreben 
der herrschenden Lehre dahin, die Rechtspflicht als einen realpsychi- 
schen Zustand darzustellen, indem der Pflichtbegriff der Ethik als 
einer inneren Gebundenheit des Subjektes rezipiert wird. Allein der 
Versuch, überall dort, wo eine Rechtspflicht vorliegt, auch einen 
entsprechenden realpsychischen Zustand aufzuweisen, muß scheitern. 
Denn in allen Fällen rechtswidrigen Verhaltens kann offenbar von 


einer motivierenden Kraft der Rechtsordnung keine Rede sein und 
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dennoch ist gerade in diesen Fällen der Jurist genötigt, die Existenz 
von Rechtspflichten anzunehmen. Auch hier wird mit der Fiktion 
der Anerkennungstheorie usw. operiert. 

Für Kelsen stellt sich nun der Rechtssatz als ein hypothetisches 
Urteil über einen bedingten Willen des Staates dar, nach der Formel: 
unter bestimmten Umständen (d. i. bei einem bestimmten Verhalten 
der Menschen) will der Staat gewisse Handlungen bzw. Unrechts- 
folgen setzen, d. i. strafen oder exequieren. Mehr intuitiv als in 
strenger Begründung hat Kelsen in seinem ersten Werke diese Lösung 
gegeben und erst in seinen späteren Werken ihren tiefen Sinn, ihre 
allgemein wissenschaftliche Bedeutung und damit ihre exakte Be- 
gründung gefunden. 

Unter dem Willen des Staates kann nach den früheren Aus- 
führungen nicht mehr der psychologische Willensbegriff verstanden 
werden, sondern der juristische, welcher gleichbedeutend ist mit 
Zurechnung und somit mit der Beziehung bestimmter Tatbestände, 
nämlich der »Staatshandlungen« auf einen gedachten Zurechnungs- 
endpunkt, eben dem Staat. 

Damit ist die Abkehr vollzogen von jenem Staatsbegriff, den 
die bisherige Staatslehre gebildet hat und den Jellinek formulierte: 
Staat ist die mit ursprünglicher Herrschermacht ausgerüstete Körper- 
schaft eines seßhaften Volkes. 

Feste Gestalt hat Kelsen der neuen Lehre in scharfer Poli 
gegen die heute herrschende Lehre in seinem neuesten Werke: »Der 
soziologische und der juristische Staatsbegriff, kritische Unter- 
suchung des Verhältnisses von Staat und Recht«!) gegeben. Auch 
hier ist der Grundgedanke: Herstellung der Methodenreinheit. 
Wenn Staat ein juristischer Begriff, ein Begriff der Staatsrechtslehre 
sein soll, so muß er ein rechtlicher Begriff sein und kann nicht in die 
Sphäre der Sozialwissenschaft fallen. So tritt die geisteswissen- 
schaftliche Jurisprudenz in Gegensatz zur kausal-naturwissenschaft- 
lichen Soziologie. 

Schon Jellinek hatte Bedenken gegen die ihm vorliegende Lehre 
und unterschied daher zwischen Soziallehre vom Staate und Staats- 
rechtslehre, erstere mit kausalwissenschaftlicher, letztere mit nor- 
mativer Methode arbeitend. Dennoch erhielt er mit Hilfe beider 
Methoden das gleiche Resultat, nämlich die oben angeführte Defi- 
nition des Staates. »Ist das nicht gerade so, wie wenn ein Biologe 
mit seinen spezifischen Methoden, d. h. auf empirisch-induktivem 
Wege — den kategorischen Imperativ der Ethik entdecken würde ?« 
TSTRCHB Mohr, 1922. 
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Diese »Zwei-Seiten-Theorie« vom Staate ist selbstverständlich 
methodisch gänzlich verfehlt. Besteht zwischen Gegenstand und 
Methode strenge Korrelation, so kann durch verschiedene Methoden 
nicht derselbe Gegenstand erfaßt werden. 

Der Staat kann also, wenn es überhaupt einen solchen Begriff 


; in der Staatsrechtslehre gibt, keine soziale Realität sein, sondern nur 


der gemeinsame Zurechnungsendpunkt aller jener Normen, die sein 
Handeln regeln. So beginnt es klar zu werden, daß er nichts anderes 
ist als der Ausdruck der Einheit aller dieser Rechtssätze. Sie alle 


‚ sind vom Staat »gewollt« und somit ist der Wille des Staates oder, 


was ganz gleichbedeutend ist, der Staat selbst ein System von Rechts- 
normen. 


Mit dieser Erkenntnis löst sich ein Problem, das die moderne 


' Staatsrechtslehre in vielfachen Versuchen vergeblich zu entwirren 


versuchte: das Problem des Verhältnisses von Staat und Recht. 


' Die Grundposition der bisherigen Lehre war, daß es sich hier um 


zwei voneinander verschiedene Wesenheiten handle, der Staat als 


' soziale Tatsache, menschliches Handeln, Macht, Gewalt, das Recht 


als Regel, Norm. Und immer wieder erhob sich die Frage: Ist der 


Staat die Voraussetzung des Rechtes oder umgekehrt ? 


Behauptet man ersteres, so muß sogleich weiter gefragt 
werden: Wie wird die Macht, der Staat zum Recht ? Antwort hierauf 
meint man durch die sogenannte Lehre von der Selbstverpflichtung 
des Staates geben zu können. Der Staat, das machtvolle Wesen 


‚ erzeuge das Recht und, wie das Individuum sich der ethischen Pflicht 


unterwirft, so binde sich der Staat an sein eigenes Recht, verpflichte 
sich selbst, die von ihm geschaffene Rechtsordnung zu befolgen. 

Aber diese Antwort ist keine Lösung. Recht kann immer nur 
aus Recht werden, Verpflichtung im rechtlichen Sinn ist nur auf 
Grund einer Rechtsnorm möglich, sonst handelt es sich nicht um 
Rechtspflicht, sondern Moralpflicht. So versagt diese Lehre gerade 
an dem Punkte, wo sie ihre Aufgabe beginnen sollte. 

Ist aber das Recht Voraussetzung des Staates, so kann der Staat 


' keine soziale Realität sein; denn aus Recht kann immer nur wieder 


Recht, niemals aber Macht entspringen. Auch die Behauptung, 
es handle sich um »Rechtsmacht« oder »rechtlich geordnete Gewalt«, 


‘ führt nicht weiter, denn es handelt sich bei diesen Begriffen gar 


nicht um Macht oder Gewalt, sondern Kompetenz, also einen juristi- 
sehen, normativen Begriff. 

Nun sahen wir, daß der Staat definiert werden muß als System 
von Rechtsnormen. Genau ebenso aber lautet die Definition des 
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Rechtes. Da wir nicht annehmen können, daß diese beiden Systeme 
in Widerspruch zueinander treten, da sonst die Einheit der Rechts- 
wissenschaft gesprengt würde, fallen die Begriffe zusammen: Staat 
und Recht sind identisch. .Und es gelingt Kelsen, zu zeigen, daß alle 
versuchten Definitionen des Staates, konsequent zu Ende geführt, 
zur Definition des Rechtes werden !). Das Problem des Verhältnisses 
von Staat und Recht ist also ein Scheinproblem, entstanden aus der 
überflüssigen Verdoppelung eines zu erkennenden Gegenstandes. 

Indem Kelsen das Verhältnis von Staat und Recht durch Rück- 
gang auf die letzten logischen Voraussetzungen klarstellt, erhält er 
reiche Belohnung; denn nun wird es möglich, die neue Theorie auf 
allgemein erkenntnistheoretische Einsichten zu stützen und die 
Fehler der Gegner als typische Fehler verirrten wissenschaftlichen 
Denkens zu erkennen. Leicht wird es, die Gemeinsamkeit zwischen 
Jurisprudenz und anderen Wissenschaften herauszuheben. Die Auf- 
fassung des Staates als einer Person ist nur eine der zahlreichen 
Hypostasierungen, Personifikationen und Realsetzungen, von denen 
die Geschichte des menschlichen Denkens voll ist. Um nicht mit 
dem unbequemen, komplizierten Mechanismus einer Vielheit ab- 
strakter Normen zu operieren, stellt man die Einheit der Rechts- 
ordnung unter dem anschaulichen Bilde einer Person vor, 
fingiert eine solche. Dadurch verdoppelt das Denken den Gegenstand, 
den zu bewältigen seine Aufgabe ist. An Stelle der einen Wesenheit 
treten zwei und es entwickeln sich Widersprüche, Scheinprobleme, 
die nur durch die Auflösung des »Dinges« in die »Relationen«, durch 
Reduktion auf die ursprüngliche Einheit überwunden werden können. 
Der Begriff des Staates spielt in der Rechtswissenschaft die gleiche 
Rolle wie der Begriff der »Kraft« in der Physik, der »Seele« in der 
Psychologie, so tritt neben die Physik ohne Kraft, die Psychologie 
ohne Seele, die Staatslehre ohne Staat. 

Noch charakteristischer ist die Verwandtschaft der Problem- 
stellung in Jurisprudenz und Theologie. Dieselben Probleme, die sich 
aus der Zweiheit von Staat und Recht ergeben, finden sich im Ver- 
hältnis von Gott und Natur. Wie der Staat dem Recht, so ist Gott 
als Personifikation der Natur transzendent und dem Dogma von 
der Mensch- oder Weltwerdung Gottes entspricht genau die Theorie 
von der Selbstverpflichtung der Rechtwerdung des Staates. Das 
Analogon zur Zwei-Seiten-Theorie des Staates bildet die »Zwei- 


ı) Kelsen zeigt, daß, wie soziologische Elemente in die Jurisprudenz, juristisch- 
normative in die Soziologie eingedrungen sind, woraus eine Reihe von Schein- 
problemen sich ergibt, vor allem das des Verhältnisses von Staat und Individuum. 
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Naturen-Lehre«: Christus ist Gott, Christus ist auch wahrer Mensch. 
Für den Staat wie für Gott ergibt sich die Frage: Wie kann das 
Rechtssubjekt Unrecht, wie kann Gott die Sünde wollen? usw. 

Auf den so von Kelsen geschaffenen Grundlagen hat Adolf 
Merkl!) weiter gebaut.. Aus dem echten, juristischen Staatsbegriff 
zog er die Konsequenz, daß auch der Umfang des Begriffes Staat 
im historisch-politischen und juristischen Sinn nicht zusammen- 
fallen. Spricht der Historiker von dem »Staat Oesterreich« und 
seinen Veränderungen während der Jahrhunderte, so ist das für den 
Juristen durchaus kein zureichender Grund, in seinem Sinn einen 
Staat anzunehmen. 

Was ist der Erkenntnisgrund der Einheit des Staates im Rechts- 
sinn? Die Möglichkeit, die geltenden Rechtssätze logisch auf ein 
rechtliches Zentrum zu beziehen; dieses Zentrum ist die Verfassung. 
Die einzelnen Rechtssätze aber liegen nicht etwa auf der Peripherie 
eines Kreises, sondern ordnen sich in konzentrischen Ringen um 
das Zentrum. Damit fällt wieder ein Vorurteil der herrschenden 
Lehre: man beschäftigt sich prinzipiell nur mit dem Gesetze. Allein 
das Gesetz ist nur Stufe in dem Aufbau des Rechtes; daneben finden 
wir Verfassungsgesetze einerseits, Verordnungen und Urteile anderer- 
seits. Jede Stufe ist beschränkt durch die höhere, ihr logisch vorher- 
gehende; Recht kann nur in den hierdurch gezogenen Grenzen neu 
geschaffen werden, weil es sonst aus dem System fiel. 

Diese Pyramide gipfelt in der Verfassung; die Rückbeziehbarkeit 
auf eine Verfassung ist also das Kriterium der Staatseinheit. 

Diese Lehren haben wieder Kelsens drittes Hauptwerk »Das 
Problem der Souveränität und die Theorie des Völkerrechtes ?), 
Beitrag zu einer reinen Rechtslehre« vielfach beeinflußt. 

Man ist sich darüber einig, daß im Begriffe der Souveränität 
ein Zuhöchst-, Zuoberst-Sein enthalten ist. Die herrschende Lehre 
erteilt diesem Merkmal die Deutung: souverän ist der Herrschende, 
denn er ist »höher« als die Beherrschten. Damit vollzieht sich wieder 
eine Metabasis in die Sphäre des Sozialen. Alles Herrschen ist ein 
Motivationsverhältnis; der Herrschende motiviert, kausiert das 
Wollen, Handeln des Beherrschten. Allein der Begriff eines Zu- 
höchstseins, eines Superlativs kann bei einer solchen auf die Wirk- 
lichkeit des sozialen Geschehens gerichteten Betrachtung nicht ange- 
wendet werden; er könnte hier nur die Bedeutung einer prima causa 


1) Die Rechtseinheit des österreichischen Staates, Archiv für öffentliches 
Recht Bd. 37; Das doppelte Rechtsantlitz, Juristische Blätter 1918. 
2) J. C. B. Mohr, 1920. 
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annehmen: ein Wollen, das zwar motiviert, selbst aber nicht moti- 
viert wird, und so führt diese Auffassung zur Absurdität). 

Das Zuhöchst-Sein darf also nicht im kausalen, sondern nur 
im rein logischen Sinn verstanden werden. Souverän ist der Staat, 
d. i. die Rechtsordnung; diese logische Qualifikation einer Ordnung, 
eines Systems besagt, daß sie nicht weiter ableitbar ist. Es erweist 
sich, daß alle versuchten Definitionen der Souveränität auf dieses 
Ziel deuten, wenn sie es auch nur verhüllt sehen. 

Es ist demnach die Souveränität des Staates nur der Ausdruck 
der Unabhängigkeit der Rechtsordnung, ihre Betonung gegenüber 
allen anderen Normenordnungen, der Moral, Religion und vor allem 
des Naturrechtes. So ergibt sich die enge Beziehung zwischen dem 
Begriff der Souveränität des Staates und der Positivität des Rechtes. 
Denn dieser Begriff entstand im Gegensatz zu dem des Naturrechtes; 
man lehnte es ab, die Gültigkeit des Rechts weiter zu rechtfertigen, 
sie aus einer anderen Ordnung abzuleiten. Dabei verfiel man wieder 
dem Empirismus: positiv sei ein Rechtssatz, wenn er befolgt wird. 
An Stelle dieser Metabasis hat die Bestimmung zu treten: positiv ist 
ein Rechtssatz, wenn er als Bestandteil der eigenstaatlichen Rechts- 
ordnung nachgewiesen werden kann. Dies geschieht — Kelsen 
rezipiert die »Stufenlehre« Merkls — durch ihre stufenweise Rück- 
führung auf die letzte »Quelle«, auf die die Einheit und Besonderheit 
der Rechtsordnung begründende Ursprungsnorm, aus der sich das 
Rechtssystem ableitet. Jede höhere Stufe enthält eine »Verweisung«, 
»Delegation«, an die niedere; die niedere kann sich nur innerhalb 
dieses Rahmens entfalten, z. B. die Verordnung nur auf Grund des 
Gesetzes 2). 

Die herrschende Lehre aber zerstört die Einheit des Rechts 
durch die Annahme mehrerer nebeneinandergeordneter gleichberech- 
tigter souveräner Staaten. Dementsprechend unterscheidet sie die 
Souveränität nach außen und nach innen, diese, die »staatsrecht- 
liche« sei die »Unbeschränktheit« der Staatsgewalt, jene, die »völker- 
rechtliche«, bedeute die »Unabhängigkeit« von anderen Mächten. 

Allein diese Lehre enthält einen Widerspruch: Ist eine Ordnung 
die höchste, so ist sie höher als alle in demselben System 
stehenden Elemente. Die dem Staate koordinierten Elemente (die 


ı) Damit wird nicht etwa die motivierende Kraft der Rechtsakte über- 
haupt geleugnet, sondern nur ihre Unfähigkeit, im Rechtssystem Platz zu finden 
ausgesprochen, 

2) Damit fällt die von der herrschenden Lehre als fundamental angesehene 
Scheidung in öffentliches und Privatrecht. 
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| anderen Staaten) müssen aber ebenfalls im selben System stehen, 
| da man die Staaten einander beiordnet, vergleicht, Heterogenes aber 
ı nicht verglichen werden kann. Nur in Hinsicht auf einen gemein- 
‚ samen Beziehungspunkt können Elemente als koordiniert bezeichnet 
werden. 

Es muß daher die Konjunktion der herrschenden Lehre in eine 
‚ Disjunktion verwandelt werden: entweder der Staat ist souverän 
‚ und damit die höchste Ordnung auch gegenüber anderen »Staaten« 
‚ oder der Staat ist koordiniert andern Staaten, dann müssen diese 
Staaten als Elemente eines sie umfassenden, vüber« ihm stehenden, 
souveränen Systems angesehen werden; dieses System ist das Völker- 
recht. 

Damit ist das Problem des Völkerrechts aufgerollt. Hier konnte 
Kelsen die Arbeiten von Verdros !) benützen, die dieser später weiter 
ausgebaut hat. Der Kern dieser Lehren ist: Das Problem des Ver- 
hältnisses von Völkerrecht und staatlichem Recht ist kein anderes 
als das zweier Normensysteme überhaupt. Aufs stärkste betont 
| Kelsen die Einheit des Rechtssystems: da die beiden Systeme 
nicht gänzlich unabhängig voneinander sind — sie wollen beide 
Recht darstellen —, anderseits sie nicht koordiniert sein können, 
da eine sie umfassende höhere Ordnung fehlt, so können sie nur im 
Verhältnis der Ueber- und Unterordnung stehen: entweder also muß 
das staatliche Recht in das Völkerrecht oder umgekehrt das Völker- 

recht in das staatliche Recht eingefügt werden. Jede dieser beiden 

| Lösungen ist eine mögliche Hypothese, durchaus im Sinne Cohens 

und Natorps, mit deren Hilfe es gelingt, das vorliegende Material 

an Rechtssätzen zur Einheit zu bringen. Die Wahl zwischen den 

' beiden Hypothesen wird, wie Kelsen meint, nach der Weltanschauung 
des Wählenden getroffen 2). 

Eine Sonderstellung innerhalb der Schule nimmt Fritz Sander 

ein. Seine Schriften erschienen im Organ der Schule, der von Kelsen 

' herausgegebenen »Zeitschrift für öffentliches Recht« später hat er 

- sich von der Schule losgesagt, und in seinem Aufsatz »Rechtsdogmatik 

' oder Theorie der Rechtserfahrung?«°) Kelsen heftig angegriffen. 

ı) Zur Konstruktion des Völkerrechts, Zeitschrift für Völkerrecht 1914, 
Grundlagen und Grundlegungen des Völkerrechts, Zeitschrift für Internationales 
. Recht 1921; Die völkerrechtswidrige Kriegshandlung und der Strafanspruch der 
Staaten, Berlin 1920. 

2) Die Darstellung dieser Lehre, die E. Kaufmann in seiner »Kritik der Neu- 
kantianischen Rechtsphilosophie« gibt, und die darauf fußende Kritik beruht auf 
Mißverständnis. 

3) Zeitschrift f. öffentl. Recht, 1921. 
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Kelsen hat hierauf in scharfer Antikritik geantwortet. Dennoch 
müssen wir Sander insofern der Schule zuzählen, als seine Grund- 
voraussetzungen: Die Freihaltung des Rechts vom Ethisch-Poli- 
tischen, die Reduktion auf den Rechtssatz, die Zurechnung, die Ein- 
heitvon StaatundRecht von Kelsenherstammen. Der Streit zwischen 
Sander und Kelsen verdient wohl eine Darstellung, denn es handelt 
sich nicht um fachwissenschaftliche, sondern prinzipielle philo- 
sophische Fragen. Sander versucht es, die transzendentale Methode 
in der ihr durch die Marburger erteilten Deutung auch in der Rechts- 
wissenschaft anzuwenden. Die Kritik Kelsens hat gezeigt, daß 
Sanders Behauptungen zu recht bedenklichen Resultaten führen 
und es wäre nun zu fragen, ob diese Mängel aus einer unrichtigen 
Anwendung der Marburger Methode hervorgehen oder ob die kritik- 
lose analoge Uebertragung dieser Methode auf das Gebiet der Rechts- 
wissenschaft überhaupt unzulässig ist. 

Ich habe in dieser referierenden Darstellung nur die Aufgabe, 
die beiden Theorien einander gegenüberzustellen. Freilich ist die 
Darstellung der Theorie Sanders nicht leicht. Er hat seine Auf- 
fassung im Laufe der Zeit vielfach geändert, ohne dies ausdrücklich 
zu erklären und ein System liegt uns noch nicht vor. Auch ist sein 
Stil eigentümlich: er »übersetzt« gewissermaßen lange Zitate aus 
philosophischen Schriftstellern ins Juristische, indem er an die Stelle 
der philosophischen Termini die seiner Meinung nach entsprechenden 
juristischen setzt. 

Sanders Ziel ist es, die heute herrschende »Rechtsdogmatik«, 
die im Recht ein System von Normen sieht und zu deren Vertretern 
er auch Kelsen rechnet, durch die Theorie der Rechtserfahrung zu 
überwinden. Durch die Uebertragung der transzendentalen Methode 
auf dieses neue Gebiet wird es notwendig, alle Fragen, die Kant und 
die Neukantianer für das Reich der Natur zu beantworten versuchten, 
auch für den Bereich des Rechtes zu beantworten. 

Vorerst ist das neue Faktum aufzuweisen, auf das die tran- 
szendentale Methode Bezug nehmen kann. Dieses Bezugsfaktum 
ist für Sander nicht die »ohnedem höchst problematische Rechts- 
wissenschaft«, sondern das Recht selbst. Denn die Transzendental- 
philosophie hat sich nicht nur an Wissenschaften zu orientieren, 
sondern die Kultur mit allen ihren Objektivationen bildet ihr Aus- 
gangsfaktum. Als philosophische Autorität wird hierbei Lask ange- 
rufen. Analogie besteht somit nicht zwischen Naturwissenschaft 
und Rechtswissenschaft, sondern zwischen Naturwissenschaft und 
Recht. Wie Kant die synthetischen Urteile der Naturwissen- 
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schaft, will Sander die synthetischen Urteile des Rechts analy- 
sieren. 

Der Synthesis im Bereiche der Natur (dem transzendentalen 
Schematismus) entspricht das Rechtsverfahren. Damit greift San- 
der, was er freilich nicht zugeben will, die von Merkl entworfene Lehre 
vom rechtlichen Stufenbau auf. In stufenförmigen über- und unter- 
einander geordneten Verfahren wird das ganze Rechtssystem erzeugt. 
Im Verfahren der Verfassungsgesetzgebung gelangen die Verfassungs- 
gesetze zur Erzeugung, im einfachen Gesetzgebungsverfahren die 
einfachen Gesetze usw. Genau so wie sich im Denken der Natur- 
wissenschaft die konstitutive Bestimmung des naturwissenschaft- 
lichen Gegenstandes vollzieht, so im Recht die Bestimmung des 
rechtlichen Gegenstandes. Erkenntnisprozeß und Zivil- bzw. Gesetz- 
gebungsprozeß usw. werden parallelisiert. Der wechselseitigen Korre- 
lation von Begriff und Tatsache entspricht das Verhältnis von 


 Rechtssatz und Tatbestand. 


Wir müssen allerdings gestehen, daß es uns nicht gelungen ist, 
in Sanders Schriften eine deutliche Erklärung des Tatbestandbegriffs 
zu finden und Sander hat auch in der Bestimmung dieses Materials 
der rechtlichen Synthesis, der herauszulösenden Komponente, die 
der Kantischen Anschauung entspricht, geschwankt. Ursprünglich 
waren es Rechtssätze, später aber bezeichnet er das Recht als eine 
selbständige Methode des Einheitsbezugs von Begriff auf Empfin- 
dung, wir hören von »Rechtsempfindungen «. 

Welches sind nun die synthetischen Grundsätze, die den Bereich 
dieser Erfahrung beherrschen? Sie lauten: Axiome der Rechts- 
anschauung: Alle Rechtsanschauungen sind extensive Rechtsgrößen, 
d. h. Rechtssatzformen. Antizipationen der Rechtswahrnehmung: 
In allen Rechtserscheinungen hat das Reale, was ein Gegenstand der 
rechtserheblichen Tatsache (Begehrung) ist, intensive Rechtsgröße 
(Rechtsgrad), d. h.ist ein Tatbestand. Analogien der Rechtserfahrung: 
Das Prinzip ist: Rechtserfahrung ist nur durch die Vorstellung einer 
notwendigen Verknüpfung aller Rechtserscheinungen möglich. Erste 
Analogie: Bei allem Wechsel der Rechtserscheinungen beharrt der 
Staat und seine Rechtsform ist unveränderlich. Zweite Analogie: 
Alle Rechtsänderungen geschehen nach dem Gesetze der Verknüpfung 
der Rechtsvoraussetzung und der Rechtsfolge. Dritte Analogie: 
Alle Rechtserscheinungen, sofern sie im Raume als zugleich wahr- 
genommen werden können, stehen in wechselseitiger Zurechnungs- 
verknüpfung. Postulate: 1. Was mit den Bedingungen der Rechts- 
erfahrung (der Rechtssatzform) übereinkommt, ist möglich (ist 
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beweisbar). 2. Was mit den materialen Bedingungen der Rechts- 
erfahrung (dem Tatbestande) zusammenhängt, ist wirklich (ist be- 
wiesen). 3. Dessen Zusammenhang mit dem Wirklichen nach allge- 
meinen Bedingungen der Rechtserfahrung bestimmt ist, ist (existiert) 
notwendig (ist rechtskräftig) }). 

Hervorzuheben ist die Parallelisierung von Staat und Substanz- 
begriff. »Es läßt über den Staat a priori sich nichts anderes aussagen, 
als daß er als beharrliches Verfahren die Vorbedingung, der objektive 
Maßstab und Erzeugungsweg der Tatbestandsrelationen ist.« »So 
wird alle Rechtslehre Staatsrechtslehre, alle Staatsrechtslehre Ver- 
fahrenslehre.« Freilich darf man den Staat in diesem Sinn, die 
transzendentale Hypothesis nicht mit dem empirischen Staat ver- 
wechseln, so wenig man die transzendentale Hypothesis der Natur- 
wissenschaft mit den letzten Maßstäben der Physik gleichsetzen darf. 
Der letzte empirische Maßstab im Gebiet des Rechts sind die Ver- 
fahren des Völkerrechts. Endlich gilt auch für das Recht das Postulat 
der Einheit, der Einheit als Idee. Es darf selbstverständlich dieser 
Idee so wenig wie der Idee der Natur ein materialer Grundsatz 
unterschoben werden. 

Von diesem Standpunkt aus lösen sich die Probleme, vor welche 
die herrschende Lehre durch die Revolution, die Neuentstehung von 
Staaten gestellt wird ?2). Für sie bedeutet Revolution die Vernichtung 
einer Rechtsordnung durch metarechtliche Tatsachen, nicht Ab- 
änderung auf Grund geltender Rechtssätze; die Revolution bewirkt 
Diskontinuität. Damit zeigt die herrschende Lehre, daß sie sich noch 
in demselben Stadium befindet, wie die Naturwissenschaft am Be- 
ginne des 18. Jahrhunderts mit der Behauptung der Katastrophen- 
theorie. Sie kennt einzelne Systeme, die durch Katastrophen ver- 
nichtet werden, worauf durch selbständige Schöpfungsakte eine neue 
Periode beginnt. An Stelle dieser Diskontinuität hat Kontinuität 
zu treten, die »Einheit des juristischen Weltbildes« Es ist also der 
Neustaat auf die höhere Stufe des Rechtsverfahrens zu beziehen, 
d.ı. auf das Völkerrecht. Das »Faktum« der Revolution ist lediglich 
vorrechtlicher »Anreiz« des völkerrechtlichen Anerkennungsverfah- 
rens. 

In weiterer Verfolgung dieses Gedankens und indem er die 
Parallele, die Kelsen zwischen Gott und Staat schon in einer Schrift 


ı) Die transzendentale Methode der Rechtsphilosophie und der Begriff des 
Rechtsverfahrens. Zeitschrift für öffentl. Recht, 1920. 

2) Das Faktum der Revolution und die Kontinuität der Rechtsordnung. 
Zeitschrift f. öffentl. Recht, 1919. 
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»Ueber Staatsunrecht« !) gezogen hatte, fortführt, hat Sander die 
Gedankengänge der Gottesbeweise in der staatsrechtlichen Literatur 
aufzuzeigen und wie Kant zu widerlegen versucht. Der positive Teil 
des im wesentlichen kritischen Werkes »Staat und Recht, Prolegomena 
zu einer Theorie der Rechtserfahrung« 2) enthält eine »Uebersetzung« 
der wörtlich zitierten Stellen der »Kritik der reinen Vernunft« ins 
Rechtliche, wobei freilich der spezilische Sinn der rechtlichen Ter- 
mini, die an die Stelle der philosophischen treten, nicht erklärt 
wird. | 

Die gesamte Erzeugung des rechtlichen Gegenstandes spielt sich 
also im Rechtsverfahren und nur in diesem ab. Die herrschende Lehre 
hat aber »jederzeit den offenen oder versteckten Anspruch erhoben, 
Recht zur Erzeugung zu bringen« Die »Rechtswissenschaft als 
Rechtsquelle« ist ihr Grunddogma. Damit schafft sie einen Dualis- 
mus zweier Rechte, die in Widerspruch zueinander geraten und die 
sie nicht vereinigen kann. Das Verhältnis der Rechtswissenschaft 
zum Recht entspricht aber nicht dem konstitutiven Verhältnis der 
Naturwissenschaft zur Natur, sondern dem reflektiven Verhältnis der 
Transzendentallogik zur mathematischen Naturwissenschaft. 

Die Rechtsdogmatik verwechselt daher — und das ist der 
Hauptvorwurf, den Sander gegen Kelsen erhebt — in ihren Ver- 
suchen, Systeme zu schaffen, logische und reale Abhängigkeit. 
Nach Ausschaltung des ethischen Naturrechts bleibt noch immer 
logisches Naturrecht« zurück, so vor allem, indem man das Ver- 
hältnis der niederen zu den höheren Rechtsstufen als ein rein formal- 
logisches Subsumptionsverhältnis ansieht. Denn auch die Logik ist 
dem Recht gegenüber Metajurisprudenz. Der Zusammenhang der 
Rechtsstufen kann niemals ein logischer, sondern immer ein bloß 
rechtlicher sein. Die Urteile der Rechtswissenschaft sind bloß reflek- 
tiv-analytisch und ebensowenig, wie die analytischen Urteile der 
formalen Logik an die synthetischen Urteile der Naturwissenschaft, 
reichen sie an die synthetischen Urteile des Rechts heran. Im Sinne 


'Lasks gesprochen, der »primäre logische Gegenstandsphänomene und 


bloß sekundäre logische Bemächtigungsphänomene« unterscheidet, 
können die primären rechtlichen Gegenstandsphänomene nur in 
den Urteilen des Rechts aufgezeigt werden, während für die Rechts- 
wissenschaft nur die letzteren übrig bleiben. »Eine Erkenntnis des 


ı) Grünhuts Zeitschrift für das private und öffentliche Recht der Gegenwart, 


Bd. 40. 
2) Wiener Staatswissenschaftliche Studien, herausgegeben von H. Kelsen, 
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Rechts, d. h. synthetische Rechtserkenntnisurteile gibt es überhaupt 
nicht, sofern wir an Kants scharfer Unterscheidung von Erkennen 
und Denken festhalten, sondern lediglich eine denkmäßige Analyse 
vorgegebener Synthesen des Rechts.« 

Die Polemik gegen Kelsen läßt sich aus dieser Lehre leicht ab- 
leiten; was Kelsen in die Rechtswissenschaft verlegt hat, gehört 
nach Sander ins Recht, insbesondere geht die Zurechnung in den 
Urteilen des Rechts vor sich. 

Die Erwiderung Kelsens !) zeigt zunächst die Entwicklung der 
Sanderschen Gedankengänge und die Unstimmigkeiten, die sich 
hier an verschiedenen Punkten ergeben, vor allem in der Frage des 
Materials, dessen Ordnung aufgegeben ist. Schon in der Haltung 
Sanders gegenüber dieser Frage läßt sich der Prozeß erkennen, der 
für die ganze Entwicklung seiner Lehre charakteristisch ist. Ur- 
sprünglich war es nämlich Sanders Absicht, eine Analogie zwischen 
Natur und Recht aufzuzeigen, die Rechtserfahrung der Natur- 
erfahrung als gleichberechtigt beizuordnen, aber Sander ging immer 
weiter, bis das Resultat die völlige Identität beider Gebiete ist. 

Zunächst bezeichnete Sander als Analogon der Empfindung 
den Rechtssatz; auf dem Umweg über Urkunden, Begehrungen und 
Sprachhandlungen wurde es später die »Rechtsempfindung« so daß 
also das Material in beiden Gebieten dasselbe, nämlich Empfin- 
dungen ist. 

Aber auch die Methode, mittels derer das Material zur Einheit 
gebracht werden soll, stellt sich schließlich als dieselbe wie in der 
Naturwissenschaft heraus; es ist das von Kant analysierte Verfahren 
der Naturwissenschaft und das System der Kategorien, die sich im 
Rechtsprozeß realisieren, ist das von Kant aufgestellte Kategorien- 
system. 

Aber schon den Axiomen der Rechtsanschauung gegenüber 
erhebt sich die Frage: Was anderes kann gemessen werden als ein 
Sinnliches? Daß eine Rechtssatzform gemessen werden könne, 
wird man wohl nicht annehmen. Dasselbe gilt bezüglich der Anti- 
zipationen der Rechtswahrnehmung. Auch Intensität läßt sich nur 
von Sinnlichem aussagen. Daß im Rechtsprozeß der Tatbestand 
immer intensiver werde, läßt sich kaum aufrecht erhalten. So muß 
Sander entsprechend der »Rechtsempfindung« einen Rechtssinn ent- 
decken, und das Recht — nicht etwa die Rechtswissenschaft — 
als Physik der Rechtsempfindung darstellen. Sieht man aber auf 


1) Rechtswissenschaft und Recht. Erledigung eines Versuchs zur Ueber- 
windung der »Rechtsdogmatik«. Zeitschrift f. öffentl. Recht, 1922. 
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das, was Sander juristisch behaupten will, so heißt es nichts anderes 
als: alles Recht ist ein Inbegriff von Rechtssätzen, womit Sander 
wieder auf dem Boden der von ihm heftig bekämpften Rechts- 
dogmatik steht. 

Auch die genauere Prüfung der Analogien der Rechtserfahrung 
führt zu den gleichen Ergebnissen: die Rechtsakte werden zu Natur- 
erscheinungen, die Zurechnung, da Sander sie als zeitliche Ver- 
knüpfung bezeichnet, zur Kausalität. Es treten aber noch weitere 
Fehler zutage: Fragen wir nach dem Prinzip der »Zurechnungs- 
verknüpfung«, so kann Sanders Antwort nicht anders lauten und 
lautet auch wirklich so, daß der Rechtssatz die Verknüpfung voll- 
ziehe. Daß auf ein A als Rechtsvoraussetzung ein B als Rechtsfolge 
folgt, geschieht nach der Regel eines Rechtssatzes. Als Rechtssatz- 
form wurde aber gerade die einzelne Rechtserscheinung in den 
Axiomen der Rechtsanschauung bestimmt. So ist der Rechtssatz 
Glied der Reihe, die er wieder erst selbst konstituiert; er spielt sowohl 
die Rolle des Naturgesetzes als der Naturerscheinung, ist zugleich 
ordnendes Prinzip und geordnetes Material, womit die ganze Analogie 
Sanders zusammenbricht. 

Die Deutung, die Sander den Analogien der Rechtserfahrung 
zuteil werden läßt, bestätigt, was bereits die Axiome der Rechts- 
anschauung erkennen ließen, daß Sander das Recht als einen Er- 
kenntnisprozeß darstellt. Er charakterisiert mit voller Selbst- 
verständlichkeit das Recht als einen Urteilszusammenhang und 
freilich können die Kategorien sich nur in Urteilen realisieren, er 
spricht von der »Hypothesis des Staates«, was offenbar nur in der 
Sphäre der Erkenntnis einen Sinn haben kann. Und so schiebt er 
charakteristischerweise an den kritischen Stellen anstatt des Ver- 
fahrens die Verfahrenslehre ein. Gerade gegenüber Sanders Dar- 
stellung des Grundsatzes der Beharrlichkeit muß gefragt werden, 
wer eigentlich die »Hypothesis des Staates« setzt. Die Einheit des 
Systems unter der Hypothese des Staates kann nur durch Erkenntnis 
geschaffen werden und wirklich heißt es bei Sander: »So wird alle 
Rechtslehre Staatsrechtslehre«, während er von seinem immer wieder 
ausgesprochenen prinzipiellen Standpunkt aus doch nur sagen 
könnte: So wird alles Recht Staatsrecht. 

Es kann uns nun nicht mehr wundern, wenn im System Sanders 
_ für die Rechtswissenschaft kein Platz bleibt. Denn alles für die 
Wissenschaft Wesentliche hat er bereits ins Recht selbst verlegt. 
Richtigerweise aber ist das Verhältnis zwischen Recht und Rechts- 
wissenschaft als das gleiche wie zwischen Natur und Naturwissen- 
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schaft zu denken. Als Gegenstand der Rechtswissenschaft ist das 
Recht ebenso ein System von Urteilen über das Recht, wie die Natur 
als Gegenstand der Naturwissenschaft ein System von Urteilen 
über die Natur; die Rechtswissenschaft erzeugt aus dem ihr vor- 
liegenden (alogischen) Material der Gesetze, richterlichen Urteile 
usw. ein System, wie die Naturwissenschaft aus dem ihr vorliegenden 
Empfindungsmaterial. 

Sanders »Urteile des Rechts« enthalten aber sowohl das alogische 
Material als die daraus gebildeten, »erzeugten« Rechtssätze = Sätze 
der Rechtswissenschaft. So meint Sander, die »Rechtsdogmatik« 
behaupte, die Rechtswissenschaft erzeuge nicht etwa nur die Rechts- 
sätze, sondern auch das Material der Rechtswissenschaft, die Ge- 
setze usw., überhaupt alle Rechtsakte, und er schließt daraus, daß 
die Rechtswissenschaft selbst im größten Maße zur Rechtsquelle 
und damit zum Naturrecht werde, also ausgeschaltet werden müsse. 

Aber das — heute bereits fast durchwegs verworfene — Dogma 


von der Rechtswissenschaft als Rechtsquelle hatte niemals den Sinn, 


den ihm Sander einlegt. Die »Erzeugung« des Rechts als die Schaffung 
von Rechtsnormen, wie es in diesem Dogma gedacht wird und die 
»Erzeugung« des Rechts als Gegenstand der Rechtswissenschaft 
haben nichts miteinander gemeinsam als das Wort Erzeugung. 

Sander ist hier wie öfters einer Aequivokation zum Opfer ge- 
fallen. Die ganze Vermengung des Erkenntnisprozesses der syn- 
thetischen Urteile mit dem Rechtsprozeß, des Stufenbaus der syn- 
thetischen Grundsätze mit dem Stufenbau, der vom Verfassungs- 
rechtssatz bis zum Urteilsrechtssatz führt, beruht auf der einfachen 
Aequivokation von Gesetz und Urteil im logischen und juristischen 
Sinn. Am klarsten zeigt sich Sanders Denkweise bei den Postulaten, 
deren ganzer Zusammenhang mit den Kantischen nur darin besteht, 
daß nach Natorps Interpretation die Kantischen Postulate sich auf 
das wissenschaftliche Beweisverfahren beziehen und Sander sie auf 
das gerichtliche Beweisverfahren bezieht. 

Aus dem Gesagten erhellt die Unrichtigkeit der Sanderschen 
Polemik gegen das »logische Naturrecht«. Was in aller Welt können 
denn synthetische Urteile anders sein als Urteile im logischen Sinn ? 
Der Unterschied des Analytischen und Synthetischen ist ja ein rein 
logischer. Die aus Lask und Kant herangezogenen Belegstellen 
beweisen gerade das Gegenteil von dem, was Sander beweisen will. 
Denn Lask unterscheidet ausdrücklich zwischen primären logi- 
schen Gegenstandsphänomenen und sekundären logischen 
Bemächtigungsphänomenen, hält sich also durchaus innerhalb des 
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Bereichs der Logik. Die Behauptung, synthetische Rechtserkenntnis- 
urteile gebe es überhaupt nicht, steht in schärfstem Widerspruch 
zu Sanders Grundthese, das Recht stelle diesen Zusammenhang 
synthetischer Urteile dar; denn synthetische Urteile sind Erkenntnis- 
urteile Kants. 

Sanders Ziel war es, die Frage: Wie sind synthetische Rechts- 
urteile a priori möglich? zu lösen; seine Antwort besteht darin, 
daß er die Kategorien Kants auch auf das Recht anwendet und das 
Recht so zu einer Naturwissenschaft macht, womit er selbst zu 
einem Anhänger der sogenannten soziologischen Jurisprudenz wird, 
deren Grundgedanke es ist, das Recht in den sinnlich wahrnehmbaren 
Tatsachen zu suchen und die er am Anfange seiner wissenschaft- 
lichen Arbeit als »dilettantisch mißverstandene Naturwissenschaft« 
bezeichnet hat. 

Haben die bisher Genannten in ihrer philosophischen Grund- 
einstellung die Marburger Schule bevorzugt, so schließt eine andere 
Richtung an Husserl an. 

Felix Kaufmann geht in seinem Buche »Logik und Rechts- 
wissenschaft«!) von der Scheidung zwischen Wesens- und Tatsachen- 
wissenschaften aus und untersucht zunächst, in welcher Art jene 
Sätze zusammenhängen, die wir als Sätze einer und derselben theo- 
retischen Wissenschaft bezeichnen. Er folgt der Rangordnung der 
Wesen, die durch Generalisieren zur obersten Gattung emporführt. 
» Jede sachhaltige oberste Gattung G, bestimmt in reiner Wesens- 
allgemeinheit eine Gruppe oberster Gattungen G, G,...Gn als 
mögliche Prädikationen. Nur jene Begriffe, welche unter die Gattung 
G;...Gn fallen, können mit Sinn von Begriffen, die unter die 
Gattung G, fallen, ausgesagt werden.« Damit tritt an die Stelle 
der bisherigen logischen Zweiteilung auf Grund des kontradiktorischen 
Gegensatzes in wahre und falsche Sätze eine Dreiteilung: wahre 
Sätze, falsche, bei welchen ein Wesenswiderstreit zwischen dem 
Subjektsbegriff und dem Prädikatsbegriff vorliegt und leere, bei 
welchen von einem Begriff der Gattung G, ein Prädikat ausgesagt 
wird, welches einer obersten Gattung G, angehört, die mit G, un- 
verträglich (keine mögliche Prädikation) ist, z. B. das Dreieck, ist 
tugendhaft. 

Die obersten Gattungen selbst werden umschrieben durch die 
miteinander in Korrelation stehenden Grundbegriffe der Einzel- 
wissenschaft. Begriff, Urteil und System stehen aber in wechsel- 


ı) J. €. B. Mohr, 1922. 
Logos, XI. 3. 
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seitiger Verbindung und Durchdringung und können nur so in ihrer 
Eigenart verstanden werden. Das System, das Ziel jeder theoreti- 
schen Wissenschaft ist ein Inbegriff synthetischer Urteile a priori 
und es gelingt Kaufmann, eine exakte Bestimmung des Begriffs des 
synthetischen Urteils: »synthetische Einheit ist die Einheit des Gegen- 
standes in Beziehung auf die Mannigfaltigkeiten inhaltlicher Be- 
stimmungen, in denen er sich darstellt; synthetische Urteile a priori 
aber sind solche, in welchen die Aequivalenz der verschiedenen Inhalte 
des einen identischen Gegenstandes festgestellt wird.« Urteile sind 
charakterisiert als eine besondere Gruppe der Sätze und zwar solcher, 
denen der Wahrheitscharakter zukommen kann, während dies bei 
den Wunsch-, Befehlssätzen usw. nicht der Fall ist. 

Wurde so im ersten Teil gezeigt, was im Wesen der Theorie über- 
haupt liegt, so ist es die weitere Aufgabe, das Spezifische der Rechts- 
theorie zu suchen. Die Rechtstheorie ist Wesenslehre vom Recht 
wie die Naturwissenschaft Wesenslehre von der Natur; zwischen 


beiden besteht strenge Analogie. Denn wie die Naturwissenschaft 


auf Gesetze, unter welchen die Naturerscheinungen stehen oder, 
aus anderer Richtung gesehen: auf Naturerscheinungen in ihrer 
Bezogenheit auf Gesetze geht, genau so bezieht sich die Rechts- 
wissenschaft auf Sätze (Interpretation, d. i. Bestimmung des Gel- 
tungsbereiches vorliegender Normen) oder auf Tatsachen in ihrer 
Bezogenheit auf vorliegende Normen. Der physikalischen Tatsache 
entspricht in dieser Zuordnung umkehrbar eindeutig die juristische 
Tätsache. 

Kaufmann will nun die rechtlichen Grundbegriffe aufzeigen und 
folgt hierbei Kelsen, indem er nach der Formel des Rechtssatzes 
forscht. In seiner Rechtssatzform findet er zwei Grundbegriffe: 
Sollen und Verhalten; der Rechtssatz ist eine Sollnorm an mensch- 
liches Verhalten. Das Sollen wird hiebei aus dem Akte des Stellung- 
nehmens abgeleitet, das Verhalten als der gemeinsame Oberbegriff 
von Handeln und Unterlassen bezeichnet. Dieser Begriff ist nicht 
inhaltsleer, weil er einen Begriff samt seinem kontradiktorischen 
Gegensatz (Unterlassen = Nichthandeln ist kontradiktorischer 


Gegensatz zum Handeln), daher alles umfaßt, wie Radbruch meinte, 


sondern — hier kann Kaufmann die im ersten Teil durchgeführte 
Dreiteilung an Stelle des Satzes vom Widerspruch benützen — er setzt 
den Komplex materialer Bestimmungen voraus, welche dem Tun 
der Handlung zugrunde liegen. Verhalten eines Menschens sind 
sämtliche Zustände oder Vorgänge, welche sich auf ihn als ihren 
Träger beziehen. Die rechtliche Zurechnung ist ein besonderer Fall 
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der Zuordnung von Zuständen oder Vorgängen, wenn sie sich näm- 
lich auf Grund einer Norm vollzieht. 

Weiterhin versucht Kaufmann an einzelnen Rechtsbegriffen zu 
zeigen, wie sie sich aus den Grundbegriffen darstellen lassen. 

Endlich sei mir gestattet, auch meine in kurzem erscheinende 
Arbeit »Grundbegriffe und Grundformen des Rechts, Entwurf einer 
phänomenologisch begründeten formalen Rechtslehre« anzuführen. 
Ich habe eine phänomenologische Analyse des Rechtsaktes, des Aktes, 
in welchem sich Recht konstituiert, versucht, um dadurch zur Auf- 
weisung der rechtlichen Grundbegriffe zu gelangen. Es zeigt sich 
hierbei, daß diese Begriffe rein formal sind, die reine Rechtslehre nur 
formal möglich ist und daher in die mathesis universalis, wie sie 
von Husserl entworfen wurde, eingeht. Wirklich läßt sich zeigen, 
daß die angeblich spezifisch juristischen Probleme und Problem- 
lösungen sich auf rein logische reduzieren lassen, die spezifisch 
juristische Methode stellt sich als logische Methode überhaupt heraus. 

Im wesentlichen sind diese Grundbegriffe die Rechtsvoraus- 
setzung und die Rechtsfolge, die durch die Rechtsnorm, die eine 
Relation darstellt, gesetzt werden. Rechtsbegriffe sind also entweder 
Relations- oder relative Begriffe, womit an Stelle der heute noch 
in der Jurisprudenz herrschenden empiristischen Logik die Logik 
der Relationen tritt. Mit ihrer Hilfe gelingt die Aufhellung einer 
Reihe rechtlicher Probleme, vor allem des Problems der rechtlichen 
Verpflichtung, des Satzes pacta sunt servanda. Es zeigt sich, daß 
dieser Satz ein synthetisches Urteil ist, wenn unter pactum ein Ding, 
ein analytisches, wenn unter pactum eine Relation verstanden wird. 

Da die Grundbegriffe formal und a priori sind, wird die reine 
Rechtslehre zu einer Lehre vom möglichen Recht, wenn der Kantsche 
Sinn des Begriffes möglich formales A priori bedeutet. Wirkliches 
Recht sind dann die Formen des möglichen Rechtes, wenn das sie 
inhaltlich erfüllende Material zeitliche Vorgänge sind. Zeitliche 
Vorgänge sind nämlich die »Träger« des Rechts, das sind jene Gegen- 
stände, in denen die Gegenstände des Rechts als Leerformen fundiert 
sind. 

Es wird nun die juristische Formenlehre entwickelt; aus den 
rechtlichen Grundbegriffen werden die einzelnen Formen abgeleitet 
und an Beispielen des positiven Rechts erläutert. Die Ableitung 
vollzieht sich ohne jede Zuhilfenahme materialer Begriffe, sondern 
fast durchwegs nur auf Grund der Lehre vom Ganzen und den 
Teilen, wie sie Husserl in seiner III. Logischen Untersuchung be- 


gründet hat. So zerfällt z. B. die Rechtsvoraussetzung, in der Sprache 
22* 
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der Juristen: der Tatbestand in einzelne Teile, die zueinander in 
mannigfachen Fundierungsverhältnissen stehen können. Nach dieser 
Methode gelingt es auch, dem vielumstrittenen Problem der juri- 
stischen Person von einer neuen Seite her beizukommen. 

Als nichtdeutsche Vertreter der Schule seien noch der Tscheche 
Weyr!), der als erster die Scheidung zwischen öffentlichem und 
privatem Recht bekämpfte und sich dann durchaus der Schule an- 
schloß, und der Jugoslave Pitamie?) genannt. 


I) Zum Problem eines einheitlichen Rechtssystems, Archiv £. öff. Recht 1908; 
Zwei Hauptpunkte der Kelsenschen Rechtslehre, Grünhuts Zeitschrift 1913. 
2) Plato, Aristoteles und die reine Rechtslehre, Zeitschr. f. öff. Recht 1921. 
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Zur Grundlegung einer transzendentalphilosophischen 
Methode. 


Von 


Gusta Knittermeyer-Götte (Bremen). 


BaaVerh.liniıs von Prinzipsrund System. 


DasProblem der Transzendentalphilosophie 
ıst das Problem einer allgemeinen Grundlegung für alle Sonderpro- 
bleme der Philosophie. Die Transzendentalphilosophie oder »all- 
gemeine Logik« (Natorp) faßt die Vernunft ins Auge, »indem sie über 
ihre eigenen Begriffe brütet« (Kant, Prol., Ausgabe der Philosophi- 
schen Bibl., 92); sie ist die „Vermehrung der Begriffe aus sich selbst« 
und die »Selbstgebärung des Verstandes (samt der Vernunft), ohne 
durch Erfahrung geschwängert zu sein« (Kant, Kr. r. V.2, 793). 

‘ Wenn aber die Beziehung auf Erfahrung abgelehnt wird, so 
entsteht auf dem Boden der Kantischen Kritik die Frage: Woher 
dann kommt dieser Philosophie »Sinn und Bedeutung« und »ob- 
jektive Realität«, damit sie nicht bloße Spekulation sei? 

In einem Betracht kommt vielleicht der Transzendentalphilo- 
sophie die Beziehung auf das »Wirkliche«, auf die konkrete »Er- 
fahrung« von sich aus zu; wie sie der Mannigfaltigkeit bestimmter 
Probleme gegenüber die Einheit darstellt, so steht sie in einem engeren 
Verhältnis zur Einheit des Wirklichen, zum einen »Boden« der Er- 
fahrung, zum Ursprung aller Sonderrichtungen, die je für sich 
immer nur bestimmte und abgesonderte Seiten des einen »Gegen- 
standes« der Philosophie bedeuten. Aber die Transzendentalphilo- 
sophie hat nicht diesen einen Gegenstand, hat nicht etwa die »Wirk- 
lichkeit« zum Problem. Diese Wirklichkeit ist der Transzendental- 
philosophie schlechterdings transzendent; sie kann daher auch nicht 
ihre »objektive Realität«, ihren gesicherten methodischen Gang 
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verbürgen. »Sinn und Bedeutung« kommt der sich selbst mehrenden 
Vernunft vielmehr erst aus einem andern. Ein »a priori sich selbst 
erweiterndes Urteil« ist nur »in Beziehung auf ein drittes, nämlich 
mögliche Erfahrung« (Kant, Kr. r. V.?, 794) bedeutungsvoll. 
Dies ist daher das Auszeichnende der Transzendentalphilosophie, 
daß sie nicht auf irgendeine bestimmte Erfahrung, auf irgend- 
ein begrenztes Gebiet von Problemen geht, wie etwa, in Kants Ein- 
teilung, der theoretische Verstand, die praktische Vernunft, die 
ästhetische Urteilskraft, sondern gerade auf den allen Sonderbetrach- 
tungen zwar immanenten, aber doch über sie hinausliegenden Begriff 
der möglichen Erfahrung überhaupt, auf den gemeinsamen »Boden« 
aller Sonderprobleme, der nun aber für die Transzendentalphilo- 
sophie nicht als der eine konkrete »Gegenstand« des »Wirklichen«, 
sondern gerade in der Mannigfaltigkeit der Gesamtheit philosophi- 
scher Einzelforschung sich darstellt. In dieser bunten Fülle all der 
Fragen, die ein abgegrenztes Problem betreffen, empfängt die Tran- 
szendentalphilosophie ihren »Widerhalt«, ihr Gegebenes, ihre objek- 
tive Realität. Und damit hängt zusammen, daß sie gleichzeitig in 
dieser Beziehung aufeinesich entwickelnde und wachsende Erkenntnis- 
mannigfaltigkeit die Gewißheit erhält, mit ihrem gegebenen Bezugs- 
punkt auch ihrerseits sich zu wandeln und vor der Erstarrung be- 
wahrt zu sein. Der »Schulbegriff« der Philosophie wird so wenig 
je zum »Weltbegriff« wie der Philosoph zum »Lehrer im Ideal« oder 
die mechanische Formel zum Ausdruck für das Wachstum des Gras- 
halms. 

Aber doch macht die Transzendentalphilosophie sich diese un- 
endlich mannigfache Entwicklung der auf bestimmte Erfahrung 
unmittelbar bezogenen Philosophie nicht ihrerseits zum Problem 
-—— wenn sie auch von sich aus in ganz bestimmter Weise die Mög- 
lichkeit aller Differenzierung der Form nach wird aufweisen können. 
Das Gegebene und Vorausgesetzte ist nicht zugleich das Problem; 
die Transzendentalphilosophie überschreitet, transzendiert vielmehr 
diesen ganzen Bereich der Mannigfaltigkeit und wandelt in diesem 
Hinausschritt das »Gegebene« zum immanenten Problem, gibt sich 
damit selbst ihr Problem. Sie reflektiert auf die Einheit in der Mannig- 
faltigkeit und erblickt sie inder Synthesis,inderMethode, 
indemsynthetischen Verfahren der Philosophie über- 
haupt, das sie in aller Sondermethodik wirksam spürt. Diese Syn- 
thesis schlechthin ist ihr Problem. Kant hat mit der Frage nach 
der Möglichkeit der Synthesis a priori genau das Problem aller Tran- 
szendentalphilosophie bezeichnet. 
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Wenn so die Frage der Transzendentalphilosophie oder all- 
gemeinen Logik wesentlich auf die logische Methode als dem syn- 
thetischen Verfahren überhaupt geht, so ist die Methode damit — 
weit über alle nur subjektiv-formale Bedeutung hinaus —— die Reali- 
sierung der Erkenntnis, der Vollzug der Synthesis, der eigentliche 
Träger der Objektivität geworden. Die an sich leeren Begriffe wandeln 
sich, in die Methode einbezogen, zu Erkenntnisbedingungen und 
erhalten kraft der logischen Synthesis der Methode ihrerseits Realität 
und Gehalt, hören auf, bloße Mittel der Konstruktion oder Speku- 
lation zu sein. 

Kants »Kritik der reinen Vernunft«, die ursprünglich als Tran- 
szendentalphilosophie gedacht war, hält freilich den allgemein- 
logischen Gesichtspunkt nicht durchaus fest. Das Problem der 
Selbstrechtfertigung der Philosophie, das mit der Frage nach der 
Möglichkeit der Synthesis a priori angeschnitten war, wird durch 
die Frage nach der Rechtfertigung einer Erfahrung, die sich wesent- 
lich am Gegenstand der mathematischen Naturwissenschaft orien- 
tiert zeigt, verdrängt, um dann erst nachträglich, in der Dialektik 
— nun aber mit Abzweckung auf die praktische Vernunft — wieder 
aufgenommen zu werden. 

Die Transzendentalphilosophie bezieht aber in ihre Erörterung 
kein irgendwie bestimmtes Mannigfaltiges ein. Nur das Mannig- 
faltige als solches steht im Verhältnis zur Einheit als solcher. Dies 
Grundverhältnis stellt sich in ihrer Methodik in den verschiedensten 
Formen dar: als Verhältnis von Bestimmtem und Unbestimmtem, 
Begrenztem und Unbegrenztem, Endlichem und Unendlichem. 
Aber dies Verhältnis steht doch nicht eigentlich innerhalb der all- 
gemein-logischen Methode selbst, sondern nur an ihrer Grenze; es 
ist nur Voraussetzung für den Vollzug, für die eigentliche Erkenntnis- 
handlung selbst; oder nicht es selbst, sondern seine »Formen«, seine 
logischen Korrelate stehen in Beziehung zur Methode. Im Anschluß 
an Kant mögen sie als Kategorieund Idee bezeichnet werden. 
Die Kategorie bestimmt, ist Festlegung, Begrenzung, Verend- 
lichung. Sie hebt das Werden in Sein auf und gewährleistet für sich 
allein niemals ins Unendliche fortschreitende »Erkenntnis« So 
würde die Kategorie allein nur Kenntnis und fertiges Wissen, Resultat 
und Abschluß bewirken. In der Ueberschätzung der bestimmenden 
Funktion der Kategorie liegt die Wurzel des Rationalismus, der 
glaubt, Philosophie vollenden zu können, da er sich am Endlichen 
hält, der übersieht, daß die Kategorie als Form der Bestimmtheit 
nur ein Erkenntniselement ist, das ohne seinen Gegenpol, die Form 
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des Unbestimmten und Unendlichen, die Idee, keine wirkliche 
Erkenntnis zustande bringt. Denn die Bestimmung hat nur als 
Bestimmung eines Unbestimmten einen Sinn; die endliche Ab- 
grenzung und Festlegung durch die Kategorie ist nur am Unend- 
lichen und unter seiner Mitwirkung möglich. Daher hat die Kategorie, 
als »bloße Gedankenform«, van sich selbst keine Gültigkeit objek- 
tiver Begriffe« (Kr. r. V.! 246), ist an sich keine »synthetische Ein- 
heit« Sie wird das erst im Vollzug der Erkenntnis, im Gebrauch 
als Erkenntnisfunktion, in Beziehung auf die unendliche Mannig- 
faltigkeit, deren »Form« und logischer Ausdruck die aller Bedingtheit, 
allem hypothetischen Ansatz der Kategorie streng entgegenstehende, 
unbedingte Idee ist, die in der Forderung der Totalität der Bestim- 
mung jede Einzelbestimmtheit zunichte macht. 

Aber wie die Idee die Kategorie in der »Begrenzung des Un- 
begrenzten« erst zu realisierender Bestimmung bringt, so bedarf 
auch die Idee der Beziehung auf die Kategorie, wenn sie Erkenntnis- 
bedingung, nicht nur Element, sein soll. Die Idee als solche, ohne 
diese Beziehung, vertritt der bedingten Einheit der Kategorie gegen- 
über als-unbedingte Einheit die Erfüllung der Erkenntnis mit dem 
Gehalt; vielmehr die Erfüllung der Kategorie, die »Ausführung« 
des Begriffs, seine Sinngebung. Wenn aber der Gehalt in einem 
besondern Verhältnis zur Idee steht, ist die Idee »Form« in einem 
gänzlich andern Sinn als die Kategorie, ist sie der Form des Begrifis 
gegenüber die From einer transzendental verstandenen Anschau- 
ung, ist Form eines Unendlichen. Sie bedeutet — innerhalb der 
Logik und selbst logisch — das nicht mehr Endliche der Erfüllung, 
tritt an seine Stelle, in dem gleichen Sinn, wie die Kategorie Ver- 
treterin der Endlichkeit ist. Aber diese äußerste Entgegensetzung 
beider ist Abstraktion. Die Form unendlicher Erfüllung, ohne Er- 
füllung begrifflicher Abgrenzung zu sein, ist genau so wenig Erkennt- 
nis, wie die kategoriale Form, die nicht auf die Mannigfaltigkeit als 
solche bezogen ist. Daher ist der reine Gegensatz von Kategorie 
und Idee!) für die Erkenntnis, die »vernünftiges Leben« (Ekkehart) 


1) Diese Deutung von Kategorie und Idee erschöpft gewiß nicht den Gehalt, 
der ihnen in der Geschichte der Philosophie zuteil geworden ist. Allein bei Kant 
schon ist die Begriffsbestimmung beider vieldeutig. Die Kategorie wird oft 
genug als bereits »schematisierte«, auf die Anschauung, auf den Gegenstand’ be- 
zogene, d. h. als Regel, Prinzip, Grundsatz gedeutet. Die Idee wird freilich als 
das Unbedingte aller Bedingtheit entgegengesetzt, aber sie selbst wird trotzdem 
in anderen Wendungen als verweiterte Kategorie« bestimmt, obgleich »Kategorie« 
gerade der Ausdruck für den hypothetischen Charakter aller Erkenntnis sein 
sollte. Dann aber ist sie auch häufig als »ssymbolisierte« Idee, im Endzweck, Ideal 
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ist, immer nur äußerster Ansatz oder letztes Resultat, je nachdem 
sie ihren Weg vorwärts oder rückwärts geht, synthetisch oder ana- 
Iytisch verfährt. Im eigentlichen Vollzug der Erkenntnis ist 
ebensowenig die Kategorie ohne Idee wie die Idee ohne Kategorie 
wirksam. Vielmehr kommt es, damit beide sich vollziehen können, 
darauf an, daß sie sich gegenseitig aus ihrer Abgesondertheit, in der 
sich ihre Schranken zeigen, lösen und zu brauchbaren Erkenntnis- 
bedingungen umschaffen. In dem abstrakten Gegensatz von Kate- 
gorie und Idee lassen sie sich nur als wie immer wertvolle Grenz- 
begriffe der Erkenntnis von der Methode aus fassen, die gleichsam, 
als das Wirkliche, Konkrete, ein »Schweben« zwischen ihnen bedeutet, 
wie die »Gegenwart« auch »Schwebung« ist, »gleich einem Gefäße, 
das einen aufnehmenden und abführenden Gang hat«!), indem der 
gegensätzliche Weg sich in Einheit aufhebt, entsprechend dem 
Worte Heraklits, daß der Weg auf und ab nur einer sei; denn es 
kommt darauf an, die Synthese zu finden, die die Unterschieden- 
heit in sich beschließt. 

In der »Begrenzung des Unbegrenzten« haben Platon und Fichte 
diese Synthese und damit das Wesen der Methode zu finden gemeint. 
Aber während Fichte von der Korrelation, die sch im Schweben 
darstellt, im wesentlichen durchdrungen ist, gelingt es im »Philebus« 
nicht, in der Korrelation selbst den letzten Grund der Philosophie 
wirksam zu machen. Der Gegensatz von neoas und äneıov, der 
in der »Mischung« in der yeveoıs eis oöciav sich aufheben soll, 
ist zu unvermittelt, zu abstrakt, als daß er in eine aus eigenem Grunde 
schöpfende Synthese eingehen könnte ?). Der Grund für den Vollzug 


oder All der Realität, als durchgängig bestimmt oder bestimmbar der 
bloßen Unbedingtheit und damit der reinen Gegensätzlichkeit zur Kategorie ent- 
hoben und zum System geworden. Die Platonische Idee aber ist von vorn- 
herein und stets konkret und nie in dieser reinen Abstraktion zu begreifen. Ver- 
tritt die Kantische Idee als Unbedingtheit und Totalität zunächst die No t- 
wendigkeit der Möglichkeit der Kategorie gegenüber, so daß sie zu 
ihrer Realisierung des Ideals bedarf, so vertritt Platos Idee von Anfang an die ur- 
sprüngliche Stufe der Wirklichkeit, vertritt das Individuum, ist Ante- 
zipation, Schau und Vorausschau völliger Bestimmtheit, ist die Setzung des Systems 
nicht nur als notwendig oder möglich, sondern, geradealsSetzung, als wirklich. 

ı) Novalis (Minor) III, 96. Vgl. Kant, Reflekt, II, 185: »In der Methode der 
Philosophie (empirisch) zwei Stücke als Grenzen: allgemeine Gesetze und Regeln, 
und das Gegenteil derselben, nämlich Verschiedenheiten im Einzelnen. Schwebt 
zwischen Sinnen und Verstand, a posteriori und a priori.« 

2) Zu Fichte: vgl. die Definitionen seiner Wissenschaftslehre von 1801, Bd. IV 
(Ausgabe von Medicus), S. 19 if.: erst im »Verschmelzen und Verströmen des Sepa- 
raten .... entsteht ein Wissen«. »Denn du hast gar keine Einheit für sich, sondern 
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der Mischung liegt zwar nicht in den Elementen, dem Begrenzten 
und Unbegrenzten, er liegt aber auch nicht in der Synthesis selbst, 
als dem ursprünglich Schöpferischen, das selber erst aus den Elementen 
die Bedingungen möglich und wirklich macht, darin sie sich selbst 
erst schaffen und bilden. Er wird in ein Viertes hineinverlegt, in die 
aitia, den göttlichen voös, der freilich als Quell allen dreien inne- 
wohnt (&v änaoı t&ragrov Evov 30 B), aber doch als ein Jenseitiges 
in sie hinabtaucht, als das Bewirkende (tö zowörv 27 A), das, da 
es die methodische Immanenz nicht erreicht, das Werden zum Sein 
zur Mischung, zum gewordenen Sein, zum Bewirkten (76 nouov- 
evov) stempelt. Wenn aber der Methode die Kraft der Synthesis 
von außen kommt, fehlt ihr die letzte Spannkraft des eignen Grundes. 
Doch liegt der Gedanke, der die aitia fordert, ganz in der Richtung 
der Erkenntnis, daß die Entgegensetzung von Endlichem und Un- 
endlichem allein nicht dem Problem philosophischer Methodik ge- 
recht wird. 

Allerdings kann die Bestimmtheit, die begrenzte Form, die die 
Kategorie bedeutet, sich nur an einem Unbestimmten erfüllen; 
der Inhalt muß insofern der Form fremd sein. Aber er muß doch 
imstande sein, durch sie bestimmt zu werden. Das von der Kategorie 
noch nicht erfaßte »unbestimmte« Problem, das eigentlich noch gar 
nicht Problem ist, sondern nur Mannigfaltigkeit zu einem solchen, 
muß als noch nicht bestimmt doch bestimmbar sein. Das Unbestimmte 
geht als Bestimmbares in den methodischen Vollzug der Erkenntnis 
ein; es bleibt nicht ausschließlich Gegensatz zur Bestimmtheit, 
sondern erhält als durch und in der Bestimmung faßbar eine Struktur, 
die es, wenn auch nicht abschließend, so doch grundsätzlich erkenn- 
bar und bestimmbar macht, indem sie es dem bestimmenden Erkennt- 
niselement entsprechend und gemäß darstellt. Das Irra- 
tionale als solches, soweit es nicht dies Unbestimmte, aber Bestimm- 
bare bedeuten soll, verliert damit für die eigentliche Erkenntnis 
seinen Sinn. Im synthetischen Verfahren wird die unendlich un- 
bestimmte Mannigfaltigkeit des gegebenen Materials unter dem 
Einfluß der bestimmenden Erkenntnisfunktion zum unendlich be- 
stimmbaren Problem. Die Bestimmbarkeit ist streng als unendliche 
zu verstehen; denn die unendliche Idee erhält sich in diesem Pol 
der Methode und verhindert, daß je der Abschluß erreicht und Philo- 
sophie vollendet sein würde. In der unendlich bestimmbaren Mannig- 
faltigkeit jeglichen »Gegenstandes« der Erkenntnis wird die Einheit 


nur eine der Separaten. Esschwebt daher innerhalb beider und ist vernichtet, 
wenn es nicht innerhalb beider schwebt.« Zu Platon: Phil. 23 ff. 
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des Gegenstandes gewährleistet: das vielfältig Abgesonderte und 
Einzelne wird in der Beziehung auf das Unendliche und unter dem 
Gesichtspunkte der Kategorie zum gegliederten Ganzen, das syste- 
matischen Zusammenhang hat. Die der Bestimmung entbehrende 
Idee wandelt sich innerhalb methodischer Erkenntnis, d. h. in Be- 
ziehung auf das formende Moment der Kategorie, zum System. 
Indem sich aber die Idee im Vollzug der Synthesis zum System 
wandelt, verliert zugleich die nur bestimmende Kategorie ihre end- 
liche Abgegrenztheit. Beide Umformungen vollziehen sich mit- 
einander und bedingen einander. Denn die Beziehung der Idee auf 
die Kategorie ist gleichzeitig die Beziehung der Kategorie auf die 
Idee. Die Kategorie nimmt unter dem Einfluß der Idee das Un- 
endliche in sich auf. Die bestimmende Funktion kann nur dann ein 
Unendliches bestimmen, wenn sie selbst unendlich wird. Sie bleibt 
nicht der bloße Gegensatz des Unbestimmten; indem sie das unend- 


lich Mannigfache zu bilden und zu formen versucht, empfängt sie 


ihrerseits von ihm ihr Gepräge. Das Verhältnis von Kategorie und 
Idee wird schöpferische Wechselwirkung. Die Kategorie gewinnt 
in der Beziehung zur Idee Spannkraft und Weite. Wie die Kate- 
gorie die Realisierung der Idee im System bewirkt, so 
die Idee die Realisierung der Kategorie im Prinzip. In Prinzip 
und System erzeugt sich aus Kategorie und Idee die Korrelation 
methodischer Erkenntnis, deren unendlicher Fortgang dennoch der 
Bestimmbarkeit ihres Problems keinen Abbruch tut. 

Wenn damit Prinzip und System als die allgemeinen Bedin- 
gungen vorausgesetzt sind, so besteht die Verwirklichung der 
Methode in der Setzung des Systems in Uebereinstimmung mit 
dem Prinzip. Diese Setzung ist die Erkenntnis der Gemäßheit 
von Prinzip und System, die Einsicht in ihre Zusammengehörigkeit. 
Damit wird die Setzung, als Zentrum der Synthesis und der Methode, 
»Erzeugung« des Gegenstandes. 

Für die Methode allein gilt es, daß die Erzeugung zugleich 
Erzeugnis seit). »Eine Welt als Produkt des vollendeten und er- 
schöpften Schaffens gibt es nicht, noch kann es solche geben, indem 
das Produkt ja nicht das absolut Gegebene ist, sondern das Schaffen 
selbst, dieses aber in alle Ewigkeit, so gewiß es absolutes Leben und 
Schaffen ist, sich nicht vollenden und erschöpfen, aus dem Leben 


1) »Es gilt beim Denken nicht sowohl den Gedanken zu schaffen, sofern 
derselbe als ein fertiges, aus dem Denken herausgesetztes Ding betrachtet wird; 
sondern das Denken selbst ist das Ziel und der Gegenstand seiner Tätigkeit.« 
(Cohen, Logik ? S. 29.) 
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in ein Totes sich verwandeln kann«!). Das Wesen der methodischen 
Synthesis besteht gerade in jenem »Schweben«, in der innern Span- 
nung von Prinzip und System und der Einheit ihrer Gegensätzlich- 
keit kraft der Setzung beider als einander gemäß, der Setzung, die 
aber nur für den Augenblick gilt, in dem sie setzt, um sich sogleich 
wieder aufzulösen und ihr Erzeugnis zu neuer Erzeugung preis- 
zugeben. Das Erzeugnis, das nur für den Uebergang, als Mittleres 
in jeder Mitte, als Darstellung eines Unendlichen, als Gegebenheit 
und Gebung totaler Zusammenhänge im Strom der Erzeugung 
besteht, erzeugt wieder aus sich neues Sein, da es nur im Werden 
beharrt. »In geistigen Dingen ist euch der Ursprung nicht anders 
zu schaffen, als wenn ihr es durch eine ursprüngliche Schöpfung in 
euch erzeugt, und auch dann nur auf den Moment, wo ihr es erzeugt« ?). 
Der schöpferische Grund der Synthesis zeigt sich in der Neuschöpfung 
von Kategorie und Idee zu Prinzip und System in der Setzung beider 
als zueinander gehörig. Diese drei Momente jeder Erkenntnis 
sind trotz aller Zusammengehörigkeit selbständig und nicht aus- 
einander ableitbar. Vor allem ist die Setzung nicht Resultat oder 
Zusammenfassung der beiden anderen Momente; es eröffnet sich 
vielmehr gerade in ihr erst der wesentliche Grund der Philosophie. 
Der Ursprung bedeutet Entspringen aus sich selbst; in der ursprüng- 
lichen Setzung bilden sich zugleich Prinzip und System. 

Kants Transzendentalphilosophie erhält zwar durch das In- 
einanderwirken von Kategorie und Idee ihr Gepräge; aber indem 
beide sogleich durch den Gegensatz des Konstitutiven und Regu- 
lativen charakterisiert werden, wird ihre eigentlich transzendentale 
Synthese verfehlt, und ein Gegenverhältnis tritt an ihre Stelle, das 
nur in der Beziehung auf die Probleme theoretischer und praktischer 
Philosophie Sinn gewinnt. Fürtheoretische Erkenntnis 
ist die Idee von nur regulativem Gebrauch und die Kategorie 
allein konstitutiv. »Denn wie kann jemals Erfahrung gegeben werden, 
die einer Idee angemessen sein sollte? Darin besteht eben das Eigen- 
tümliche der Letzteren, daß ihr niemals irgendeine Erfahrung kon- 
gruieren könne« (Kr. r. V.? 649). Sie hat »nur die Gültigkeit des 
Vernunftprinzips als einer Regel der Fortsetzung und Größe einer 
möglichen Erfahrung, die uns allein übrig bleibt, nachdem seine 
Ungültigkeit, als eines konstitutiven Grundsatzes der Erscheinungen 
an sich selbst, hinlänglich dargetan worden« (Kr. r. V.? 544). 

Wenn dagegen der Idee im Praktischen konstitutive 

t) Fichte, Nachgelassene Werke Bd. I, S. 23. 

2) Schleiermacher, Reden über die Religion (ed, Otto), S. 25. 
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Bedeutung zuteil werden soll, so ist das nur möglich, wenn ein anderer 
»Begriff« von Idee vorliegt. Die Idee der »Kritik der reinen Ver- 
nunft« ist als Regulativ für theoretische Erkenntnis ein Begriff der 
Transzendentalphilosophie und niemals konstitutiv innerhalb der 
theoretischen Philosophie, weil schlechterdings über sie hinaus- 
liegend. Aber die transzendentale Idee liegt gleicher- 
weise über alle praktische Philosophie hinaus; sie ist auch für die 
Ethik nur regulativ. Ihre transzendentale Unbedingtheit ist der 
»praktischen Idee« gegenüber genau so gleichgültig wie der »theore- 
tischen«; sie Konstituiert so wenig die praktische wie die theoretische 
Erkenntnis; aber sie weist beiden die Richtung, reguliert die eine 
so gut wie die andere. 

Wie die Idee, so wird auch die Kategorieinder Verquickung 
des transzendentalphilosophischen Gesichtspunkts mit dem der 
theoretischen und der praktischen Philosophie unbestimmt und 
mehrdeutig und schließlich auch das Verhältnis von Kategorie 
und Idee zueinander verschoben. Die Kategorie wird im wesent- 
lichen auf die Theorie der Erfahrung eingeschränkt und erhält ihr 
Korrelat dann folgerichtig nicht mehr in der »allgemein-logisch« zu 
fordernden reinen Idee, sondern in der theoretischen Anschauung. 
Der nachträglich eingeführten Idee steht daher keine allgemeine 
Kategorie, die ihr zur Entfaltung ihrer systematischen und vor allem 
methodischen Bedeutung verhelfen könnte, gegenüber. So wird die 
Idee, um jener »Vollständigkeit« willen, »zu welcher keine mögliche 
empirische Erkenntnis zulangt« (Kr. r. V.? 595), zum regulieren- 
den Faktor der Erkenntnis. Aber wenn sie so die empirische Einheit 
zur systematischen erweitert, ist sie von der »objektiven Realität« 
konstitutiv theoretischer Erkenntnis so weit entfernt wie nur mög- 
lich. Der methodische Gesichtspunkt der Wechselbeziehung von 
Kategorie und Idee drückt sich nicht in einer notwendigen, begründe- 
ten Beziehung beider aufeinander, als Bedingungen der letztlich 
einen logischen Methode überhaupt und damit auch als Bedingungen 
der Objektivität überhaupt aus, — so sehr das enge Verhältnis von 
Prinzip und System in vielen einzelnen Wendungen durchbrechen 
mag. Die Idee, die als Anhypotheton den hypothetischen Ansatz 
der Kategorie überwinden will, ist dieser wesensfremd. Dennoch 
bestimmt sich die Idee als eine Art von Kategorie, als erweiterte, 
als reine Kategorie, »wodurch ich niemals einen bestimmten Gegen- 
stand, sondern nur die Einheit der Vorstellungen, um einen Gegen- 
stand derselben zu bestimmen, denke« (Kr. r. V.! 399). Die Entgegen- 
und Ineinssetzung beider Erkenntniselemente, ihre Gemäßheit 
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trotz und zufolge ihrer Spannung wird illusorisch, sowohl wenn sie 
als einander wesensfremd — wie die transzendentale Idee der theo- 
retischen Kategorie — als wenn sie ineinander übergehend — die 
Ideen »bis zum Unbedingten erweiterte Kategorien« (Kr. r. V.? 436) 
— aufgefaßt werden. Die »Ideenlehre« ist daher keine Erkenntnis- 
lehre; sie sichert auf der einen Seite den Fortgang der theoretischen 
Erkenntnis und weist die Kategorie in ihre Grenzen, und bemüht 
sich auf der andern, den Ausblick auf eine anders geartete Realität, 
auf die Welt der Sitten, zu eröffnen. In dieser doppelten Einstellung 
tritt die methodische Bedeutung der Ideenlehre hinter einer im engern 
Sinn systematischen zurück; die in der Analytik gewonnene Einsicht 
in das Wesen der Erkenntnis als »Schwebung« das sich in dem 
Wechselverhältnis von Denken und Anschauung, von Verstand und 
Sinnlichkeit darstellte, scheint aufgegeben zugunsten der syste- 
matischen Ansicht, daß alle Erkenntnis »von den Sinnen« anhebt, 
von dort zum Verstande und weiter zur Vernunft fortschreitet (Kr. 
r. V.?2 355). Da die Vernunft vor allem das Vermögen praktischer 
Erkenntnis ist, wird die Vorrangstellung der praktischen Philosophie 
unvermeidlich. 

Aber doch tritt der reinen Kategorie der »transzendentale Gegen- 
stand« als »Gegenstand überhaupt« gegenüber, und da dieser Gegen- 
stand, als Ding an sich in negativem Verstande, die Idee vertritt, 
so ist damit freilich die Entgegensetzung von Kategorie und Idee 
erreicht. Aber die methodische Bedeutung einer transzendentalen 
Synthesis ist darin noch nicht begründet: denn der transzendentale 
Gebrauch der Kategorie, ihre »Anwendung« auf den transzenden- 
talen Gegenstand, wird abgewiesen, so daß die Kategorie zur bloßen 
leeren Form, der Gegenstand überhaupt zum unbestimmten leeren 
Gedankending wird; den verschiedenen Arten, »einen Gegenstand 
zu möglichen Anschauungen zu denken« (Kr. r. V.! 245), steht ein 
»Etwas —= X« entgegen, »welches nur als ein Korrelatum der Ein- 
heit der Apperzeption zur Einheit des Mannigfaltigen in der sinn- 
lichen Anschauung dienen kann«, das sich aber als »transzendentales 
Objekt«»gar nicht von den sinnlichen Datis absondern« läßt. Es ist 
daher »nur die Vorstellung der Erscheinungen unter dem Begriffe 
eines Gegenstandes überhaupt« (Kr. r. V.! 250)1). Die reine 
Kategorie wieder Gegenstand überhaupt sind nur 


ı) Vgl. Kr. r. V.* 522: »Indessen können wir die bloß intelligible Ursache 
der Erscheinungen überhaupt das transzendentale Objekt nennen, bloß damit wir 
etwas haben, was der Sinnlichkeit als einer Rezeptivität korrespondiert.« 
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Grenzbegriffe einer letztlich auf die Objektivität einer empi- 
rischen Erfahrung abzweckenden Erkenntnis. 

Und doch kann und muß die für den Gegenstand der Empirie, 
für die Erscheinung, zu »weite« Kategorie in eine positive metho- 
dische Beziehung zu dem »unbestimmten« Gegenstand, dem Gegen- 
stand überhaupt, gebracht werden. Die Transzendentalphilosophie 
hat gerade das einzige philosophische System im Auge, das in aller 
Spaltung in philosophische Sonderprobleme und -systeme erst sich 
auswirkt. Gewiß ist es tief in der Sache begründet, daß die Kategorie 
der Begriff theoretischer, die Idee der praktischer Philosophie wird. 
Aber in dieser Besonderung erschöpft sich ihr Wesen nicht. 

Tatsächlich hat auch Kant den transzendentalen 
Gebrauch der Kategorie nicht unterbinden können. 
Die »Dialektik« gibt eine Darstellung des Systemgedankens, die nur 
unter der Mitwirkung der Kategorie zustande kommt. Das System 
der Kategorien macht nicht nur »alle Behandlung eines jeden Gegen- 
standes der reinen Vernunft selbst wiederum systematisch« (Prol. 
S. 88), sondern jede Systembetrachtung setzt auch ihrerseits die 
Kategorie schlechterdings voraus. Das System ist Einheit des Mannig- 
faltigen und Bestimmbarkeit; das Unbestimmte und Unendliche 
ist im System der Kategorie gemäß geordnet, so daß es bestimmbar, 
das Mannigfaltige in Einheit zusammengefaßt, so daß es erkennbar, 
darstellbar wird. Die bloße Unbestimmtheit wird zur Vollständig- 
keit, zum wohl abgeteilten und gegliederten Kosmos; die Idee wird 
zum System »symbolisiert«, wird in ihm das Analogon eines Schema). 
Sie wird das kraft der Methode; die abstrakte Kategorie wie die 
abstrakte Idee werden in ihr als Prinzip und System wirklich, im 
Vollzug der Methode werden beide erzeugt. Deshalb tritt dem System- 
begriff in Kants Ideenlehre stets die Kategorie als Korrelatbegriff 
zur Seite, ohne die Kategorie und ihre bestimmende Funktion ist 
das System unmöglich. Es ist letzten Endes dasselbe, »den ganzen 
Umfang der reinen Vernunft, in seinen Grenzen sowohl als seinem 
Inhalt vollständig und nach allgemeinen Prinzipien zu be- 
stimmen«, und »das System nach einem sichern Plan« aufzu- 
führen (Prol. 8). 

Der »Gebrauch der Erkenntnisvermögen ohne Prinzipien« 
(Kr.d. U. 249) ist genau so unmöglich wie der Gebrauch ohne den 
Gesichtspunkt des Systems. Das steht für Kant fest, wenn auch die 
Terminologie schwanken mag. Das System ist freilich die als Ideal, 
als Gott realisierte, ja hypostasierte Idee; aber im Wort Idee be- 
7) vgl. Kr. r. V.? 692 ff. 
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gegnet oft genug die bereits symbolisierte Idee, das System: das 
ideal wie das »All der Realität« werden trotz ihrer systematischen 
Tragweite häufig einfach als »Idee« bezeichnet, obgleich in andern 
Wendungen das System als »Gegenstand in der Idee« deutlich von 
der »bloßen Idee« geschieden ist )). 

Der Sachverhalt selbst steht fest: die Idee als »bloße 
Idee«, als das »Absolutnotwendige« und Unbedingte bedarf der 
Umwandlung in einen methodischen Begriff genau so gut wie die 
Kategorie, um realisierende Kraft zu gewinnen. Die allgemeine 
Kategorie kann nicht anders dem Besondern der jeweils gegebenen 
Mannigfaltigkeit gerecht werden, als wenn sie von seiner Unendlich- 
keit in sich aufnimmt, und damit andrerseits auch das Unbestimmte 
und Vereinzelte an ihrem Wesen Anteil haben läßt. »Die logische 
Form eines Systems besteht bloß in der Einteilung gegebener all- 
gemeiner Begriffe (dergleichen hier der einer Natur überhaupt ist), 
dadurch daß man sich das Besondere (hier das Empirische) mit seiner 
Verschiedenheit, als unter dem Allgemeinen enthalten, nach einem 
gewissen Prinzipe denkt« (r. Einltg. in die U. (Cassirer) 195). So 
kommt die Einteilung des Gegebenen, seine Symbolisierung dadurch 
zustande, daß man es nach einem Prinzip, dem Allgemeinen gemäß, 
auffaßt, zusammenfaßt. Aber das Prinzip steht nicht für sich allein; 
eine jede Wissenschaft ist für sich ein System und es ist nicht genug, 
in ihr nach Prinzipien zu bauen und also technisch zu verfahren, 
sondern man muß mit ihr, als einem für sich bestehenden Gebäude, 
auch architektonisch zu Werke gehen und sie nicht, wie einen Anbau 
und als einen Teil eines anderen Gebäudes, sondern als ein Ganzes 
für sich behandeln« (Kr. d. U. 245). 


2. Dies,methodische Bedeutung ,dessswsıeme 


Doch bleibt es noch eine schwierige Frage, wie ein »Ganzes« in 
die Erkenntnis hineinkomme, in der doch der Faktor der Idee als 
unendlicher Aufgabe wesentlich bleiben soll. Das System soll ja 
nicht fertig und geschlossen sein; wie aber läßt sich unendlich Offenes 
darstellen und begrenzen, wohl gar zu Begriff bringen? 

Wenn nach der Möglichkeit eines solchen System- 
begriffs gefragt wird, so hat das nur dann Sinn, wenn man von 
der Wirklichkeit ausgehen kann. Denn Möglichkeit und 
Notwendigkeit sind für sich niemals imstande, Wirkliches begreiflich 
zu machen. Ihm gegenüber versagt alles Begreifenwollen, da jede 


rt) VeloRreraV. 1608476 
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begriffliche Fixierung deshalb unzureichend und einseitig ist, weil 
sie nur in Gegensätzen möglich ist, nicht aber als Einheit der Gegen- 
sätze sich vollzieht. Die Einheit soll indes in der Methodeals 
vollziehbar und vollzogen gedacht werden. Die Frage nach der 
Möglichkeit dieser Methode kann danach nicht so aufzufassen sein, 
daß sie eine Erklärung des Wesens der Erkenntnis fordern sollte. 
Vielmehr kann sie nur eine Darstellung verlangen, eine Dar- 


‚stellung, die sich bewußt ist, stets Symbol zu bleiben und nur ein 


besonderer und vereinzelter, wenngleich nicht zufälliger Ausdruck 
zu sein. So kann der einzelnen Darstellung, an einem letzten Zu- 
sammenhang gemessen, nur analogischer Wert zukommen. Aber 
wenn der Symbolcharakter jeder Darstellung anerkannt wird, so 
liegt darin bereits die Voraussetzung, daß der dargestellte Sach- 
verhalt an sich jeglicher Relativität entzogen ist. Es gibt nur einen 
logischen Kosmos, nur die Philosophie, ihr »Weltbegriff« liegt stets 
dem »Schulbegriff« zugrunde. Die Relativität der logischen Darstel- 
lung, des jeweils besonderen und einzelnen philosophischen Systems, 
erhält einen Sinn überhaupt erst in der Anerkennung des letztlich 
über alle Relativität hinausliegenden, identischen und eindeutigen 
Sachverhalts logischer Beziehungen, da in ihm nur die Rechtiertigung 
aller relativen und insofern freilich endlichen Setzung möglich ist. 

Dieregulative Ideeist für Kant dadurch gekennzeichnet, 
daß sie den Fortgang der Erkenntnis in einer Reihe, den bestän- 
digen und gewissen Fortschritt von Glied zu Glied, 
vom Bedingenden zum Bedingten in vollendeter Entwicklung 
gewährleistet und zugleich den Mechanismus dieser Reihe als un- 
abwendbar und unentrinnbar fordert. Denn es ist ein vallgemeines 
Gesetz selbst der Möglichkeit aller Erfahrung«, »daß alles, was ge- 
schieht, eine Ursache, mithin auch die Kausalität der 
Ursache, die selbst geschehen oder entstanden, wiederum eine 
Ursache haben müsse; wodurch denn das ganze Feld der Erfahrung, 
so weit es sich erstrecken mag, in einen Inbegriff bloßer Natur ver- 
wandelt wird. Da aber auf solche Weise keine absolute Totalität 
der Bedingungen im Kausalverhältnisse herauszubekommen ist, 
so schafft sich die Vernunft die Idee von einer Spontaneität, die von 
selbst anheben könne zu handeln, ohne daß eine andere Ursache 
vorangeschickt werden dürfe, sie wiederum nach dem Gesetze der 
Kausalverknüpfung zur Handlung zu bestimmen« (Kr. r. V.? 56r). 
Die Tatsache, daß es möglich ist, veine Reihe von Begebenheiten 
ganz von selbst anzufangen« (Kr. r. V.? 562), leitet fast unmerklich 
die transzendentale Idee hinüber zum praktischen Begriff. 


2 
Logos, XI. 3. 253 
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Doch darf die Transzendentalphilosophie diese Ueberleitung nicht 
gleich im Beginn vollziehen. Denn die Aufhebung der transzenden- 
talen Idee in die praktische bedeutet, daß die Einheit des logischen 
Gegenstandes und mit ihm die Einheit der Philosophie preisgegeben 
wird. Sie ist der Verzicht auf eine eigene transzendentale 
Methode, in der von vornherein die Einheit des Gegenstandes 
fraglos festgestellt würde, so daß die Scheidung in die theoretische 


und praktische Gegenständlichkeit sich niemals mehr als ursprüng- 


lich behaupten könnte. Die Transzendentalphilosophie steht über 
diesem Gegensatz des Theoretischen und Praktischen. Es ist ihre 
Aufgabe, zu zeigen, wie dieser Gegensatz von ihr aus gesehen einer 
verschiedenen und gewiß jedesmal notwendigen Betrachtung ent- 
springt. Indem sie einerseits dartut, daß es nicht genügt, jeden 
Schritt nur als Glied im Bedingungsverhältnis und als Stufe in un- 
endlicher Entwicklung zu betrachten, und andererseits zeigt, wie ein 
Abschluß und ein neuer Anfang stets doch auch hypothetischen 
Charakter tragen, begründet sie die Einheit der Philosophie in der 
Einheit ihrer Methode. Es genügt für keine Erkenntnis, die Totalität 
nur als Totalität der Reihe und als Totalität der Bedingung zu be- 
greifen. Aber es ist auch keine Erkenntnis möglich, die rein im Un- 
bedingten ihren Standpunkt nimmt und also fertig und abgeschlossen 
ist. Erkenntnis kann nichts sein als ein »Schweben« zwischen den 
Gegensätzen, weil in ihr ja die Gegensätze sich auflösen und zu einem 
Neuen zusammenfinden, zu ihrem Urgrund zurückfinden. 

Daß die Forderung der »Totalität« mehr bedeuten 
muß, als die Forderung des unendlichen Fortgangs der Reihe, sagt 
die »Kritik der reinen Vernunft« oft genug in mehr oder weniger 
metaphysisch theologischen Wendungen: der Endzweck wie die 
Gottesidee, das Ideal und das All der Realität sind Versuche, die 
abstrakte Idee, die »bloße« Idee zu konkretisieren, ihr die Möglich- 
keit der Realisierung zu geben, sie für die Methode fruchtbar zu 
machen. »Es ist aber zugleich unvermeidlich, sich vermittelst einer 
transzendentalen Subreption dieses formale Prinzip als konsti- 
tutiv vorzustellen und sich diese Einheit hypostatisch zu denken« 
(Kr. r. V.?2 647). Zwar ist die »Hypostasierung« nie Problem der 
Philosophie, aber in ihr ist doch auch die Realisierung ge- 
meint, die an anderer Stelle ausdrücklich von der Hypostasierung 
geschieden wird (Kr. r. V.?2 61T A, vgl. 2647 f.). Es birgt sich hinter 
dieser Terminologie der ganz schlichte Sachverhalt, daß wie die 
Kategorie nicht für sich realisieren oder realisiert werden kann, so 
auch nicht die Idee. Beide realisieren vielmehr sich an- und mit- 
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einander, indem sie sich als Einheit, als einander gemäß setzen, indem 
sie in der Methode, als Methode sich selbst erfüllen als Prinzip 
und System. 

Kants Systembegriff, sein »Ideal« bleibt trotz aller 
Ansätze zu einer Realisierung ein der Idee nah verwandter Begriff, 
dessen wissenschaftliche Bedeutung sich darin erschöpft, daß es 
als »Leitfaden« den Fortgang ins Unendliche sichert. Aber es ver- 
bürgt immerhin den methodischen Fortgang, für den die 
Idee als solche nicht zureichend war. So liegt doch darin ein Schritt 
über die »bloße« Idee hinaus; dem Ideal fällt eine positivere Be- 
deutung zu. Daß es nicht realisierbar sein soll, ist so zu deuten, daß es 
nie vollauf bestimmt, also durch die Kategorie restlos wieder- 
gegeben werden kann. Es ist aber ein einseitig theoretischer Stand- 
punkt, der im Realisieren nichts als ein Bestimmen sieht. Reali- 
sierung ist vielmehr Erkenntnis; für die theoretische Philo- 
sophie hat Kant unaufhörlich darauf hingewiesen, daß vermittelst 
der bloßen Kategorie niemals Erkenntnis zustande komme. So 
kann auch die Transzendentalphilosophie nicht allein durch einen 
bestimmenden Faktor sich verwirklichen. Sein Gegenpol ist im 
»Ideal«, im »All der Realität« und der Gottesidee wirksam; die metho- 
dische Bedeutung des Systems ist in ihnen angedeutet; denn es ist 
ja das Ideal selbst bereits ein Begriff der Verwirklichung; es ist 
der erfülltere Ausdruck des Dings an sich, des transzendent allogischen 
»Gegenstandes überhaupt« den die »transzendentale Analytik« als 
ein leeres Etwas nicht anerkennen wollte. Es bedeutet die Vollendung 
dieses transzendentalen Gegenstandes und vertritt somit das System . 
in seiner letzten, endgültigen Ansicht. Dabei ist es wieder nur die 
Verschiedenheit des Gesichtspunktes, die es sowohl als durchgängig 
bestimmbar, wie auch als durchgängig bestimmt erscheinen 
läßt. Wenn es heißt, daß die Idee sich zu einem »durchgängig a priori 
bestimmten Begriffe« läutere und »dadurch der Begriff von einem 
einzelnen Gegenstande« werde, so ist die Erkenntnis als fertiges 
und letzt erreichbares Resultat angesehen. Von ihm aus betrachtet 
ist Erkenntnis immer analytisch, zerlegend. »Der Grundsatz der 
durchgängigen Bestimmung ist mithin von dem Grundsatz der 
Bestimmbarkeit unterschieden, wie der Satz des Widerspruchs von 
dem obersten synthetischen Grundsatz«!). Die durchgängige Be- 
stimmung bedeutet, daß der bestimmende Faktor, die Kategorie, 
sich restlos Geltung verschafft und alles Unbestimmte verwandelt 
hat. Dieser Begriff ist demnach nicht eigentlich ein Begriff schöpfe- 


ı) Cohen: Kants Begründung der Ethik?. S. 49. 
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rischer Erkenntnis, da er die Vollendung der Erkenntnis besagt. 
Die durchgängige Bestimmung ist so gut nur Grenzbegriff der Er- 
kenntnis, wie die schlechthinnige Unbestimmtheit. Wie die Idee 
die Erkenntnis als unendliche Aufgabe postuliert, indem sie ihr die 
»Regel« vorschreibt, zu allem Bedingten das Unbedingte zu suchen, 
»so dient das Ideal in solchem Falle zum Urbilde der durchgängigen 
Bestimmung des Nachbildes« (Kr. r. V.? 597). 

Aber indem freilich das Ideal als Maßstab der Beurteilung zum 
durchgängig bestimmten Gegenstand geworden ist, zum »tran- 
szendentalen Substratum«, demgegenüber alle einzelnen Dinge als 
»mangelhafte Kopien« begriffen werden müssen (Kr. r. V.? 606), so ist 
es’ doch zugleich auch der Ausdruck für die durchgängige Bestimm- 
barkeit des Gegenstandes der Erkenntnis. Es ist als »Idee nicht bloß 
in concreto, sondern in individuo, das ist als ein einzelnes, durch die 
Idee!) allin bestimmbares oder gar bestimmtes Ding« 
(Kr. r. V.?2 596) aufzufassen. Die Bestimmbarkeit ist der durch- 
gängigen Bestimmung gegenüber der methodisch wertvollere Begriff: 
die Totalität der Bestimmung ist nur erst Unendlichkeit schlecht- 
hin, ungegliedert und nicht zusammengefaßt. Sie kann wohl die 
letzte Systemansicht, aber nicht den die Erkenntnis realisierenden, 
methodischen offenen Begriff des Systems vertreten. »Die Totalität 
der Bedingungen« hat »überzugehen in das System der Bedingungen. 
Denn die Totalität der Bedingungen ist gleichbedeutend mit dem 
Unbedingten. Das Unbedingte aber steht in Kontinuität mit der 
Hypothesis. Und die Hypothesis enthält in ihrem eigensten Motiv 
das System, welches durch das Unbedingte nicht sowohl abgebrochen, 
als vielmehr erfüllt werden solk 2). »Die Absicht der Vernunft 
mit ihrem Ideale ist de durchgängige Bestimmung 
nach Regeln a priori; daher sie sich einen Gegenstand denkt, 
der: nach Prinzipien durchgängige be stianpar 
sein soll.« Die Absicht freilich ist, beim Ausgang von der Kategorie, 
der für die theoretische Betrachtung wesentlich ist, nichts anderes 
als Bestimmung. Die Bestimmung aber ist nur vollziehbar, wenn 
ihr zwar ein noch Unbestimmtes, aber auf jeden Fall Bestimmbares 
gegenüber gedacht wird. Insofern ist es möglich, das bestimmende 
Moment als Form und das Bestimmbare als Materie zu deuten, wenn- 
gleich diese Unterscheidung im Abstrakten und »Formalen« befangen 
bleibt, da die Form nur als Formung, die Materie nur als korrespon- 
dierendes Material wirklich sind. »Die Realitäten enthalten die 


1) Idee = erweiterte Kategorie. 
2) Cohen, Logik ? S. 329. 
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Data und sozusagen die Materie oder den transzendentalen 
Inhalt zu der Möglichkeit der durchgängigen Bestimmung aller 
Dinge« (Kr. r. V.? 603). Und indem »die Realitäten« im Ideal, als 
»All der Realität« absolut genommen werden, sind alle Verneinungen 
nichts als Schranken, welches sie nicht genannt werden könnten, 
wenn nicht das Unbeschränkte (das All) zugrunde läge« (Kr. r. V.? 
604). »Alles Denken der Gegenstände überhaupt ihrem Inhalte 
nach« (ebenda) muß auf dies transzendentale Ideal zurückgeführt 
werden, wie alle Bestimmungen durch die Kategorie, also alle For- 
mung in jenem letzten Punkt, den die Einheit der Apperzeption 
darstellt, sich gründet. So ist in der Tat das transzendentale Ideal 
zu dem »Correlatum« geworden, das die »Analytik« im transzenden- 
talen Gegenstande halb ablehnte und doch nicht umhin konnte zu 
setzen, da die Einheit der Apperzeption nur der Einheit des 
Mannigfaltigen, nicht aber dem Mannigfaltigen an sich gemäß war. 

Damit wird es von hier aus klar, wie das Dingansich oder 
der »Gegenstand überhaupt« mehr zu vertreten hat als die Funktion 
der »bloßen« Idee. Die Idee muß sich genügen lassen, der Korrelat- 
begriff des schlechthin und nur Mannigfaltigen zu sein, ssefordert 
für das gänzlich Unbestimmte notwendig die Bestimmung, aber der 
bestimmende Faktor ist in keiner Weise in ihr wirksam. Doch indem 
das Unbestimmte zum Bestimmbaren sich wandelt, indem das Mannig- 
faltige zur Einheit des Mannigfaltigen wird, wird es der Einheit der 
ApperzeptiongemäBß, die der oberste Grundsatz aller synthetischen 
Urteile ist, und ist zugleich als Einheit bestimmt. Und umgekehrt 
ist die Kategorie, indem sie zum obersten Grundsatz wird, zum 
Mannigfaltigen in Beziehung getreten; denn dieser Grundsatz be- 
deutet nichts anderes, als »daß alles verschiedene empirische 
Bewußtsein in einem einigen Selbstbewußtsein verbunden sein müsse«; 
wo das »verschiedene empirische Bewußtsein« hier eine irgendwie 
gegebene Mannigfaltigkeit vertreten möge (Kr. r. V.! 117 A). Im 
Grunde aber ist die „notwendige Einheit des Bewußtseins« dasselbe 
wie die Beziehung auf den Gegenstand (Kr. r. V.! 109); erst in 
dieser Beziehung gründet sich die Einheit der Apperzeption als 
oberster Grundsatz, wie sich andererseits die Einheit des Mannig- 
faltigen erst im Verhältnis zu der Einheit der Apperzeption ergibt. 
»Die transzendentale Einheit der Apperzeption ist diejenige, durch 
welche alles in einer Anschauung gegebene Mannigfaltige in einen 
Begriff vom Objekte vereinigt wird« (Kr. r. V.? 139), was nur 
dadurch möglich ist, daß die »vorgestellte Einheit der Apperzeption, 
dadurch ein Gegenstand gegeben wird«, »jederzeit eine Synthesis des 
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Mannigfaltigen zu einer Anschauung Gegebenen in sich schließt und 
schon die Beziehung dieses letzteren auf Einheit der Apperzeption 
enthält« (Kr. r. V.? 143 A). 

Aber da hier nicht mehr vom transzendentalen Gegenstande, 
der nur ein leeres Etwas vertreten sollte, die Rede ist, sondern jeden- 
falls von einem positiveren Begriff, dem »Objekt« einer wirklichen 
Erkenntnis, ergibt sich ein Fortschritt in der Entwicklung der Idee 
zum System und der damit parallel gehenden Umwandlung der 
Kategorie zum Prinzip. Der »JGegenstand«, wie er hier auftritt, 
ist offenbar ein durch und durch methodischer Begriff, genau so gut 
wie die Einheit der Apperzeption. Er vertritt den systematischen 
Gesichtspunkt der Methode. Ihm sein Gebiet ausschließlich im 
Theoretischen abzustecken, wie Kant es des öfteren zu tun scheint, 
geht nicht an. Der Begriff des Gegenstandes reicht vielmehr so weit 
wie der der Erkenntnis. Auch die Transzendentalphilosophie hat 
ihren »Gegenstand«, so wie sie ihr »System« hat. 

Im »Gegenstand« eröffnet sich eine besondere Seite des System- 
gedankens: Das System ist letztlich nichts anderes als der 
Gegenstand. Wie die theoretische Philosophie das System der 
Naturgegenständlichkeit, die praktische das System der praktischen 
Grundsätze, die Aesthetik aber die Systematik des Kunstwerks 
zum Gegenstand hat, so die Transzendentalphilosophie das System 
als solches. Sie hat gleichsam das System selbst erst zu konstituieren, 
zu rechtfertigen. 

Wenn das System »Gegenstand« wird, so kommt damit seine 
methodische Bedeutung zu voller Klarheit. Der Gegenstand begreift 
sich leichter als stets im Werden sich erzeugend und mehrend; die 
Geschlossenheit, die dem System zum Verhängnis zu werden scheint, 
ist im Gegenstand geschwunden, oder doch immerhin nur als Be- 
ziehungseinheit, als unendliche Aufgabe durchgängiger Bestimmung, 
als Forderung mitgedacht. Der Gegenstand soll nicht fertig und 
abgeschlossen dastehen; er soll nicht die Lösung etwa eines Rechen- 
exempels bedeuten, die für den einen vorausgesetzten, endgültigen 
Zahlenbereich als eindeutig feststeht. Wenigstens soll er nicht nur 
Lösung sein. Er ist vielmehr weit ursprünglicher Frage und Aufgabe, 
ist Problem. Erst in zweiter Linie kann auch die Lösung 
nicht anders als im »Gegenstand« gegeben werden; sie gibt sich 
selbst als Gegenstand, indem der Gegenstand sich als Einheit von 
Bestimmung und Bestimmbarkeit begreift. Diese Einheit vollzieht 


die Methode, indem sie das Bestimmbare setzt, als ob es bestimmt 
wäre, 
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Damit ist eine doppelte Bedeutungdes Systems 
erreicht. War es zunächst das, was den Abschluß aller Erkenntnis 
bilden sollte, ihr Resultat und folglich für ihren Prozeß das letzte 
Ziel, das Bestimmbare nur, sofern esals durchgängig bestimmt 
vorgestellt wurde, so ist es, wie in seiner Definition als Gegenstand 
offenbar wird, doch nicht allein dieses Letzte. Jede Erkenntnis hat 
ihren besonderen und einzelnen Gegenstand, der ihr System vertritt. 
Er soll so gut ein einziger sein, wie jener letzte Gegenstand der Philo- 
sophie überhaupt. Aber freilich soll er nicht »durchgängig bestimmt« 
sein. An die Stelle des Bestimmens tritt das Setzen: jeder Gegen- 
stand wird gesetzt, als ob er durchgängig bestimmt sei; er 
wird in das Werden und in die Entwicklung einbezogen: indem 
er gesetzt wird, ist er die Lösung des jeweils vorliegenden Pro- 
‚blems; aber sobald er gesetzt ist , verwandelt sich die Lösung in das 
neue Problem, das der Gegenstand stets bleiben muß. Diese Unend- 
lichkeit und Unabgeschlossenheit kommt ihm aus der letzten 
Einheit des Gegenstandes. Da es diese letzte Einheit gibt, muß 
ihr gegenüber jeder Versuch eines vorzeitigen Abschlusses scheitern; 
denn in diese letzte Einheit sind alle besonderen Einheiten aufge- 
gehoben, sie sind nur ein relativer und äußerst mangelhafter Aus- 
druck ihrer zusammengefaßten Unendlichkeit. So geht es dem 
jeweiligen Gegenstand jeder Wissenschaft. Selbst die scheinbar 
fertigste und gewisseste, die Mathematik, kennt keinen anderen 
als solchen bezüglichen, nur unter bestimmten Bedingungen geltenden 
Gegenstand. 

Der Gegenstand der Transzendentalphiloso- 
phie ist der Gegenstand überhaupt oder das System als solches. 
Er ist der Faktor, der, trotzdem er der in Frage stehenden Betrach- 
tung durchaus immanent ist, die transzendentale Gegebenheit vur- 
tritt, die für die Philosophie als ganze wie auch für jedes ihrer Teil- 
gebiete als »Widerhalt« zu fordern ist, und die im »Gegenstand« 
ihren methodischen Ausdruck findet. Als das Entgegenstehende, 
als Material und Aufgabe, als Problem ist der Gegenstand allemal 
Gegebenheit, und zwar Gegebenheit für einen ganz bestimmt fest- 
gelegten Problembereich, und nur insofern gegeben, als gerade dieses 
Problem in der vorliegenden Abgrenzung als Folge anderer, un- 
zureichender Lösungsversuche sich ergibt. 

Wie es für die Philosophie als ganze gilt, daß sie als Gegebenheit 
nicht dies und jenes, nicht etwa möglichst wenig, sondern alles, ein 
Unendliches vorauszusetzen habe, so gilt das auch für das systema- 
tische Moment, das innerhalb der Transzendentalphilosophie als 
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ihr immanent, doch die ihr transzendente Gegebenheit vertreten 
soll. Ein bloß Unendliches, die Idee, kann freilich nie in die Methode 
eingehen, ihr angemessen erscheinen; nicht ihre Gegebenheit, ihr 
Problem darstellen. Es bedarf der »Symbolisierung«, die erst 
die Idee zum Methodenbegriff wandelt. So vollzieht sich das Geben 
eines Unendlichen als Geben eines Systems, eines in Einheit gefaßten 
Unendlichen. Erst als solche zusammengefaßte Unendlichkeit ist 
das System eigentlich System, der echte Organismus, in dem kein 
Glied für sich genommen werden kann, da in einem jeden die un- 
endlichfache Beziehung zu jedem andern Glied und zum Ganzen 
lebendig ist, da jedes einzelne nur in und kraft dieser Beziehung 
seine Bedeutung hat. So gibt es den Teil nur in dieser Beziehung 
zum Ganzen; es gibt das Endliche und Abgetrennte nur, indem es 
zugleich das Unendliche und Unteilbare gibt. Die Disjunktion: End- 
lichkeit oder Unendlichkeit ist deshalb bei der Erörterung über das 
Wesen des Systems genau so abzuweisen wie die Entscheidung für 
oder gegen das Rationale oder Irrationale. Das System ist nicht 
bloß irrational oder bloß unendlich; es ist zwar auch irrational und 
auch unendlich, aber es ist eine Einheit von Endlich-Unendlichem, 
Rational-Irrationalem, die über den Gegensatz hinausliegt, weil sie 
sich in der Methode realisiert. 

‚In der methodischen Bedeutung des Systems liegt der erste 
Ansatz zum Problem des Individuums beschlossen. »Sind 
nicht alle Systeme Individuen, wie alle Individuen auch wenigstens 
im Keime und der Tendenz nach Systeme?« (Fr. Schlegel). Die 
Setzung des Unendlichen als des Ueberendlichen, des ins Unendliche 
offenen und doch einheitlichen, gegliederten Systems, die Synthesis 
als solche ist die allgemeinste Darstellung des Individuums, das 
somit nicht nur als letztes Problem der Erkenntnis gelten darf, als 
das konkreteste und verschlungenste, sondern das als ganz allge- 
gemeines Problem bereits bei der Grundlegung philosophischer 
Methodik überhaupt auftaucht, um dann in allen Teilproblemen 
in verschiedener Konkretion wiederzukehren. Die organisierte Ein- 
heit einer unendlichen Mannigfaltigkeit, die das Individuum bedeutet, 
und deren abstrakter Ausdruck das System ist, läßt sich nicht er- 
klären, weil sie sich der durchgängigen Bestimmung immer wider- 
setzt, indem die Idee des Systems stets neue Bestimmung fordert 
und den Abschluß nicht zuläßt; denn der Abschluß hebt die Methode 
und die Setzung auf, durch die allein das System besteht. 

Wenn also das Individuum nie »erreichbar« ist, weil seine Er- 
kenntnis die Vollendung der Erkenntnis voraussetzen würde, :so 
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ist doch in jeder Erkenntnis ein Individuelles erreicht. Denn jede 
Erkenntnis setzt es, wagt es zu setzen, obgleich sie weiß, daß die 
Vernunft Totalität fordert, die erst im Unendlichen sich herstellt, 
und daß der Verstand doch jeweils nur Vorläufiges und Endliches 
erreicht. »Am farbigen Abglanz haben wir das Leben.« Erkennt- 
nis ist mehr als ein bedeutungsloser Ansatz, als eine Stufe im un- 
endlichen Fortgang, in dem jedes erreichte Resultat gleich unwesent- 
lich und belanglos ist. Nicht nur die Erkenntnis überhaupt und als 
solche ist als Ganzes zu würdigen, sondern es gilt zu begreifen, daß 
auch in jeder einzelnen Erkenntnis sich etwas auswirkt, das mehr 
ist als bloße Unendlichkeit, die nur in unendlicher Reihe darstellbar 
sein würde, und daher in Wahrheit nie darstellbar ist. Unend- 
lichkeit ist nicht nur in der Reihe, sondern durchaus auch in 
jedem einzelnen Punkte und in jedem Uebergang gesetzt, dargestellt, 
wirklich; nicht als nur unendlich freilich, sondern als Endlich- 
Unendliches, als »Ueberendliches«; nicht als Vor- oder Nachend- 
liches, sondern als Einheit in organischer, endlich-unendlicher Ge- 
stalt; nicht als Möglichkeit oder Notwendigkeit, sondern als erfüllte, 
ım Fluß des Werdens seiende Wirklichkeit; nicht als das Allgemeine 
und nicht als das Besondere, sondern als das Individuelle, in dem 
die Gegensätze überwunden sind. Von diesem wissen wir, daß 
es ist; alles andere ist nur Hypothese und Ansatz. »Soviel ver- 
sichere ich dir: ich bin über die wichtigsten Punkte mehr als gewiß, 
und obgleich die Erkenntnis sich ins Unendliche erweitern könnte, 
so hab ich doch vom Endlich-Unendlichen einen sicheren, ja klaren 
und mitteilbaren Begriff«!). 

Diese Gewißheit entspringt in der Einsicht in. das Wesen 
des Systems als eines synthetischen Begriffs. Die methodische 
Bedeutung des Systems, seine Bedeutung für jeden einzelnen Er- 
kenntnisvollzug, besagt gerade dies, daß in jeder Erkenntnis Indivi- 
duelles gesetzt, Unendliches begrenzt und dargestellt wird; daß in 
jedem »Schulbegriff« stets der »Weltbegriff« der Philosophie lebendig 
und wirksam ist. Das System ist nicht nur das Ziel der Philo- 
sophie, nach dem sie strebt, obgleich sie es nie erreichen wird; es 
istnichtnur»En dzweck« es ist vielmehr ganz allgemein»Zweck« 
in jeglicher Erkenntnis. Dabei aber bleibt es in jedem Zweck zu- 
gleich auch als Endzweck wirksam und erhalten. Den isolierten 
Zweck, der für sich allein bestände, ohne eine feste Beziehung zum 
Endzweck, gibt esnicht. Denn letztlich hat die Philosophie nur einen 
Gegenstand, in dem alle besondere Gegenständlichkeit in Einheit 

ı) Goethe W. W. Bd. 24, S. 161. (Cotta 1840.) / 
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sich aufhebt. Aus diesem einen Gegenstand, der der Endzweck ist 
und die letzte Systemansicht bedeutet, fließen alle Einzelzwecke 
und besonderen Systeme. Er ist als »System der Zwecke« so gut 
Ouell für jeden besonderen Zweck, wie allein der gesamte Organis- 
mus jedem seiner Glieder sein Leben spendet. Wie daher im Organis- 


mus jedes Glied, trotz aller relativen Selbständigkeit, nur durch das 


Ganze lebt, so ist im Zwecke das eigentlich Wirkende und Lebendige, 
der Grund seiner Fülle, stets der Endzweck als System der Zwecke. 

Der Zweck und vor allem der Endzweck sind in dieser Betrach- 
tung in rein methodischer Bedeutung zu nehmen; sie können nicht 
ohne weiteres aus der Kantischen Terminologie herüber- 
genommen werden. Denn dem Endzwecke haftet bei Kant die gleiche 
Zweideutigkeit an, von der die Idee nicht frei war, und unter der 
auch die Begriffsbestimmung des »Weltbegriffs« zu leiden hat. 
Es ist immer die Verquickung des transzendentalphilosophischen 
Gesichtspunkts mit dem der praktischen Philosophie, der die Unklar- 
heit hervorruft. Wie es der Idee nicht möglich war, ihre Bedeutung 
als »allgemein-logischer« Begriff voll zu entfalten, weil sie entweder 
negativ als das Regulativ theoretischer oder positiv als das constituens 
der praktischen Philosophie auftrat, wie auch dem »Weltbegriff« 
die Beziehung auf die Weisheit anhaftet, deren der »Lehrer 
im Ideal« bedarf, da er alle Erkenntnisse »ansetzt, sie als Werkzeuge 
nützt, um die wesentlichen Zwecke der menschlichen Vernunft zu 
befördern« (Kr. r. V.? 867), so ist der Endzweck eigentlich »kein 
anderer als die ganze Bestimmung des Menschen, und die Philo- 
sophie über dieselbe heißt Moral« (Kr. r. V.? 868). Als »unbedingter« 
Zweck (Kr. d. U. 304, 321) ist er »bloß ein Begriff unserer prak- 
tischen Vernunft und kann aus keinem Datis der Erfahrung zu 
theoretischer Beurteilung der Natur gefolgert noch auf Erkennt- 
nis derselben bezogen werden. Es ist kein Gebrauch von diesem 
Begriffe möglich, als lediglich für die praktische Vernunft nach 
moralischen Gesetzen« (Kr. d. U. 326f.). Von diesem End- 
zweck kann hier nicht die Rede sein; er ist schon eine Besonderung 
jenes Methodenbegriffes, auf den es ankommt. Er führt weit in 
die konkreten Probleme der Philosophie hinein; ein Begriff der 
Verwirklichung, ein Methodenbegriff bleibt er freilich. Aber er dient 
in der angegebenen Bedeutung ausschließlich der Realisierung der 
praktischen Gesetzlichkeit und steht auf einer Stufe mit dem Be- 
griff des höchsten Guts und der Glückseligkeit }). 


ı) Vgl. Fortschr. S. 124 ff., besonders S. ı31: Der Endzweck hat »für den 
Gebrauch der Freiheit des Menschen Realität.« 
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In der Durchführung des Kantischen Gedankens der 
Transzendentalphilosophie läßt sich aber diese Einschränkung im 
Begriff des Endzwecks nicht aufrechterhalten. Das eine philo- 
sophische System, das von ihm gefordert wird, drängt zur Er- 
fassung einer allgemeinen Methode. Wenn der Zweck über die 
anfänglichen Schranken, die auch ihm die praktische Philosophie 
zu ziehen versucht, hinauswächst und zum unzweideutigen Begriff 
einer allgemeinen Erkenntnislehre wird, indem die Realisierung 
der Theoretik wie der Praktik nicht ohne ihn durchführbar ist, und 
auch die Aesthetik seiner bedarf, so muß auch der Endzweck 
zu dieser allgemeinen Bedeutung sich weiten. Er tut es, 
sobald er sich als Einheit der Zwecke, als ihr System 
begreift. Die Erkenntnis bedarf dieser letzten Zweck- und System- 
einheit, wenn sie nicht überhaupt ihre Einheit und ihren System- 
anspruch preisgeben will. So drückt der einzelne Zweck, als Teil- 
system, die Einheit der Zwecke, das System der Philosophie 
aus. »Durch ein Prädikat stelle ich mir nicht einen Teil von der 
Sache vor oder habe einen Begriff vom T eil, sondern stelle mir das 
Objekt selbst vor und habe von ihm einen Teilbegriff« 
(Refl, Erdmann II 439); dergestalt ist stets das Ganze im Teil wirk- 
sam, als der konkrete Urgrund einer Abstraktion. Darum aber darf 
man niemals beim Zweck sich begnügen, ohne in ihm zugleich den 
Endzweck zu setzen. Wenn der Zweck als Vertreter des Systems 
ein Begriff ist, ohne den keine Erkenntnis zustande kommt, so auch 
der Endzweck. 

Die »allgemeine Logik« zeigt, daß der letzte systematische Ur- 
grund, den der Endzweck vertritt, den nur eine letzte Systemansicht 
wiedergeben kann, in jeder einzelnen Erkenntnis wirksam ist; daß 
damit das Individuelle, obgleich es nie erklärt werden kann, doch 
in bestimmtem Sinn erreichbar, nämlich darstellbar wird und nicht 
nur in unendlicher Ferne als ewiges Ziel aufgerichtet bleibt. Die 
»Ueberendlichkeit« wird nicht begriffen und nicht in dem Sinn er- 
kannt, daß sie rational gefaßt würde; aber sie kann als in jeder Setzung 
wirklich eingesehen werden. Erkenntnis ist gerade diese 
Setzung, ist Gestaltung eines Unendlichen; sie schöpft 
als Darstellung immerdar aus dem Letzten und Tiefsten, das das 
Wirkliche selbst ist, und versucht es auszudrücken und drückt es 
in der Tat wie immer unzulänglich aus. 

Indem die Setzung die Einheit von Prinzip und System 
setzt, setzt sie das System gemäß dem Prinzip wie das Prinzip dem 
System gemäß. Das Mögliche geht.im Notwendigen wie das Not- 
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wendige im Möglichen unter, während das Wirkliche ist. Die Gegen- 
sätze sind vereinigt, aber nicht nur äußerlich zusammengefügt; es 
entsteht nicht etwa aus der Zusammennahme von Prinzip und System 
die Setzung. Diese ist vielmehr das Ursprüngliche, in dem Prinzip 
und System sich aneinander finden. Nur zur Deutung möchte es 
dienen, wenn versucht wurde, im System das Ueberendliche, den 
ständigen Bezug zum Ganzen, zur Totalität nachzuweisen, der ihm 
doch auch erst kraft der Setzung zuteil wird. 


3,’Die' Möglichkeit eimer dreifachen 
zierung der allgemeiuen Metmove 


Daß das Wesen der Erkenntnis, daß die Setzung »Schwebung« 
sei, bedeutet nichts anderes als daß die allgemeine Methode voll- 
kommen frei von dem Uebergewicht eines ihrer Faktoren im Gleich- 
gewicht sich vollziehe. Das schließt aber nicht aus, daß an dieser 
einen Methode je nach dem Ausgangspunkt verschiedene Betrach- 
tungsweisen möglich sind. Die Besinnung auf die besondere Gegeben- 
heit der Transzendentalphilosophie, die etwa in dem System einer 
Philosophie der Natur, der Sitten und der Kunst !) zu suchen wäre, 
fordert von sich aus die Möglichkeit einer dreifachen Ansicht der 
allgemeinen Methodengesetzlichkeit. Denn wenn auch gewiß die Phi- 
losophie der Welt der Natur, der Sitten und der Kunst sich nicht in 
logischer Entwicklung aus der Transzendentalphilosophie herleiten 
läßt, so muß sich doch die Unterschiedenheit der Methoden dieser drei 
Gebiete in der Transzendentalphilosophie der Möglichkeit nach auf- 
zeigen lassen. Es sind in der Tat drei verschiedene Stand- 
punktnahmen möglich: der Ausgang der Betrachtung kann 
rein in der Schwebung, in der Setzung, er kann im Prinzip und kann 
im System genommen werden. In dieser verschiedenen Ansicht 
stellt sich die eine allgemeine Methode jedesmal anders dar, und 
damit ist die Möglichkeit zu einer Differenzierung gegeben, die den 
Zusammenhang zwischen der transzendentalphilosophischen Be- 
trachtung und der entwickelteren Methodik der gegenständlichen 
Mannigfaltigkeit herstellt; denn diese muß zufolge ihrer anders- 
gearteten Gegebenheit andere Methoden fordern, die aber doch ein 
Ausdruck der ursprünglichen logischen Synthesis bleiben. 

Der Standpunkt in der Setzung selbst ist der ursprüng- 
lichste; in ihm scheinen Kategorie und Idee ihre Bedeutung gänzlich 


I) Diese von Kant aus naheliegende spezielle Form der Dreigliederung 
unterliegt hier nicht der Erörterung. 
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verloren zu haben. Der Gegensatz von Bestimmendem, und Be- 
stimmbarem ist so rein und ganz in schwebendes Gleichmaß auf- 
gehoben, daß die Einheit ein für allemal gegründet scheint; aller 
Fortschritt ist überwunden, doch fließt das ruhevolle Gleichmaß 
nur aus der größten Spannung: nur unendlichfache Widersprüche 
vollenden sich in dieser reinen Ruhe. »Es ist ein ewiges Leben und 
Bewegen in ihr, und doch rückt sie nicht weiter«!). 

Aber die Setzung selbst besteht nur für den Augenblick der 
Setzung, die Schöpfung ist im wahren Sinn das Werk des Schöpfers 
nur im Schaffen selbst. Nur im Werden hat sie ihr Sein, nur im 
Uebergang ihre Ewigkeit: dem Begriff der Vollendung ist alle Starr- 
heit genommen; nur der Augenblick des Schaffens selbst ist Träger 
der Vollkommenheit. Es ist, wie Goethe es von der Natur ausführt: 
»Sie verwandelt sich ewig und ist kein Moment Stillestehen in ihr. 
Fürs Bleiben hat sie keinen Begriff, und ihren Fluch hat sie ans Stille- 
stehen gehängt« (S. 380). Es ist die schlechthinnige Einheit von 
Sein und Werden, von Ruhe und Bewegung, wie ja die Einheit der 
Gegensätze überhaupt nur und stets in der Setzung sich vollzieht; 
nurim Uebergang ist sie wirklich. Das Uebergehen (ueraßa)- 
Asıv,; Platon Parm. 156 ff.), das im Augenblick vor sich geht (&$aipvns), 
ist zeitlos und damit ewig. Es ist jenes Wunderbare (T6 dtonov 
TodTo, Ev @ TOT’ Üv ein, Öte ueraßdidsı 156 D), das weder das eine 
noch das andere, auch nicht keins von beiden, sondern beides in 
einem ist: alla 7 ESaiprns abım pboıs Aronds Tıs Eyradnrar uerafb 
TS zWNoeds TE zal oTdoens, Ev xXodvw oöderi odoa (ebenda). Das 
Schweben ist vollkommen, weil das System in seiner Unendlichkeit 
ergriffen, das Prinzip restlos dargestellt ist. Das Prinzip hat die 
Idee in sich gezogen, an ihr sich geweitet und vollendet, das System 
ist ganz von der Kategorie durchdrungen, und alle bloße Unbe- 
stimmtheit ist aufgezehrt, so daß ihre Einheit keinen fortdrängen- 
den, unbefriedigten Faktor mehr in sich birgt, kein bestimmendes 
Element, das nicht sein Bestimmbares, keinen unbestimmten Teil, 
der nicht sein ihm gemäßes Bestimmendes gefunden hätte. Die 
Freiheit von einseitiger Ueberlastung, die Gelöstheit von aller 
nur abstrakten, weil teilweisen Betrachtung ist das Wesen der 
Setzung. Sie ist deshalb im tiefsten Sinne frei, weil sie im höchsten 
Sinne gebunden ist, gebunden durch die vollständige Gemäßheit 
ihrer Pole. 

Aber wie die Setzung nur im Uebergang, nur in sich selbst 
Bestand hat, so kann sie nie den Fortgang ins Unendliche zerstören. 

1) Goethe W. W. (Cotta) 40, S. 386. 
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Sie hat ihn vielmehr in sich aufgenommen, ihn in sich zusammen- 
gefaßt. »Sie setzt alle Augenblicke zum längsten Lauf an, und ist 
alle Augenblicke am Ziel«'). Dennoch ist sie, so viel des Unendlichen 
und Vollendeten sie in sich bergen mag, und so sehr sie nur in ihm 
entspringt, nicht schlechterdings selbst vollendet; sie bedeutet nicht 
die Vernichtung der fortschreitenden Erkenntnis. Denn sie erfolgt 
stets unter bestimmten Voraussetzungen, nach einer Hypothesis 
und der Leitung eines Prinzips. Vom Standpunkt des Endzwecks, 
des letzten Systems, gilt daher jede Setzung nur bedingt und beziehent- 
lich, genau wie sie von der Gesamtheit, dem »System« der Prinzipien 
aus nur hypothetisch gelten kann. Daher hat die Setzung ihre über- 
endliche und eigentliche Bedeutung nur in ihrem Vollzug selbst. 
Sobald sie vollzogen ist, wird ihr Mangel in der Unzureichendheit 
für einen größeren Problembereich entdeckt, wird sie selbst als nur 
bedingt, als nur für ihren Kreis von Fragen jene Einheit her- 
stellend erkannt. 

Aber die Kritik an der Setzung fließt schon nicht mehr aus ihrem 
eigensten Wesen. Daß die Lösung zum Problem wird, eine neue 
Setzung die alte verdrängt, obwohl sie sie in ihrer beschränkten 
Sphäre nicht vernichten kann, setzt bereits einen Standpunkt 
außerhalb der Setzung voraus; und zwar ist er zwei- 
fach möglich: als Standpunkt im Prinzip und im System. 
Für die Methode als solche bleibt allerdings die »Einheit«, als welche 
nur sie Realisierung ist, bestehen: sie ist stets gleichermaßen Lösung 
wie Stellung des Problems; in ihr ergibt jede neue Problemlösung 
zugleich eine neue Problemstellung; soweit das Prinzip reicht, be- 
stimmt, so weit ist das vorliegende Problem gelöst; so viel Anteil 
aber im Besonderen dem System zukommt, so viel ist noch un- 
gelöste, wenngleich in Einheit gefaßte, »symbolisierte« Mannigfaltig- 
keit. Im Ausgang vom Prinzip wird stets ein Rest, eine unendliche 
Fülle des Mannigfaltigen und Unbestimmten, aber Bestimmbaren, 
für weitere Bestimmung »gegeben« bleiben; das System ist nie in 
dem Sinn erreichbar, daß es durchgängig bestimmt werden könnte. 
Die Kategorie, die im Prinzip wirksam ist, möchte die Bestimmung 
vollenden, aber die Methode hat sie im Prinzip neu geschaffen. So 
sind die Prinzipien nicht mehr bloße Verstandesbegriffe, wenn 
Verstand das Vermögen zu denken, nicht das Erkenntnis- 
vermögen sein soll. »Synthetische Erkenntnisse aus Begriffen kann 
der Verstand also gar nicht verschaffen, und diese sind es eigentlich, 
welche ich schlechthin Prinzipien nenne« (Kr. r. V.? 357). Daher 
7) Goethe W. W. Bd. 40, S. 387. 
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ist Erkenntnis aus Prinzipien etwas anderes als »bloße Verstandes- 
erkenntnis, die zwar auch anderen Erkenntnissen in der Form eines 
Prinzips vorgehen kann, an sich selbst aber (sofern sie synthetisch 
ist) nicht auf bloßem Denken beruht« (Kr. r. V.? 358). Die Prin- 
zipien sind in Beziehung: zur Idee entstanden, sie sind die syste- 
matischen »Vernunfteinheiten« der Ideen !). Die Unendlichkeit der 
Idee hat sich in ihnen zur treibenden Kraft entwickelt, in ihnen 
wirkt die Idee, so daß nun recht eigentlich sie es sind, die das ge- 
schlossene System verachten und seine Offenheit fordern. Alle 
ihrem Resultat nach endliche und diskrete Setzung, die Setzung 
eines abgeschlossenen Ergebnisses suchen sie zu überwinden, indem 
sie seine Einführung in den kontinuierlichen Zusammenhang aller 
Setzungen überhaupt anstreben. Die einzelne Begrenzung, die in 
der Setzung vorliegt, wertet das Prinzip nur als vorübergehenden 
Haltpunkt, als nicht mehr unendlich, noch nicht wieder unendlich, 
aber als zur Unendlichkeit zurück- und vorwärtsstrebend. 

So ist das Prinzip recht eigentlich der Feind des falschen 
und engen Systembegriffs. Die Erkenntnis ist durch das Prinzip 
beständiger Erweiterung fähig, ja es scheint oft das System gänz- 
lich zu verschmähen, indem es das System nicht als Gegenpol an- 
erkennt, sondern in sich beschlossen und aus sich bestimmt glaubt. 
Damit wird die systematische Methode vernichtet: denn indem das 
System aufhört, ein selbständiger Faktor zu sein und vom Prinzip 
abhängig wird, verliert die Erkenntnis die Möglichkeit, in jedem 
Augenblick auch Darstellung des einheitlichen Gegenstandes der 
Erkenntnis zu sein. Das eine jeweils herrschende Prinzip schreitet 
von Bestimmung zu Bestimmung, ohne imstande zu sein, mit jeder 
einzelnen Setzung wirklich den letzten Urgrund irgendwie, wenn 
auch in stets unzureichendem Symbol auszudrücken. Die Einheit 
der Erkenntnis, die nicht nur in der Einheit des Prinzips, sondern 
als Einheit des Gegenstandes erst in ihrem systematischen Charakter 
sichergestellt war, verliert sich, und es bleibt nur die Einheit des 
Ausgangs, die aber aus sich keine Einheit des Mannigfaltigen zu 
sein vermag. So führt die Betrachtung der Methode, dieeinseitig 
vom Prinzip ausgeht und nur in ihm eine Erkenntnisbedingung 
sieht, zum Skeptizismus. Die Vernunft wird dem Skeptiker 
zu einer »unbestimmbar weit ausgebreiteten Ebene« (Kr. r. V.? 
790); das Prinzip selbst, aus seiner Beziehung zum System gelöst, 
in der ihm doch seine eigentlich »prinzipielle« Kraft, die Möglichkeit 
der Umspannung gegensätzlicher Richtungen erst kommt, verliert 

r) Cohen: Kants Theorie der Erfahrung? S. 654. 
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seine eigentümliche Bedeutung und hört auf, gesetzmäßiger Grund- 
satz zu sein. Es wird zu irgendeiner Annahme, die etwa in Gewohn- 
heit gegründet ist, wobei »gegründet« schon zu viel besagt. Aber 
»alles skeptische Polemisieren ist eigentlich nur wider den Dogmatiker 
gekehrt, der ohne ein Mißtrauen auf seine ursprünglichen, objek- 
tiven Prinzipien zu setzen, das ist ohne Kritik, gravitätisch seinen 
Gang fortsetzt« (Kr. r. V.? 791). In dieser Kampfstellung hat der 
Skeptizismus sein relatives Recht und den Grund seiner positiven 
Arbeit. An sich ist er so gut unfruchtbar wieder Dogmatismus, 
da er die Möglichkeit der Erkenntnis im Grunde bestreiten muß, 
und er hat den Mangel »mit allen Dogmatikern gemein« (Kr. r. V.? 
795), »nämlich, daß er nicht alle Arten der Synthesis der Verstandes 
a priori systematisch« übersieht. 

Das echte Prinzip hat schon diese Gesamtheit der mög- 
lichen Systeme in sich aufgenommen, weil letztlich in ihm die Be- 
ziehung zum Endzweck, nicht nur zu einem beliebigen einzelnen 
Zweck, lebendig ist. Denn die Vernunft ist eine für sich bestehende 
Einheit, wie ein organisierter Körper, so daß jedes Glied um aller, 
und alle um eines willen da sind, »und kein Prinzip mit Sicherheit 
in einer Beziehung genommen werden kann, ohne es zugleich in 
der durchgängigen Beziehung zum ganzen reinen Vernunftgebrauch 
untersucht zu haben« (Kr. r. V.° Vorw. 23). Da das Prinzip ein 
Begriff der Methode ist, vermittelt ihm ihre Einheit seine unauf- 
hebliche Beziehung zum System. Das System stellt sich vom Prinzip 
aus als Problem dar. Die im Prinzip anhebende Betrachtung kann 
also auf das System nicht verzichten, wenn sie überhaupt Sinn, der 
ihr erst aus dem Problem kommt, haben soll. In der Tat würde ja 
die letzte Konsequenz des Skeptizismus die Leugnung jedes Sinnes 
der Erkenntnis sein, weil sie mit dem System in dem Verzicht auf 
die Möglichkeit der Erkenntnis überhaupt zugleich das Problem 
leugnen muß. Die »Kritik«.aber, die sowohl gegen den Skeptizis- 
mus, wie gegen den Dogmatismus gerichtet ist, erkennt mit dem 
Problem die Möglichkeit des Systems an; ja nicht nur seine Möglich- 
keit, sondern seine Notwendigkeit, denn das Problem kann nicht 
anders Problem sein, als daß es zugleich die Lösung enthält. »Also 
enthält Kritik und auch sie ganz allein den ganzen wohlgeprüften 
und bewährten Plan, ja sogar alle Mittel der Vollziehung in sich, 
wonach Metaphysik als Wissenschaft zustandegebracht werden 
kann« (Prol. 32). In jedem Prinzip ist der Keim des Systems ante- 
zipiert, weil anders die Methode nicht ihre Einheit setzen könnte, 
weil nur so Erkenntnis möglich ist. So ist esdieAntezipation 


Zur Grundlegung einer transzendental-philosophischen Methode. 357 


des Systems im Problem, was den Standpunkt des 
Prinzips kennzeichnet. Die Begründung liegt eben in der Vernunft 
als »durchgängig verknüpfter Sphäre« (Prol. II), als welche auch 
Platon den Logos bestimmte: reiewrarmm narıwv Adywv Eativ dgpd- 
vıoıs TO Ötakdeıw Exastov And ndvrov Öld yao rw array TEV Eeidwv 
ovumAornv 6 Aoyos yEyovev nu (Soph. 259 E)!). Dabei aber ist es 
gerade vom Prinzip her wesentlich, daß diese Verknüpfung niemals 
als fertig, das System nie als geschlossen, sondern stets als ins 
Unendliche offen und bereit, jede neue Erweiterung der Erkenntnis 
in sich aufzunehmen, gedacht wird. Nur als lebendiger Zweck, als 
sich stets wandelndes und wachsendes Problem ist es der echte 
Methodenbegriff. Die Frage nach der Möglichkeit dieses Systems 
läßt sich immer nur dahin beantworten, daß es für die Erkenntnis 
notwendig ist, und daß in der Methode nicht seine Erklärung, aber 
mit dem Versuch der Deutung der Erkenntnis überhaupt auch seine 
Möglichkeit eine Deutung erfährt, die sich in der Gemäßheit von 
Prinzip und System darstellt. 

Diese Gemäßheit fordert neben der Möglichkeit ds Ausgangs 
vom Prinzip auch die vom System. Denn wie die Erkenntnis 
einerseits als ins Ungemessene, aber doch systematisch, sich er- 


“ weiternd vorgestellt werden mußte, so ist sie andererseits auch von 


ihrer systematischen Einheit aus als stets zu dieser zusammenstrebend 
und ihr gemäß sich entwickelnd zu betrachten. Wie das eine Mal 
die Freiheit des Prinzips zugleich die Notwendigkeit eines Systems 
mit sich führte, die die Freiheit in Grenzen band, in denen eine 
Wirkungsmöglichkeit gegeben war, in dem sie dem Prinzip als Pro- 
blem gegenübertrat, so fordert jetzt die Freiheit der systematisch 
gegliederten Mannigfaltigkeit die Bestimmung des Prinzips von sich 
aus, um durch dasselbe ihrerseits bestimmt zu werden. Die ihrer 
Natur nach »architektonische« Vernunft verstattet »nur solche Prin- 
zipien, die eine vorhabende Erkenntnis wenigstens nicht unfähig 
machen, in irgendeinem System mit anderen zusammen zu stehen« 
(Kr. r. V.2 502). Dabei aber kommt alles darauf an, daß das System 
in seiner ganzen Weite gefaßt wird. Denn nur zu leicht versucht es 
die Prinzipien gänzlich aus sich heraus zu bestimmen und somit 
ihren eigentlich prinzipiellen Charakter aufzuheben. Zugleich aber 
vernichtet es damit auch sein Wesen als das eines in sich gegliederten 
Organismus; es nimmt sich selbst absolut und erstarrt; Dogmatis- 
mus ist die Folge. So sehr Kant mit aller Energie gegen ihn an- 
1) »Das Einzelne von dem Ganzen zu trennen, ist die völligste Vernichtung 
alles Logischen. Denn durch die Verflechtung der Begriffe entsteht uns der Logos.« 
Logos, XI. 3. 24 
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kämpft und ihm seine »Kritik« entgegenstellt, so ist er doch seiner 
Gefahr nicht immer entgangen. Die zahlreichen Aeußerungen, die 
die Erschöpfbarkeit und Vollendung des Kategoriensystems, seinen 
»geschlossenen Kreis« (Prol. $ 39) behaupten, sind ein Rest von 
Dogmatismus, der sich einerseits als Rationalismus, andererseits als 
Empirismus offenbart, und dessen Grund zuletzt in der Enge der wis- 
senschaftlichen Beziehung liegt. Aber dennoch weiß Kant recht gut, 
»daß die erste Idee, die sich der Verstand über ein System von Vor- 
stellungen macht, gemeiniglich mehr in sich faßt, als man in der Folge 
durch langsame Bemühungen entwickeln kann« (Refl. II, 189), und mit 
gutem Recht sagt er von sich selbst: »Ich habe mich selbst nicht 
angeführt, sondern alles umgeworfen. Ich billige nicht die Regel, wenn 
man im Gebrauch der reinen Vernunft vorher etwas bewiesen hat, 
dieses nachher, wie einen festen Grundsatz, nicht mehr in Zweifel 
zu ziehen« (Refl. II, 21). So bedeutet ihm das System etwas anderes 
als dem Dogmatiker, von dem es heißt: »Er will etwas haben, womit 
er zuversichtlich anfangen könne« (Kr. r. V.? 501). Der wahren 
Kritik ist das System als methodischer Begriff nicht fertig und ge- 
schlossen; nicht als ob es das Prinzip vergewaltigen wolle, macht das 
System es von sich aus seinen vorgefaßten Plänen in endlichen 
Grenzen dienstbar, sondern es tritt in unaufhebliche Wechselwirkung 
mit ihm, aus der allein die Möglichkeit der Entwicklung für beide 
quillt. 

WiedasSystem vom Prinzip aussichalsProblem 
undals Antezipation der Lösung darstellte, so genau 
das Prinzip vom System aus. Der Standpunkt im 
System braucht nicht mehr nach der systematischen Einheit zu 
fragen, vielmehr fordert er die Rechtfertigung dieser Einheit aus dem 
Prinzip und zwar ihre Rechtfertigung streng als unendliche; das 
Prinzip darf daher nicht, wenn es gleich vom System irgendwie 
»bestimmt« sein muß, als ausschließlich vom System aus bestimmbar 
gedacht werden; es muß seine Freiheit, die sich nur in unendlicher 
Abwicklung genug tun kann, vor dem Anspruch des falschen Systems 
bewahren und damit dessen Enge von sich aus überwinden. 

So läuft die Betrachtung immer wieder darauf hinaus, daß 
beide Bedingungen nur in ihrer gegenseitigen 
Bindung, nur miteinander, kritische, methodische Erkenntnis 
zu bedeuten imstande sind. Das Prinzi p ist die Kategorie, die 
— nicht das System, aber die Idee des Systems, die Idee schlechthin 
in sich aufgenommen hat und dadurch fähig wird, dem System zu 
korrespondieren; das System ist die Idee, die nicht mehr in der 
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Absolutheit der bloßen Forderung beharrt, sondern sich dadurch 
begrenzt, daß sie die Kategorie in sich aufnimmt. Vom reinen 
Standpunkt der Methode aus verschwinden die widerstreitenden 
Behauptungen des Skeptizismus und Dogmatismus, lösen sich die 
Antinomien, in der Erkenntnis, daß weder das Endliche noch das 
Unendliche an sich in Frage steht, sondern die synthetische«« 
Einheit beider, die sich als Prinzip und als System in ihrer not- 
wendigen Zweiseitigkeit ausdrückt. Die schematisierte 
Kategorie ist ihrem Wesen nach der symbolisierten 
Idee »gemäß« 

Aus der Möglichkeit, die »allgemein-logische« Methode sowohl 
vom Prinzip, vom System, wie von der Setzung her zu betrachten, 
ergibt sich die Beziehung dieser Methode zu demkonkreteren 
Gegenstandsgebiet der theoretischen, praktischen, ästhe- 
tischen Methode. Dietheoretische Philosophie entwickelt ihre 
Methode kraft ihrer besonderen Gegebenheit, der Welt der Natur, 
aus der abstrakten Möglichkeit der Standnahme im Prinzip: das 
Prinzip wird zum theoretischen Grundsatz, mit dessen Hilfe das 
Problem, das System der Naturgegenständlichkeit errichtet, besser 
bestimmt werden soll. Der Nachdruck ihrer Methode liegt wesent- 
lich im Bestimmen: das System, obwohl es unerläßlich in jeder 
einzelnen Erkenntnis antezipiert werden muß, bleibt unerreicht, so 
sehr es als Problem gegeben sein mag, als Problem sich selber 
stets von neuem gibt. Für diepraktische Philosophie ist das 
System ebenfalls gegeben, aber nicht sowohl als Problem denn als 
Lösung. Die praktische Philosophie nimmt ihren Ausgang im System: 
der Endzweck, der alstheoretischer wesentlich unendliche Aufgabe ist, 
ist als praktischer die praktische Gewißheit, die es im Grundsatz 
zu erreichen gilt. Die Frage geht nicht auf ihn, sondern — so sicher 
allerdings in ihm wieder stets die Gesamtheit der praktischen Grund- 
sätze antezipiert ist, die ja nicht anders sinnvolles, im Prinzip lös- 
bares Problem zu bilden vermöchten, — auf das praktische Prinzip. 
So liegt das Wesen der praktischen Methode vor allem im Reflek- 
tieren. Die theoretische Philosophie sucht den Zweck, der mit ihren 
Mitteln erreichbar ist; die praktische hat den Zweck, und sucht 
nach den Prinzipien seiner Realisierung. Die theoretische Philo- 
sophie kann den Zweck nur suchen, nur zur Darstellung des 
Systems durch das Prinzip kommen, indem sie das Prinzip zur höch- 
sten Differenzierung steigert; ihre Methode ist daher individuali- 
sierend. Die praktische fragt nach den Grundsätzen, die zur Er- 
reichung ihres Zwecks führen: sie muß versuchen, EL wein- 
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gültige Grundsätze zu finden, die das praktische Ziel zu ver- 
wirklichen imstande sind; ihre Methode ist generalisierend. 
»Wenn die Maxime der Handlung nicht so beschaffen ist, daß sie 
an der Form eines Naturgesetzes überhaupt die Probe hält, so 
ist sie sittlich unmöglich« (Kr. pr. V. 69 f.). Das Naturgesetz 
muß zum »Typus der Beurteilung« werden. Freilich nicht das spezielle 
Naturgesetz, wohl aber die Allgemeinheit des Prinzips 
zeichnet das »Gesetz der Freiheit« aus, die »bloße praktische Form, 
die in der Tauglichkeit der Maxime zur allgemeinen Gesetz- 
gebung besteht« (Kr. pr. V. 74). Die Theorie sucht das System, das 
ihrem Grundsatz gemäß ist, die praktische Philosophie aber die 
moralischen Grundsätze der Handlungen, die dem Endzweckgemäß 
sind !). So drückt sich vom Standpunkt der Transzendentalphilo- 
sophie die Differenzierung der »Gebiete« in der Unterschiedenheit 
der Methoden aus; die Transzendentalphilosophie kann und muß 
die Möglichkeit dieser Differenzierung nachweisen. In den neuen 
Methoden aber gibt sich der neue Gegenstand, indem er zugleich 
jedesmal das ihm gemäße Prinzip fordert; denn nur in dieser Be- 
ziehung von Prinzip und Gegenstand besteht die Methode. Aber 
wie die Differenzierung der Methoden auf der einen Seite über sich 
hinaus auf die Einheit der Methode in der Transzendentalphilosophie, 
die für die Philosophie als ganze die Einheit des Prinzips vertritt, 
hinweist, so nach der andern Seite auf den gemeinsamen »Boden«, 
dem sie alle entspringen, und in dem sie sich erfüllen, auf die Einheit 
des Systems als Einheit des Gegenstandes, die eine allgemeine Ge- 
schichts- oder Kulturphilosophie zum Problem hat. Von hier aus 
erscheint die Besonderung als Abstraktion am Gegenstand, indem 
der letzlich nur eine und konkrete Gegenstand aller Philosophie 
auf dieser Durchgangsstufe nach seinen abstrakten Momenten be- 
trachtet und in dieser Abstraktion als neuer Gegenstand behauptet 
wird. 

Als Abschlag gewissermaßen auf diesen letztlich einen Gegen- 
stand ergibt sich auch hier, in der Ebene der Besonderung, eine vor- 
weggenommene Einheit in der Methodik des Kunstwerks. 
Die Aesthetik hat ihren Stand in der Setzung selbst und kann 
dadurch, da ja die Setzung der ursprünglichste Ausdruck des Wirk- 
lichen war, den reineren Symbolcharakter gegenüber der theore- 
tischen und praktischen Philosophie für sich in Anspruch nehmen. 
Sie bedarf nicht des Prinzips, um von ihm aus das System zu suchen, 
nicht des Systems, um zum Prinzip zurückzufinden. Sie hat beides, 


2) Vgl. Hortschr.2S. 127. 
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das System, als ob es durchgängig im Prinzip verankert wäre, das 
Prinzip, als ob ihm der Zweck vollständig adäquat gegeben sei. So 
kennt sie weder den induktiven noch den deduktiven Weg, kennt 
den W eg überhaupt nicht, sondern ist in Wahrheit alle Augenblicke 
am Ziel, wie es von der Setzung als solcher gilt. Auch von der theore- 
tischen und praktischen. Aber von der ästhetischen im besonderen 
Grade, denn die Eigenart der theoretischen Gegenständlichkeit 
fordert über jede Setzung hinaus den Fortgang zum schließlich un- 
endlichen System, die der praktischen Gegenständlichkeit den rast- 
losen Rückgang, der fürwahr auch Fortgang ist, vom gegebenen 
Endzweck zum gesuchten Prinzip. Es ist in der theoretischen Philo- 
sophie ein Uebergewicht des Prinzips, in der praktischen ein solches 
des Systems unverkennbar; in der Aesthetik aber herrscht volles 
Gleichgewicht, reine Schwebung und Einklang. Bestimmung und 
Reflektion haben sich in unlöslicher Einheit gefunden. 


Notizen. 


Die ernste Selbstbesinnung, zu der 
heute der deutsche Geist verpflichtet 
ist, ruft ihn zu immer neuer Be- 
trachtung seiner großen geschicht- 
lichen Tradition auf. Die mit neuer 
Kraft beginnende Arbeit an den 
philosophischen Systemen des deut- 
schen Idealismus, die ihr Werden und 
ihren Zusammenhang deuten will, 
ist nur ein Ausdruck dieses Be- 
strebens, die tiefen und echten 
Grundlagen unseres geistigen Lebens 
wieder aufzudecken. So sehr hierbei 
der Blick über diese großen Systeme 
hinausgelenkt wird, so scheint doch 
mit ihrem Ende die philosophische 
Entwicklung des 19. Jahrhunderts 
abzubrechen. Die Ströme versanden 
scheinbar, um erst im Neukantianis- 
mus wieder aufgegraben zu werden. 
Erich Rothacker will in 
seiner Einleitung in die 
Geisteswissenschaften 
(J. €. B. Mohr [Paul Siebeck], Tü- 
bingen 1920), von einem ganz 
anderen Standpunkte aus die Wis- 
senschaftsgeschichte des 19. Jahr- 
hunderts überblicken. Er geht von 
Hegel aus und endet bei Dilthey, 
an dessen Gedanken er vielfach an- 
knüpft; wie Dilthey steht er zwischen 
Philosophie und Geschichte. Zwar 
ist sein Ziel eine Logik der Geistes- 
wissenschaften; aber der Weg dazu 


führt durch die Methoden der Einzel- 
wissenschaften, die in ihrer histo- 
rischen Entstehung und Verflechtung 
begriffen werden sollen. So ist diese 
Einleitung in die Geisteswissen- 
schaften eine Geschichte ihrer Struk- 
turen und ihrer Gesinnungen. So- 
viel sich gegen eine philosophische 
Einleitung sagen läßt, die aller syste- 
matischen Gesichtspunkte entbehrt, 
so ist doch der Wert einer solchen 
Betrachtungsweise nicht zu ver- 
kennen. Den Einzelwissenschaften 
den ihnen selbst oft unbewußten 
Zusammenhang ihrer Methoden mit 
denen der andern Wissenschaften 
klarzumachen, durch Verfolgung all- 
gemeiner geistiger Strömungen die 
Geschichte der Wissenschaften zu 
erhellen, ist gewiß eine große Auf- 
gabe. 

Rothacker verfolgt mit besonderer 
Liebe eine bisher vielleicht zu sehr 
zurückgetretene Linie, die den Be- 
ginn des? Jahrhunderts mit seinem 
Ende verbindet. Die historische 
Schule tritt neben die philosophische, 
begleitet sie und löst sie ab. Deshalb 
bedeutet das Erlöschen der philo- 
sophischen Spekulation kein Ab- 
brechen der geistigen Gesamtent- 
wicklung. Schon, wenn man den 
Inhalt des Buches überblickt, tritt 
diese Auffassung als das Wesentliche 
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und Eigenartige hervor. Die Kapitel 
behandein Hegel und die Geistes- 
wissenschaften, die historische Schule 
(Savigny, der Lebensbegriff der 
historischen Schule), Hegel und die 
historische Schule, die politische 
Historie, den Positivismus und Wil- 
helm Dilthey. Aber auch in den 
Kapiteln, deren Namen nichts davon 
andeutet, wird besonderer Wert 
darauf gelegt, das Fortwirken der 
romantisch-idealistischen Tendenzen 
auch in den Zeiten der Jahrhundert- 
mitte und des Jahrhundertendes zu 
erweisen. 

Savıgny tritt neben Hegel. 
Wenn man nicht die Größe der 
Persönlichkeit und der Leistung, 
sondern die Kraft des Fortwirkens 
im Auge hat, mag diese Ordnung 
Geltung haben. Denn natürlich ist 
es nicht Savignys ausgesprochene 
Lehre, die solche Wirkung hatte, 


sondern seine mit den tiefsten gei- | 


stigen Bewegungen seiner Zeit mit- 
klingende gesamte Haltung, die ihn 
zum Stifter der historischen Schule 
macht. Es ist ein glücklicher Ge- 
danke, in Savignys Lebensgefühl 
trotz seines Mangels an spekulativem 
Interesse die Wirkung der deutschen 
Geistesmächte seiner Zeit aufzu- 
zeigen. Seine Verwandtschaft mit 
den Systematikern der Philosophie 
ist schwer klarzustellen, weil er 
keine ihm selbst bewußte Philo- 
sophie hat, sondern mehr eine philo- 
sophische Grundstimmung, eine in- 
nere Gebundenheit, die seine Stel- 
lung trotz aller Systemlosigkeit ein- 
deutig, fest, klar und echt macht. 
Während die Philosophen sich selbst 
verstehen und sich selbst erklären, 
bedarf Savignys Weltanschauung ei- 
ner philosophischen Analyse, die 


sich nicht mit der Erklärung des 
geschriebenen Programms seiner 
Schule noch mit dem Nachweis der 
Abstammung seines »Volksgeistes« 
begnügen darf. Vielmehr ist es not- 
wendig, das Ganze seiner Persönlich- 
keit zu erfassen, um zu begreifen, 
warum gerade er zum Führer der 
historischen Schule wurde. Roth- 
acker kommt auf diesem Wege ein 
Stück vorwärts. Er vergleicht etwa 
Savignys Lebensgefühl mit dem des 
jungen Hegel und zeigt, daß zwischen 
Hegel und Savigny mehr Ueberein- 
stimmung herrscht, als man bisher 
glaubte. Aber er tut nicht gut daran, 
als das für Savigny Kennzeichnende 
den Geist der Restauration, seine 
konservative Gesinnung hinzustellen. 

In Savignys Natur findet sich 
vielerlei zusammen; es ist bezeich- 
nend, daß er sowohl als Vater der 
»Begriffsjurisprudenz« (Kantorowicz) 
wie als Vorläufer des »Freirechts« 
(Manigk) dargestellt worden ist; daß 
er sehr eng mit der Romantik zu- 
sammenhängt und doch der Typus 
eines durchaus klassischen Menschen 
ist. Gerade seine Vielfältigkeit macht 
ihn zum Vertreter einer Epoche und 
zum Meister einer Schule. Was auf 
lange Zeit weiterwirken soll, darf 
niemals einseitig, eindeutig, fertig 
sein; es muß immer etwas von der 
letzten Unausdeutbarkeit und Wider- 
spruchsfülle des Lebens in sich haben 
Was aber gerade das deutsche Gei- 
stesleben beeinflussen soll, muß die 
der deutschen Natur eigentümlichen 
Elemente in sich tragen: den roman- 
tischen Urgrund und das Streben 
nach der klassischen Harmonie. Sa- 
vignys Programm zeigt die Liebe für 
das still Werdende, die Feindschaft 
gegen alles »Gemachte«, den roman- 
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tischen Haß gegen den »völlig uner- 
leuchteten Bildungstrieb« des T®. 
Jahrhunderts. Doch ist dabei seine 
Arbeit dem Nacherleben der klassi- 
schen Jurisprudenz der Römer ge- 
widmet und jedes seiner Werke vom 


ersten an ein Muster klassisch vollen- 


deter Gestaltung. Dies ist die eigen- 


tümlich deutsche, in sich zusammen-. 


gesetzte und einige Grundstimmung, 
von der die historische Schule durch- 
drungen ist — und eben deshalb 
hört mit dem Zurücktreten der philo- 
sophischen Spekulation ihre Wir- 
kung keineswegs auf. 


Wie unter der Decke der politi- 


schen Geschichtsschreibung und des 
Positivismus die idealistischen Strö- 
mungen weiterfließen, wie auch 
Ranke und Scherer trotz ihres 
»Realismus«, trotz aller Polemik 
gegen die philosophische Spekula- 
tion von diesen Strömungen getrie- 
ben werden, wie schließlich in Dil- 
they eine neue Selbstbesinnung der 
Geisteswissenschaften beginnt, das 
wird unter Verwertung einer Fülle 
von Stoff dargelegt. Soweit die Ge- 
schichte der Einzelwissenschaften 
schon durchgearbeitet ist, werden 
die Ergebnisse übernommen; oft ist 
aber die Arbeit erst zu tun. Da- 
durch bekommt die Darstellung zu- 
weilen etwas Ungleichmäßiges; so, 
wenn etwa über Baurs Epochen der 
Kirchengeschichtsschreibung (S. 20 
bis 30) allzu ausführlich berichtet 
wird, während Joh. Ed. Erdmann 
(5. 14, 3I) nur erwähnt, aber nicht 
gewürdigt wird. Ueberall wird der 
Versuch gemacht, nicht an die aus- 
gesprochene Theorie, sondern an die 
wirkliche Struktur der einzelnen 
Wissenschaft anzuknüpfen. Der 
Wunsch, zum lebendigen Wirken 
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durchzudringen, führt auch zur Ver- 
wertung des Kreises, dem der ein- 
zelne Gelehrte angehört, und seiner 
anregenden Wirkung auf ihn, sowie 
der Lehrer, von denen er gelernt hat, 
wobei immer die Jugendzeit des 
Gelehrten besonders gewürdigt wird. 

Dabei sind sicherlich sehr auf- 
schlußreiche Punkte berührt. Oft 
zeigt sich eine überraschende Ueber- 
einstimmung der Methoden auch bei 
scheinbar sich sehr fernstehenden 
Wissenschaften, eine deutliche, un- 
mittelbare Einwirkung; wie etwa 
die von Savigny über Jak. Grimm 
auf Scherer (Rechtswissenschaft — 
Altertumswissenschaft Poetik). 
Es ist begreiflich, daß bei der Be- 
handlung der Jurisprudenz und 
Theologie, Aesthetik und Geschichts- 
wissenschaft, Kunstwissenschaft und 
Staatswissenschaft auf die einzelne 
Wissenschaft oft nur ein Streiflicht 
fallen kann. Aber diese Ungleich- 
mäßigkeit und die ungeklärte Ver- 
wendung so komplexer Begriffe wie 
Rationalismus, Empirismus, Indivi- 
dualismus, Radikalismus, Natura- 
lismus, Historismus, Positivismus 
scheint doch darauf hinzudeuten, daß 
eine Gesamtbetrachtung der Geistes- 
geschichte des Jahrhunderts zu einer 
wirklichen Ordnung und Klarheit 
nur gelangen kann, wenn sie sich 
einen philosophischen Standpunkt 
sichert, von dem aus eine Ueberschau 
möglich ist. Der Zwiespalt zwischen 
Geschichte und Philosophie, der 
auch bei Dilthey unverkennbar ist, 
um dessen Klärung oder Auflösung 
heute in der Philosophie gerungen 
wird — er ist auch diesem Buche 
nicht erspart geblieben. 

Freiburg ı. B. 

Fritz Pringsheim. 
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Karl Joel, Geschichte 
emsantiken PhiToso- 
phie. Erster Band. Tübingen 


1921, Verlag von J. C. B. Mohr 

(Paul Siebeck). XVI und 990 S. 

Joels Buch ist bereits von vielen 
Kritikern verschiedener Richtungen 
besprochen und beurteilt worden; 
aber da es eine Leistung darstellt, 
welche schwerlich überschätzt und 
kaum genügend oft gepriesen wer- 
den kann, so ist auch eine verspä- 
tete Anzeige immer noch nicht über- 
flüssig. Zwingend ist zunächst der 
Eindruck wohl auf jeden Leser, daß 
das Auszeichnende dieses Buches 
die große Kraft der Synthesen ist, 
die Jo&l zwischen griechischer Land- 
schaft und griechischem Menschen- 
tum, zwischen Menschentum und 
Wissenschaft, Wissenschaft und Phi- 
losophie zu vollziehen vermocht hat; 
eine synthetische Kraft, die weiter- 
hin nicht nur die einzelnen Schulen 
und Denker, sondern auch in jedem 
einzelnen Lehrsystem die Doktrinen 
bis zu den winzigsten Fragmenten 
in große Zusammenhänge stellt, die 
ihrerseits weder in leerer Luft ab- 
strakt konstruiert noch in unkontrol- 
lierbarer Ahnung erschaut, sondern 
vermöge eines souveränen Ueber- 
blickes über die Gesamtheit der 
hellenischen Kultur und krait ein- 
dringender Beherrschung der ın- 
timsten Philologica vom Verfasser 
gefordert und erschlossen worden 
sind. Weniger aber ist bisher von 


den Beurteilern darauf hingewie- 


sen, daß Joels Gabe und Kunst, 
die Geistesgeschichte zu behandeln, 
nicht nur in der Idee eine Vereini- 
gung von Intuition und Erudition 
— bisher nur getrennt vertreten 
durch Gegenspieler wie Burckhardt 
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und Zeller — sein will, sondern 
daß diese Vereinigung hier notorisch 
bereits zu Ergebnissen und Erfol- 
gen geführt hat, wie sie die ge- 
trennt marschierenden Parteien bis- 
her nicht erzielt haben. Mir scheint, 
den reichsten Gewinn trägt das 
Kapitel über Heraklit davon. Be- 
denkt man, wie die isolierende Be- 
trachtung gewisser Historiker aus 
Heraklit bald einen Absolutisten, 
bald einen Relativisten, einen ein- 
seitigen Physiker und einen fanati- 
schen Logiker, einen Rationalisten 
und einen Orphiker und was noch 
alles gemacht hat, wobei dann nur 
allzu oft drei Viertel der Zeugnisse 
unter den Tisch fielen, und ver- 
gleicht man nun mit jenen dünnen 
Linien das volle Bild, das uns Joel 
geschenkt hat, so ist ein Zweifel 
nicht mehr möglich, daß seine Me- 
thode für Heraklıt Interpretationen 
ermöglicht hat, die selbst so peri- 
pherisch anmutende Fragmente wie 
Nr. 7 und 67 umfassen. Vielleicht 
fragt mancher sich anfangs, ob 
einige Aufspürungen nicht über- 
trieben sind wie die des Zusammen- 
hanges zwischen dem gehemmten 
praktischen Herrschaftsdrang in dem 
Altjonier und seiner vergeistigten 


| Entladung in der theoretischen Welt- 


monarchie des großen Denkers; oder 
ob wirklich Heraklits Kampf mit 
dem Zeitgeist in Politik und Moral 
so eng verbunden gewesen sei mit 
seiner theoretischen Philosophie, 
aber jeder wird einsehen, daß der 
Erfolg die Joelschen Problemstel- 
lungen vollauf rechtfertigt. Noch 
nie ist mit solcher Evidenz gezeigt 
worden, wie der nach so vielen Sei- 
ten ausstrahlende Kampfeseifer He- 


raklits gerade in seiner Gesamtheit 
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nur die Entfaltung des kritischen 
Prozesses darstellt, in dem sich das 


Denken selber heraufbildet; zahl-|man 


reiche Zeugnisse, die bisher abseits 
blieben, sind nun hineinbezogen in 
die alles beherrschende Erkenntnis 
Heraklits: daß das Denken das 
Allgemeingültige erfaßt und daß 
Sophrosyne und Logos einen und 
denselben Gipfel darstellen, den es 
zu erklimmen gilt. Heraklits Lehre 
ist der Spiegel, den das jonische 
Genie seiner Epoche vorhält; das ist 
das gesicherte Resultat gegen so ein- 
seitige und gänzlich abgeirrte Kon- 
struktionen, wie sie namentlich Rein- 
hardts Parmenidesbuch brachte. Das 
Ineinanderleben von Seele und Welt, 
das Koinzidieren von Subjektivität 
und Objektivität, das Zugleichsein 
der alogischen Aufhebung aller Be- 
stimmungen mit dem Siege des Lo- 
gos selber, dies ist, soweit ich sehen 
kann, noch nie mit einer solchen 
Notwendigkeit aus dem Geiste He- 
raklits abgeleitet worden. — Jeder 
Denk: r, von den Milesiern an bis zu 
den Kyrenaikern, mit denen dieser 
erste Band abschließt, hat irgendwie 
neues Licht erhalten, aber auf keinen 
ist reicheres und helleres gefallen 
als auf den ‚dunklen‘ Heraklit. 
Heidelberg. E. Hoffmann. 


Jr Oberin ann spe 
sophische und religiöse 
Subjektivismus Ghazälis. 
Ein Beitrag zum Problem der Reli- 
gion. Wien und Leipzig, Universi- 
täts - Verlagsbuchhandlung Wilh. 
Braumüller, 1921. XV und 344 S. 
„Eine Wiederholung griechischer 

Gedanken in arabischen Buchsta- 

ben“ — so etwa lautet nach einem 

Ausspruch von E. Renan das euro- 
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päische Werturteil über die arabische 
Philosophie. Im besonderen vermißt 
die national-eigentümliche 
Durchdringung der angeblich künst- 
lich aufgepfropften wissenschaft- 
lichen Bildung. Und in der Tat hin- 
terläßt selbst die IgoI erschienene 
Geschichte der Philoso- 
phie im Islam von ’T. de Boer, 
der doch gewiß mit dem damaligen 
Stand der Forschung vertraut war, 
einen etwas mageren Eindruck. In 
J. Obermann ist dem arabischen 
Denken ein Interpret entstanden, 
der mitberufen scheint, die ‚‚ara- 
bische Lücke‘ in der Philosophie 
auszufüllen. Bereits früher wies er 
auf die weitgehende Selbständigkeit 
der arabischen, oder genauer ge- 
sprochen, der islamischen Philoso- 
phie hin: ihr Heimatboden ist der 
Koran, ihr Erreger die Glaubensnot 
der Denkenden schon unter den 
ältesten Mohammedanern, war doch 
das Buch des Propheten mit ge- 
schichtlich beispielloser Schnellig- 
keit die Norm für ganze Völker ge- 
worden. Und als man, besonders 
seit der Abbasidenzeit, griechische 
Denkformen übernahm, geschah es 
zum Zweck der Lösungsmöglichkeit 
für die eigenen Probleme. Und man 
übernahm nicht bloß. In scharfer 
Untersuchung der arabischen Ter- 
minologie zeigte O., daß z. B. ‚„‚wud- 
schüb“ nicht einfach die arabisierte 
avayın ist, sondern den Niederschlag 
der islamischen Eigenarbeit in sich 
aufgenommen hat von der ortho- 
doxen, auf Allahs Willkür beruhen- 
den, für den Menschen fatalistischen 
Notwendigkeit mit vorislamischer 
„dahr“ -, etwa wotoa - Erinnerung 
bis zur eleatisch anmutenden kau- 
salen Notwendigkeit der Vernunft 
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nach, wie schon die ersten Ratio- 
nalisten im Islam, die alten Muta- 


ziliten, erklärten (Das Problem hebt. 


dern Kausialität bei. den 
Arabern in Wiener. Zeitschrift 
für die Kunde des Morgenlandes. 
Bd. 29 und 30; s. 30 S. 65 ff.). 
Obermanns besondere Untersu- 
chung gilt dem Abü Hämid al- 
Ghazäli, dem Abuhamet oder Alga- 
zel der mittelalterlichen Scholastiker. 
Selbst in den gediegensten europä- 
ischen Uebersichten pflegt er als 
„skeptisch-mystischer Zersetzer der 
Philosophie“ abgetan zu werden. 
Als Mystiker, wohl weil der in der 
Mitte der Dreißiger stehende hoch- 
gefeierte Bagdader Professor auf 
alles verzichtend jahrelang in die 
Einsamkeit ging, weil er, wie über- 
all, so auch im Sufismus gesucht hat 
und sufische Lebensweise bis an 
seinen Todestag, den IQ. Dez. IIII, 
beibehielt. Den Skeptiker aber sieht 
man in ihm, weil er ım ‚tahä- 
fut al-faläsifa““ (destructio philo- 
sophorum) den Rationalismus des 
dogmatisch gewordenen Aristotelis- 
mus an seinen Widersprüchen ‚‚in- 
einanderstürzen“ läßt. Aber in 
Wirklichkeit ist der scharfe Denker 
Ghazäli den sufischen Spekulationen 
unerbittlich feind: die Emanations- 
lehre verspottet er als den Versuch, 
die Kluft zwischen dem peripathetisch 
gedachten Gott „al-sabab al-auwal“ 
(roorn aitia) einerseits und der Welt 
andrerseits zu vertuschen, und er 
ringt sich zu der Erkenntnis durch, 
daß der Asket, der die Aufgabe sei- 
nes Lebens in der Flucht vor dieser 
Welt sieht, eben dadurch seine, der 
religiösen Innerlichkeit ermangelnde 
Abhängigkeit vom Irdischen genau 
so beweist wie der Weltsüchtige, der 
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die objektiven Bedingungen des Le- 
bens zum subjektiven Zweck er- 
Und ‚‚skeptischer Zersetzer 
der Philosophie‘ ist Gh. nicht mehr 
als — Kant. Ein Kritizist, Subjek- 
tivist, Idealist, befreit er durch 
nüchterne Abgrenzung die Philo- 
sophie von dogmatischen Rück- 
sichten und sichert in einer vom 
rationalistisch-philosophischen Dog- 
matismus geläuterten Religion dem 
„divinistischen“ Motiv im Men- 
schen volle Bewegungsfreiheit. Wie 
Descartes stellt er alle Erkenntnis 
der Dinge so lange zurück, bis er 
das Erkennen selbst auf seinen Ur- 
sprung, seine Kriterien und seine 
Grenzen untersucht hat. Wie Hume 
führt er die Notwendigkeit der em- 
pirischen Kausalität auf Ideenasso- 
ziation durch Gewohnheit zurück. 
Die Abwägung der intelligiblen Ur- 
teile gegen die Erfahrungsurteile 
sichert der Vernunft die vollständige 
Souveränität gegenüber den Sinnes- 
wahrnehmungen, aber Geltung auch 
nur innerhalb des Gebietes der Er- 
fahrung. Es geht nicht an, parallel 
zur Physik eine Metaphysik kon- 
struieren, ins Ueberempirische ein- 
dringen zu wollen mit den Katego- 
rien, die doch nur Denkformen sind, 
oder mit den Gesetzen unseres Raum- 
und Zeitbegriffes, der nur eine der 
Vorstellung des denkenden Sub- 
jekts anhaftende Relation ist. Aber 
diese Beschränkung bedeutet keine 
Skepsis; kann alle Naturerklärung 
nur Naturbeschreibung sein, so 
bleibt die Welt voller Wunder, die 
der kritischen Vernunft jenes „Stau- 
nen über den Alltag‘, jenen unbe- 
hinderbaren Kausalitätsdrang ein- 
drücken, der die Wurzel aller reli- 
giösen Erkenntnis ist. 
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So verschmilzt in Gh. der For- 
scher mit dem Gottessucher, der die 
Religion subjektivieren, verinner- 
lichen will, und der nun auch wieder 
bereit ist, auf einige Zeit eine Pro- 
fessur in Nisapur zu übernehmen. 
Er setzt der fides quae creditur die 
fides qua creditur entgegen und for- 
dert statt der Theologisierung des 
äußeren Handelns im mechanisch- 
kasuistisch gewordenen 
Islam und statt der Theologisierung 
des Gefühls im Sufismus eine Re- 
ligionswissenschaft als die Erziehung 
des Menschen. zu der ihm eigenen 
ursprünglichen Religiosität. Ge- 
gründet ist diese Religionswissen- 
schaft auf Gh.s Psychologie, bei der 
O. das divinistische Prinzip treff- 
lich herausarbeitet. Die Spannung 
aber zwischen dem sittlichen Postu- 
lat der Divinistizität des Menschen 
und dem tatsächlichen Stand weckt 
von selbst das Gmadenbedürfnis, 
und ‚so führt die Selbsterkenntnis 
zur Gotteserkenntnis, die Gh. als 
im Menschen absolut und tatsäch- 
lich gegeben ansieht, während man- 
gelnder Gottesglaube nur auf Schwä- 
che des Deutungsvermögens beruhe. 
In einem wegen seiner Willensana- 
lyse höchst beachtenswerten Ab- 
schnitt „Erkenntnis und Deutung“ 
zeigt O. mit tiefinnerlichem Ver- 
ständnis, wie Gh. durch die aus dem 
Momente des physikalischen und 
des voluntaristischen Mechanismus 
erwachsenden Hinderungen hinüber- 
dringt zu seiner universalen subjek- 
tiven monotheistischen Religion im 
Gegensatz zu den sozialen partiku- 
laren objektivierten, höchstens heno- 
theistischen Religionen. 

Bei alledem will Gh. keine neue 
Religion bringen. Er ist bedingungs- 


offiziellen | 
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loser Moslem, der den innerlich ge- 
faßten, von ihm für den ursprüng- 
lich gehaltenen Islam wiederbeleben 
will. Stets ist das Besondere nur 
die Begriffsbestimmung, die syste- 
matische Begründung, das Füllen 
mit neuem Gehalt. Das zeigt sich 
auch in der Ethik. Die Ausdrücke 
für die Stufen des religiösen Wer- 
dens sind übernommen, so zwar, 
daß z. B. die Buße nicht eine äußere, 
dem Gottlosen auferlegte Sühne ist, 
sondern eine allgemein notwendige 
subjektive Vorbedingung der Reli- 
giosität. Und Freiheit bedeutet den 
Zustand des Herzens, in dem die 
animalischen Werte keinen Platz 
mehr haben. Höchstes Ziel aber 
der Entfaltung der religiös-sittlichen 
Persönlichkeit ist die die Menschen- 
liebe einschließende Liebe zu Gott, 
als dem vollkommensten Gegenstand 
aller drei Arten der Liebe, der bio- 


tischen zum Schöpfer und Erhalter, 


der perzipierenden, d. i. dem Wohl- 
gefallen an dem vollendet Guten 
und Schönen, und der individuellen 
Liebe, die keiner Erklärung fähig 
noch bedürftig ist. 

Die Darlegung der oft so über- 
raschend modern anmutenden Welt- 
anschauung Gh.s ist durch ständige 
Quellenbelege gesichert. Wichtige 
Stichsätze werden im arabischen 
Wortlaut aufgeführt. Bei dem guten 
Index erübrigt sich eine Einzel- 
verweisung hier. Die Förderung 
der in letzter Zeit reger gewordenen 
Ghazäli-Forschung liegt vor allem 
darin, daß O. das Phänomen des 
moslemischen Subjektivisten in sei- 
ner Ganzheit zu erfassen sucht, daß 
er, wie in seine Werke, so auch in 
seine Persönlichkeit sich eingelebt 
hat — Gh.s Schriften sind zumeist 
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Bekenntnisse, man vergleiche u. a. 
das tiefernste Kapitel vom „religiö- 
sen Schein“. Da die Grundan- 
schauungen absichtlich von den ak- 
zidentiellen Begleitumständen los- 
gelöst sind, vergißt man auf weite 
Strecken, daß man es mit einem Mo- 
hammedaner der ersten Kreuzfahrer- 


zeit zu tun hat, eine Tatsache, die 


sich dem Leser von Gh.s Schriften 
zunächst hindernd in den Weg 
stellen mag. Andrerseits sind aber 
auch die Parallelen zu neuzeitlichen 
philosophischen und religionswissen- 
schaftlichen Systemen mehr vor- 
sichtig angedeutet als aufdringlich 
durchgezogen. 

Gh. ist wenigstens nach europä- 
ischern Maßstab ein sehr fruchtbarer 
Schriftsteller. Wenn sich auch unter 
den 69 Werken, die Brockelmanns 
SGoehwehte rider arabi- 
Schemfälıteratur 1 z21ff. 
aufführt, viele kleine finden, so 
würde doch allein sein ‚‚ihjä ‘ulam al- 
din“ (Wiederbelebung der Religions- 
wissenschaften, vgl. die Teilüber- 
setzungen von H. Bauer, Islami- 
Scheukchik, Halle 1917 ff.), ins 
Deutsche übertragen, mehr als 3000 
Quartseiten füllen. Dazu ist er viel- 
seitig und, was die Forschung be- 
sonders erschwert, der Mann der 
großen Wandlungen. Um so aner- 
kennenswerter ist es, daß O. es ge- 
wagt hat und es wagen durfte, 
die großen Linien zu ziehen, die der 
Einzelforschung als Richtlinien wer- 
den dienen können. Sehr wichtig 
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wird auch die Prüfung der Wirkung 
dieser ‚„Zierde des Islam‘ auf seine 
Glaubensgenossen sein. Gewiß haben 
sie den bis heute vielgefeierten 
„Imam‘“ und ‚Beweis der Religion‘ 
nie völlig begriffen, wie er Zeit seines 
Lebens zumeist der unverstandene 
Einsame war. Aber wie bei all sei- 
nem Kampf gegen kasuistische Ver- 
knöcherung und dogmatische Ver- 
steifung sich seine religiöse Inner- 
lichkeit mit regster Kirchlichkeit 
nicht nur vertrug, sondern geradezu 
darin ihren Ausdruck fand, so hat 
sie sich je und dann bis heute ein- 
zelnen als schwächere oder stärkere 
Mithilfe zur vergeistigenden Durch- 
dringung des rechtlich - ritualisti- 
schen Islam erwiesen. Immer wie- 
der wurden seine Bücher, auch ge- 
rade die aus seiner Reifezeit, in der 
ganzen mohammedanischen Welt 
abgeschrieben und später gedruckt, 
nicht nur bei den Sunniten, sondern 
auch bei den Schi‘iten, z. B. in Tehe- 
ran. Und manche Anschauung des 
islamischen Modernismus wird uns 
weniger modern anmuten, wenn wir 
uns das Weiterleben, oder wenigstens 
das Weitervegetieren dieses ‚„Rege- 
nerators der Religion“ vergegen- 
wärtigen. 

Gehalten ist O.s tiefgrabende und 
weitwirkende Untersuchung in einer 
klaren, bisweilen von rein sachlichem 
zu fast werbendem Ton übergehen- 
den Sprache. 

R. Strothmann-Pforta. 
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